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(SZ)Wenn ein Engländer umschreiben 
will, dass ein Riesenproblem besteht, von 
dem jeder weiß, gegen das aber keiner 
was tut, dann sagt er: „There is an ele- 
phant in the room“, da steht ein Elefant 
im Raum. Genau betrachtet ist das Land 
voll von Elefanten, England ist eine Ele­
fantennation. Seit Ewigkeiten haben die 
Engländer zum Beispiel keinen vernünfti­
gen Torwart, jeder, der Augen hat, er­
kennt das, aber so richtig eingestehen 
mag es sich trotzdem keiner. Der Elefant 
kann also im Tor stehen, er kann auch im 
Parlament sitzen. Dass ihr merkwürdi­
ges Wahlsystem dringend renoviert ge­
hört, hat gerade wieder jeder mitge­
kriegt, aber das war früher auch schon 
so, und passiert ist . . . nichts. Die Eng­
länder leben so routiniert mit ihren Ele­
fanten, wie die Inder mit ihren Elefanten 
leben, die ja -  wie Elefantenfreunde wis­
sen -  deutlich kleinere Ohren haben als 
die afrikanischen Elefanten. Wie groß da 
im Vergleich die Ohren der englischen 
Elefanten sind, konnte bisher nicht ermit­
telt werden, ein gedachter Elefant lässt 
sich nur schlecht vermessen.

Seit ein paar Tagen stehen Elefanten 
in ganz London, sie sind aus Fiberglas 
und, den Ohren nach zu urteilen, eher in­
disch inspiriert als afrikanisch. Eine 
Kunstaktion -  es gab schon Kühe aus ähn­
lichem Material in Zürich, auch Löwen 
in München, aber die Londoner Elefan­
ten sind etwas Besonderes, sie dokumen­
tieren die Nähe der englischen Bevölke­
rung zu diesem wunderbaren Tier, die 
sich immer wieder auch in der Sprache 
ausdrückt: „White Elephant“ ist im Eng­
lischen eine Fehlinvestition, ein Gro­
schengrab. Im Moment wird in London 
viel gebaut, die Stadt darf die Olympi­
schen Spiele im Jahr 2012 veranstalten. 
Weil aber all die Sporthallen und Sta­
dien so teuer sind, sieht es so aus, als ent­
stünden gerade sehr viele weiße Elefan­
ten. Und weil so viele weiße Elefanten 
ein Problem darstellen, von dem jeder 
weiß, das aber keiner benennt, jedenfalls 
keiner, der die Olympischen Spiele 
schlechtreden will, steht sprichwörtlich 
bereits der nächste Elefant im Raum, al­
lerdings im öffentlichen.

Dazu passt, dass ausgerechnet in Eng­
land eine Zeitlang gern Elephant-Jdkes 
erzählt worden sind, Elefantenwitze, sie 
gehen so: „Was macht man mit einem wei­
ßen Elefanten? Man hält ihm den Rüssel 
zu, bis erblau anläuft.“ Oder: „Woran er­
kennt man, dass ein Elefant im Kühl­
schrank war? An den Fußspuren in der 
Butter. “ Man muss diese Witze nicht lus­
tig finden, weiß Gott nicht. Wobei, der 
Witz mit dem Elefanten beim Urologen 
ist gar nicht so schlecht, sprengt an die­
ser Stelle allerdings den Rahmen. Was üb­
rigens die Kunstelefanten angeht: Sie 
sind alle bunt angemalt und sollen ver­
steigert werden, sie bringen also Geld, 
statt es zu verschlingen. Es sind Elefan­
ten der neuen Art, die Engländer haben 
bisher keinen Begriff dafür.
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Egal, wie die britischen Liberaldemokraten bei der Par­
lamentswahl am Donnerstag abgeschnitten haben, ei­
nen Erfolg darf sich Parteichef Nick Clegg in jedem Fall 
auf die Fahne schreiben: Clegg -  hier mit seiner Frau 
nach der Stimmabgabe -  hat das alte britische Zwei-

Der dritte Brite
Parteien-System umgekrempelt. Mit einem starken Auf­
tritt bei der ersten Wahldebatte im Fernsehen verschaff­
te Clegg seiner Partei einen Schub, der die Labour Par­

ty von Premier Gordon Brown und die konservativen 
Tories unter David Cameron völlig überraschte. Die 
Wahllokale schlossen am Donnerstag erst um 23 Uhr 
deutscher Zeit, bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
lag deshalb noch kein Ergebnis vor. Reuters

Verhandlungen m it Regierungsparteien gescheitert

SPD enthält sich bei Griechenland-Hilfe
M eh rh e it fü r M illia rd e n k re d ite  im B undestag  an d iesem  Fre itag  tro tzd e m  s ich er /  G rüne vo tieren  m it Ja

Von D an ie l B rüssler 
und  C erstin  G am m elin

B e r l i n / B r ü s s e l  -In  der schwers­
ten Krise seit Bestehen der Europäi­
schen Union finden Regierung und 
Opposition in Deutschland nicht zu 
einer gemeinsamen Politik. In Berlin 
scheiterten am Donnerstag Verhand­
lungen für eine Begleitresolution zur 
Kreditgarantie für Griechenland. Die 
SPD will der Hilfe deshalb an diesem 
Freitag im Bundestag nicht zustim­
men. In Athen rang das Parlament um 
das drakonische Sparpaket.

Im Bundestag ist zwar eine Mehrheit 
für eine Kröditgarantie über 22,4 Milliar­
den Euro für Griechenland gesichert, 
weil Union, FDP und Grüne für das Ge­
setz stimmen wollen. Trotz hektischer 
Verhandlungen gelang es Kanzlerin An­
gela Merkel (CDU) aber nicht, auch die 
SPD für eine Zustimmung zu gewinnen.

„In einer so existentiellen Frage ist es 
schon wünschenswert, dass auch die So­
zialdemokraten zustimmen“, sagte Mer­
kel am Nachmittag- bei einem Europafo­
rum des WDR. Wenig später wurden die 
Verhandlungen über eine gemeinsame 
Entschließung zum Kreditgesetz aber für 
gescheitert erklärt. Die SPD kündigte 
an, sich bei der Abstimmung über das 
Kreditgesetz enthalten zu wollen.

Streitpunkt war die von den Sozialde­
mokraten verlangte, vor allem von der 
FDP aber vehement abgelehnte Transak­
tionssteuer für die Finanzmärkte. Um in 
dieser Frage einen Kompromiss zu fin­
den, hatte Merkel sich am Morgen mit 
den Vorsitzenden von SPD und FDP, Sig­
mar Gabriel und Guido Westerwelle, ge­
troffen. Hoffnung gab es, nachdem die 
drei Politiker sich darauf verständigt hat­
ten, ihren Fraktionen eine Formulierung 
zur Beteiligung der Finanzmärkte an den 
Krisenfolgen zur Zustimmung vorzule­
gen. Diese Formulierung nimmt Bezug

auf eine vom Internationalen Währungs­
fonds (IWF) empfohlene Besteuerung 
von Gewinnen und Gehältern im Finanz­
sektor, nicht aber auf die von der SPD 
verlangte Transaktionssteuer. Die SPD 
wollte schließlich von dieser Forderung 
doch nicht abrücken und kündigte eine 
eigene Entschließung an.

Geschwächt wurde die Position der So­
zialdemokraten durch die Ankündigung 
der Grünen, der Kreditgarantie zustim­
men zu wollen. Dadurch ist eine komfor­
table Mehrheit für das Gesetz in jedem 
Fall gesichert. Es gehe „um den Bestand 
der Europäischen Union und der Eurozo­
ne“ und nicht vorrangig um „die misera­
ble Politik der Regierung Merkel-Wester- 
welle“, erläuterten die Fraktionschefs Re­
nate Künast und Jürgen Trittin.

Kanzlerin Merkel stellte klar, dass sie 
die Politik in einem Kampf gegen die 
Märkte sieht.'„Die Spekulanten sind un­
sere Gegner“, sagte sie. In einem gemein­
samen Brief an EU-Ratspräsident Her-

man Van Rompuy fordern Merkel und 
Frankreichs Staatspräsident Nicolas Sar- 
kozy die Euroländer auf, Lehren aus der 
Krise in Griechenland zu ziehen. Jedes 
Land müsse seinen Teil der Verantwor­
tung für die Stabilität des Euro überneh­
men, schreiben beide. Van Rompuy hat 
die 16 Länder mit der Gemeinschaf ts- 
währung für diesen Freitag zu einem Gip­
fel nach Brüssel eingeladen. Dort soll das 
europäische 80-Milliarden-Euro-Paket 
für Griechenland endgültig freigegeben 
werden. Merkel und Sarkozy wollen zu­
demvereinbaren, Euroländer, die dauer­
haft gegen den Stabilitätspakt versto­
ßen, künftig härter zu bestrafen und die 
Wirtschafts- und Haushaltspolitik enger 
abzustimmen.

In Athen wollte das Parlament noch 
am Abend über das Sparpaket abstim­
men. Die Regierung bekräftigte, trotz 
des heftigen Widerstands der Bevölke­
rung an ihren Sparplänen festhalten zu 
wollen. (Seiten 2, 4 und Wirtschaft)

Kompost auf dem Haus
Der Klimawandel zerstört die deutschen Reetdächer

R ampen auf Sylt wäre wohl ein Insel­
dorf wie viele andere, hätte nicht so 

gut wie jedes alte, renovierte oder neue 
Haus im Ort ein Dach aus Reet. Für die 
urigen Immobilien zahlen Interessenten 
fast jeden Preis. Freilichtmuseen in ganz 
Norddeutschland locken mit ihren At­
traktionen unter den naturnahen Einde­
ckungen Touristen und Schulklassen an. 
Doch diese Dächer sind* in höchster Ge­
fahr. Klimawandel, Umwelteinflüsse 
und Luftverschmutzung können dazu 
führen, sagt Professor Georg Conradi 
von der FH Lübeck, „ dass Sie einen Kom­
posthaufen auf dem Dach habön“.

Etwa 50 000 mit Reet gedeckte Häuser 
soll es in Deutschland geben® jahrhun­
dertealte Höfe ebenso wie neue Eigenhei­
me. Doch das traditionelle Handwerk 
muss in Zeiten des Klimawandels neu er­
funden werden. Wissenschaftler haben 
ermittelt, dass die Lebensdauer von Reet- 
dächem angesichts des Klimawandels 
um bis zu 80 Prozent sinken kann. „Wir 
haben längere lauwarme und feuchte Pe­

rioden“, sagt Diplom-Ingenieur Conradi. 
Daneben setzt sich auf den Dächern Fein­
staub ab, der ein Feuchtigkeit speichern­
des Milieu bildet. Überdies, so Conradi, 
sei die Luft „überdüngt durch die Abluft 
aus Schweine- oder Hühnerfarmen“. Als 
wäre das nicht genug, stoßen die Kataly­
sator-Autos Stickoxide aus. Die Folge: 
Reetdächer trocknen nicht mehr, verdich­
ten sich, werden noch feuchter -  und ver­
rotten schließlich wie Gartenabfälle.

Der verhängnisvolle Mix setzt den 
Reetdächern derart zu, dass das Bundes­
forschungsministerium ein Projekt des 
Instituts für Bauen und nachwachsende 
Rohstoffe an der FH Lübeck unterstützt, 
das das Reetdach der Zukunft sucht. His­
torisch betrachtet, sagt Conradi, seien 
Reetdächer ein „Meilenstein in der Ent­
wicklung der Zivilisation“. Allein der An­

blick solcher Dächer löse in den Men­
schen ein Gefühl von Geborgenheit und 
Sicherheit aus: „Reetdächer sind Emoti­
on pur.“ Und längst Luxus: Waren Reet­
dächer einst billige Baulösungen, weil 
das Material in Flusstälern überall und 
schier unendlich vorhanden war, muss 
das Reet heute importiert werden. Die 
flussnahen Landschaften hier zu Lande 
sind besiedelt, die letzten natürlichen 
Schilffelder stehen überwiegend unter 
Naturschutz.

Reet wurde zunächst aus Ungarn und 
Rumänien herbeigeschafft, aber in 
schlechter Qualität. Nun kommt es per 
Schiff in Containern aus China, wo es 
noch weite, ungenutzte Flusslandschaf­
ten gibt. Das einst billige Dach, das 30 
bis 40 Jahre hielt, kostet heute mehr als 
ein Ziegeldach. Eine Lebensdauer von 30

Jahren erreicht es nur noch bei fachge­
rechter, intensiver Pflege.

Für Conradi ist der Zustand der Reet­
dächer ein Indikator für die veränderten 
Klima- und Umweltbedingungen. Das 
Lübecker Institut sucht nun Wege, die 
Dächer trotz des wachsenden Umge­
bungsstresses für die Halme trocken 
über die Zeit zu bekommen. Den Einsatz 
von Chemikalien lehnen die Forscher da­
bei ebenso ab wie den Austausch des na­
türlichen Materials durch Kunststoff -  
erste Anbieter für Reetdächer aus Plas­
tik sind schon auf dem Markt. Die FH Lü­
beck experimentiert stattdessen mit 
Dachneigungen, den Bindungsarten der 
Halme oder neuen Unterkonstruktionen. 
Viele Reethäuser sind heute bis unters 
Dach ausgebaut, ihnen fehlt dadurch aus­
reichende Belüftung. Ebenso schwierig 
ist der Erhalt der Dächer in unbewohn­
ten Museumshäusem, die nie beheizt wer­
den. Denn, sagt Conradi: „Das Reetdach 
ist erfunden worden, damit Menschen da­
runter leben. “ Ralf Wiegand

Dem Staat fehlen 39 Milliarden Euro
S te u e rs c h ä tze r sagen bis Ende 2013 eno rm e E innahm eausfä lle  voraus /  FDP w ill B ürger tro tzd e m  en tlas ten

Von G uido Bohsem

Berlin -  Bund, Länder und Gemeinden 
müssen nach Berechnungen der Steuer­
schätzer bis Ende des Jahres 2013 mit et­
wa 39 Milliarden Euro weniger auskom- 
men als bislang angenommen. Die FDP 
hielt trotz der schlechten Prognose der 
Experten weiter an ihrer Forderung fest, 
die Steuern um 16 Milliarden Euro zu 
senken. Auch Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) schloss Steu­
ersenkungen nicht aus. Voraussetzung 
seien Einsparungen an anderer Stelle. Er 
lehnte es aber weiterhin ab, einen konkre­
ten Weg aus der aktuellen Schuldenmise- 
re aufzuzeigen.

Die Koalition setzt damit ihre Taktik 
fort, vor den Landtagswahlen in Nord­
rhein-Westfalen am kommenden Sonn-

tag konkrete Aussagen zu einem unaus­
weichlich notwendigen Sparpaket zu ver­
meiden -  aus Furcht, dadurch die Mehr­
heit des schwarz-gelben Bündnisses im 
Bundesrat zu gefährden.

Zwar steigen die Steuereinnahmen in 
den kommenden Jahren um insgesamt 50 
Milliarden Euro an. Jedoch nimmt der 
Staat erst 2013 wieder so viel Geld ein 
wie vor der Finanz- und Wirtschaftskri­
se im Jahr 2008. Das liegt an den Folgen 
der schweren Rezession. Aber auch Be­
schlüsse der Koalition schmälern die Ein­
nahmen des Staates nachhaltig. Das Re­
gierungsbündnis hatte zu Beginn des Jah­
res die Steuern für Firmen und Hoteliers 
gesenkt und das Kindergeld erhöht.

Für die Gemeinden hatten die Steuer­
schätzer besonders schlechte Nachrich­
ten. Sie werden etwa zwölf Milliarden

Euro weniger einnehmen als bislang er­
wartet. Der Deutsche Städtetag sprach 
von einer dramatischen Finanzlage, in 
der es absolut keinen Spielraum für Steu­
ersenkungen gebe.

Nach Schäubles Worten wollen die 
Spitzen der Koalition bis Mitte Juni ein 
Sparpaket schnüren. Damit werde 
Deutschland die Kriterien des Stabili­
tätspakts wieder erfüllen und auch das 
Grundgesetz einhalten, sagte er. Die Bun­
desregierung muss bis 2013 circa 60 Milli­
arden Euro und bis 2016 etwa 210 Milhar­
den Euro einsparen. Das Sparvorhaben 
für das kommende Jahr gilt noch als rela­
tiv einfach umzusetzen. Schwieriger 
wird es in den Folgejahren, zumal die 
FDP von 2012 an die Einkommensteuer 
um insgesamt 16 Milliarden Euro senken 
möchte. Auch dieser Plan ist eng mit den

Wahlen in Nordrhein-Westfalen verbun­
den. Verliert die schwarz-gelbe Koaliti­
on ihre Mehrheit im Düsseldorfer Land­
tag, fehlt Union und FDP die nötige Stim­
menzahl im Bundesrat, um die Steuerre­
form zu beschließen.

Schäuble sagte, es sei nicht seine Auf­
gabe, Vorschläge zu unterbreiten. Als Fi­
nanzminister müsse er die Rahmenbedin­
gungen beschreiben. Nach seinen Wor­
ten haben daher eine Vereinfachung der 
Steuererklärung und eine Reform der 
kommunalen Finanzen Vorrang vor Steu­
ersenkungen. Der SPD-Finanzexperte 
Carsten Schneider sagte, Kanzlerin An­
gela Merkel stehe angesichts der Ergeb­
nisse der Steuerschätzung vor dem Scher­
benhaufen ihrer Politik. Die Koalition 
müsse sagen, wie sie wieder von den Re­
kordschulden runterkomme. (Seite 4)

HEU TE M IT

Zum 60. Geburtstag: Was hat sein Bart 
mit der Quote zu tun -  die letzten Geheim-, 
nisse des Thomas Gottschalk. Zum Ver­
zweifeln: Die Werbebranche hat ein Pro­
blem -  sie ist einfach nicht mehr cool. 
Zum Wundern: Ein deutscher Profcs-"- 
hat eine Therapie entwickelt, die c 
Körper hilft, sich selbst zu heilen. Zum 
Zeitgeist: Wie viel Optimismus ist ge­
sund? Eine Kritik des positiven Denkens. 
Liegt nicht der gesamten Auslandsauflage bei

14 Seiten Immobilien, 
Kauf- und Mietmarkt

Georg Funke 
will Millionen
Ehemaliger HRE-Chef 

klagt auf Gehaltsnachzahlung

München -  Der frühere Chef des wegen 
drohender Insolvenz verstaatlichten Im- 
mobilienfinanzierers Hypo Real Estate 
(HRE), Georg Funke, kann sich Hoffnun­
gen auf Gehaltszahlungen seines frühe­
ren Arbeitgebers machen. Die Kündi­
gung des 55-jährigen ehemaligen Mana­
gers könnte unwirksam gewesen sein, 
deutete Richter Helmut Krenek am Don­
nerstag im Prozess vor dem Landgericht 
München an. Funke verlangt Nachzah­
lungen in Höhe von 3,5 Millionen Euro. 
(Wirtschaft) dpa

Mumbai-Attentäter 
zum Tode verurteilt

Mumbai -  Eineinhalb Jahre nach den An­
schlägen im indischen Mumbai ist der 
einzige überlebende Attentäter zum To­
de durch den Strang verurteilt worden. 
Der Pakistaner Ajmal Amir Kasab war 
bereits vor einigen Tagen in 86 Anklage­
punkten schuldig gesprochen worden, da­
runter wegen Mordes und Kriegführung 
gegen Indien. (Seite 8) SZ

„Beipackzettel“ 
für Finanzprodukte

Berlin -  Bundesf inanzminister Wolf gang 
Schäuble (CDU) will Banken zu mehr 
Transparenz zwingen. Künftig sollen sie 
verpflichtet werden, alle wesentlichen In­
formationen zu einem Produkt übersicht­
lich auf zwei Seiten zusammenzufassen. 
Diese „Beipackzettel“ sollen dem Kun­
den helfen, Risiken zu erkennen und Pro­
dukte zu vergleichen. (Wirtschaft) dku

Vater von Amokläufer 
kommt vor Gericht

Winnenden -  Der Vater des Amokläufers 
von Winnenden kommt vor Gericht. Das 
Landgericht Stuttgart hat die Anklage 
der Staatsanwaltschaft zugelassen. Der 
51-Jährige wird beschuldigt, seinem 
Sohn Tim unerlaubten Zugriff auf eine 
erlaubnispflichtige Schusswaffe ermög­
licht zu haben. (Panorama) SZ

Sieben Bayern-Spieler 
für WM nominiert

'Stuttgart -  Bundestrainer Joachim Löw 
setzt bei der Fußball-Weltmeisterschaft 
in Südafrika auf einen Block von Cham- 
pions-League-Finalist Bayern München. 
Löw benannte am Donnerstag sieben Pro­
fis des FC Bayern für den vorläufige 
27-Mann-Kader. Überraschungen gab ,., 
bei der Nominierung nicht. (Sport) SZ

Dax T
Xetra 17.00 Uhr 
5915 Punkte 
+ 0,72%

Dow V
N.Y. 17.00 Uhr 
10 802 Punkte 
+ 0,61%

Euro ▼
17.00 22 Uhr 
1,2700 US-$ 
-0,015

Das Wetter
München -  Verbreitet dichte Wolkenfel­
der und regnerisch, nur im Südosten ein 
paar Wolkenlücken. Im Tagesverlauf 
auch im Süden aufgelockert, dennoch ge­
legentlich kurze Schauer. Temperaturen 
zwischen fünf und 17 Grad. Nachts ver­
einzelt Regen. (Seite 33)
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Drei Menschen starben in Athen bei Protesten gegen 
das drastische Sparprogram m , das dem Land verord­
net wurde. In der EU-Führung w ächst die Skepis: M u­
tet man den Griechen zu viel zu? In Deutschland ist der-

G riechen land: W e r zah lt d ie  R echnung?

weil ein parte ipo litischer S treit über die Griechenland- 
Hilfe entbrannt. Die Regierungskoalition konnte sich

m it der SPD nicht auf ein gem einsam es Vorgehen eini­
gen. Der Grund: Vor den Wahlen in Nordrhein-W est­
falen wollen die Sozialdem okraten nicht geradeste­
hen für ein Rettungspaket, das äußerst unpopulär ist.

Aktuelles Lexikon
Enthaltung

Zur Grundausstattung eines jeden Abge­
ordneten im Bundestag gehört auch ein 
Set aus farbigen Plastikkarten. Neben 
dem Namen des Politikers tragen die 
blauen Karten den Aufdruck „Ja“, diero- 
ten „Nein“ und die weißen „Enthalte 
mich“. Benutzt werden sie bei namentli­
chen Abstimmungen. Die Möglichkeit, 
sich zu enthalten, ist in der Geschäftsord­
nung des Bundestags ausdrücklich er­
wähnt. Die SPD hat angekündigt, sich 
bei der Abstimmung zum Rettungspaket 
für Griechenland zu enthalten. Eine Ent­
haltung ist nicht immer neutral -  je nach 
Abstimmungsverf ahren wirkt sie sich un­
terschiedlich aus. Wird für einen Antrag 
nur eine Mehrheit der abgegebenen Stim­
men benötigt, machen die Ja- und Nein­
stimmen das Rennen unter sich aus. Wer 
sich enthält, zählt schlicht nicht. Enthal­
tungen kommen aber einem Nein gleich, 
wenn sie dazu beitragen, dass der gestell­
te Antrag nicht die Mehrheit erzielt, also 
abgelehnt wird. Bei einigen Wahlen, wie 
der des Kanzlers, wird die Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestags verlangt. Wer 
sich enthält, unterstützt dann automa­
tisch das Nein-Lager. Im Plenarsaal gibt 
es sogar eine Tür mit der Aufschrift „Ent­
haltung“ . In der Regel stimmen die Abge­
ordneten mit Handzeichen ab. Ist das Er­
gebnis unklar, gibt es den sogenannten 
Hammelsprung: Die Abgeordneten ver­
lassen den Saal und betreten ihn erneut 
durch eine von drei Türen, die für Ja, 
Nein oder Enthaltung stehen. inra

fen für eine angemessene Beteiligung der 
Finanzmärkte an den Kosten.

Ähnlich entschlossen, wenn auch mit 
einer ganz anderen Wertung, zeigt sich 
zur gleichen Zeit der Bundesaußenminis- 
ter. Guido Westerwelle wird im eigenen 
Haus erwartet. Der WDR hat den Welt­
saal des Auswärtigen Amts in ein Fern­
sehstudio verwandelt. Ein lange geplan­
tes Forum zu Europa bietet ihm die Kulis­
se, auch hier über die Griechenlandkrise 
zu reden. „Aus meiner Sicht ist das auf 
einem guten Weg“, berichtet er im Welt­
saal. Dabei freilich signalisiert er deut­
lich, wie zufrieden er ist, dass die Sozial­
demokraten nun doch weich geworden 
seien. Westerwelle glaubt dabei einen be­
sonderen Trumpf zu besitzen: Weil die 
Grünen inzwischen bedingungslos ihr Ja 
angekündigt haben, könne die SPD aus 
seiner Sicht auch wieder abspringen.

Genau das passiert schließlich. Als die 
SPD-Oberen erfahren, dass die FDP die 
morgendliche Annäherung als gönnerhaf­
te Geste gegenüber schwächelnden Sozi­
aldemokraten einordnet, platzt ihnen der 
Kragen, „Stinksauer“ seien sie, heißt es 
später. Gabriel erklärt den Versuch, doch 
noch zusammenzukommen, für tot und er­
ledigt. So endet ein absurder Tag, wie er 
anfing: mit klaren Fronten. Die FDP zeigt 
auf die SPD, die SPD auf die FDP. Und 
einer aus der Spitze der Unionsfraktion 
kommentiert das Verhalten der beiden 
ziemlich eindeutig: „Mit zwei Quartals­
irren kann man nicht Zusammen­
kommen.“

Raus aus den Kartoffeln
W ie s ich  Union, FDP und SPD am V ortag  de r E n tsche idung  se lb s t desavou ie ren  und dabe i ein absu rdes  S chausp ie l au ffüh ren

Von S te fan  B raun , S usanne Höll 
und D an ie l B rössler

Morgens um acht ist die Welt noch 
in Ordnung. Die Welt jedenfalls, 
die normalerweise im Bundestag 

herrscht mit ihren klaren politischen 
Fronten. Hier die Koalition, die sich 
stark genug fühlt, um die Griechenland- 
Hilfe am Freitag allein durchs Parlament 
zu bringen. Dort die Sozialdemokraten, 
die den Kurs der Enthaltung für den rich­
tigen halten. Und daneben die Grünen, 
die zwar Opposition sind, aber in Zeiten 
solcher Not nicht Nein rufen möchten. 
Bis in die Nacht hatten sie noch um eine 
Entschließung gerungen, die als gemein­
same Willenserklärung auch ein gemein­
sames Abstimmen bei der Griechenland- 
Rettung ermöglichen sollte. Getrennt 
aber hat man sich im Streit, mit einer ein­
deutigen Klärung der Fronten.

Derart entschlossen treten um acht Uhr 
am Donnerstagmorgen die Fraktionen zu­
sammen. Nur eine Stunde später hat sich 

Welt ein klein wenig verschoben. Wie 
/azu kommen konnte, wird hinterher 

von jeder Seite anders beschrieben. Si­
cher ist nur, dass aus den Sitzungen her­
aus die unterschiedlichsten Informatio-

Gabriel schickt eine SMS 
an Merkel: das Angebot 
für neue Verhandlungen.

nen dringen. Aus der SPD ist zu verneh­
men, dass sie sich für Enthaltung entschie­
den hat, aber bei nicht wenigen die Beden­
ken steigen, dass das keine gute Botschaft 
sein könnte. Aus der Unionsfraktion ist 
zu hören, dass man nun entschlossen sei, 
aber schon auch verärgert, dass die FDP 
eine gemeinsame Entschließung mit SPD 
und Grünen verhindert habe. Und aus der 
FDP ist in Erfahrung zu bringen, dass die 
Schuldzuweisung aus der Union alle erst 
ärgert und dann verunsichert. Ganz allei­
ne schuld sein -  das will keiner, das klingt 
nicht gut kurz vor der wichtigen Land­
tagswahl am Sonntag.

Was dann passiert, ist aus vielerlei Hin­
sicht ein seltenes Schauspiel: Erst 
schickt SPD-Chef Sigmar Gabriel 
Bundeskanzlerin Angela Merkel in die 
Unionsfraktion eine SMS, in der er -  
grob zusammengefasst -  die Botschaft 
sendet, er könne sich schon vorstellen, 
vielleicht nochmal einen letzten Anlauf 
für eine gemeinsame Entschließung zu 
unternehmen. Die Kanzlerin, ohnehin 
stets für eine solche Gemeinsamkeit wer­
bend, simst wohlig überrascht ihren Vize­
kanzler Guido Westerwelle an, ob man 
nicht vielleicht doch nochmal einen Ver-

Die Kanzlerin, allein m it dem Griechenland-Paket: Die Sozialdemokraten widerstanden Angela Merkels Werben.

such unternehmen wolle. Es folgt eine in­
nerdeutsche Pendeldiplomatie zwischen 
den Fraktionen. Kanzleramtsminister Ro­
nald Pofalla besucht die FDP-Fraktion, 
mehrmals schaut der FDP-Geschäftsfüh- 
rer Jörg van Essen in der Unionsfraktion 
vorbei -  und zum Finale besuchen Wester­
welle und Gabriel Angela Merkel im Bü­
ro des Unionsfraktionschefs Volker Kau- 
der. Alle drei beugen sich über einen 
handgeschriebenen Zettel, alle drei ver­
einbaren, es doch noch einmal sehr ernst­
haft gemeinsam zu versuchen. Die ge­
meinsam gefundene Formel: Deutsch­
land werde sich im internationalen Rah­

men dafür einsetzen, dass die Vorschläge 
des Internationalen Währungsfonds zur 
Beteiligung des Finanzsektors an den 
Kosten der Krise umgesetzt werden.

Der Grund für diese Annäherung: Al­
len dreien ist mulmig mit ihren getrenn­
ten Positionen, alle drei wollen ange­
sichts der psychologischen Wirkung am 
liebsten am Freitag doch gemeinsam ab­
stimmen. Es ist kurz nach zehn am Don­
nerstag, eine gute Stunde sind die Emissä­
re unterwegs gewesen -  da sieht alles da­
nach aus, dass Union, FDP und SPD nun 
doch noch gemeinsame Sache machen. 
Damit setzt sich bei allen drei die Auffas­

sung durch, dass es sowohl bei der deut­
schen Bevölkerung wie auch im Ausland 
besser ankommen dürfte, bei einem so 
wichtigen Gesetz wie der jetzt zur Ret­
tung des Emos nötigen Griechenland- 
Hilfe gemeinsam zu marschieren.

Was folgt, ist ein Arbeitsauftrag: Die 
Fraktionsführungen sollen den präzisen 
Text für eine gemeinsame Entschließung 
als Brücke für eine gemeinsame Zustim­
mung zum Rettungspaket in den nächs­
ten Stunden ausformulieren. Und die 
Fraktionen? Sie gehen auseinander -  ihre 
Fraktionsgeschäftsführer sollen letzte 
Details klären.

Foto: photothek.net

Nun wäre eigentlich alles auf einem gu­
ten Weg gewesen -  hätte man das Gemein­
same auch gemeinsam bewertet. Stattdes- 
sen jedoch machen sich die Hauptkontra­
henten von der FDP und von den Sozial­
demokraten sofort daran, den jeweils an­
deren als jemanden zu beschreiben, der 
einknicken. musste. SPD-Chef Gabriel 
und sein Fraktionschef Frank-Walter 
Steinmeier erklären vor der Presse, die 
Koalition sei ihnen nun doch völlig über­
raschend entgegengekommen. Steinmei­
er spricht gar davon, ein Tabu der Koaliti­
on sei „endlich gebrochen worden“. End­
lich, so die beiden unisono, sei der Weg of-

Die harte Hand der Versöhnung
ln Europa w ächst die Sorge, das verordnete Sparpaket könne Griechenland in die Revolution treiben -  vom  Krisengipfel soll je tz t ein Zeichen der So lidaritä t ausgehen

Von C ers tin  G am m elin

Schon wieder ein EU-Gipfel. Müssen 
die Staats- und Regierungschefs der 

16 Euroländer an diesem Freitag in Brüs­
sel wirklich gemeinsam zu Abend essen, 
nur um anschließend mit einer gemeinsa­
men Erklärung zu versichern, dass nun 
aber wirklich und endgültig alle Partner 
dem griechischen Hilfspaket zugestimmt 
hätten? Viele EU-Diplomaten waren 
sich bis Mitte dieser Woche einig: nein, 
eigentlich nicht, es ist doch alles klar.

Dann forderten die gewaltsamen Pro­
teste der Griechen gegen die harten Spar­
auflagen drei Tote. Das Land der Helle­
ren  erstarrte, und in Brüssel wich die gro- 

'rleichterung über das nach wochen- 
ic. ̂ en  Verhandlungen geschnürte euro­
päische Hilfspaket deutlicher Katerstim­
mung. Sind die Auflagen zu hart? Könn­
ten die griechischen Proteste so weit füh­

ren, dass die Regierung kippt und der gan­
ze Rettungsplan hinfällig wird? Plötzlich 
bekam der für überflüssig gehaltene Gip­
fel eine neue Bedeutung. „Das ist jetzt ein 
Krisentreffen“, sagte ein hoher Diplomat 
eines konservativ-liberal regierten Euro­
lands. Die wichtigste Botschaft des Gip­
fels müsse sein, der griechischen Bevölke­
rung zu signalisieren: Wir sind solida­
risch mit euch. „Es darf natürlich keiner­
lei Abstriche an den Spar- und Reform­
plänen geben, aber die Euroländer sollten 
den Griechen helfen, diese umzusetz^n“, 
sagte er. Zugleich forderte der Präsident 
der Sozialistischen Parteien Europas, 
Poul Nyrup Rasmussen, die Staats- und 
Regierungschefs auf, sich „menschlich 
hilfsbereit“ zu zeigen. Es könne „gefähr­
lich“ werden, würden die Griechen mit 
ihren Auflagen alleingelassen.

Bedenken, dass der von der EU-Kom- 
mission, dem Internationalen Währungs­

fonds, der Europäischen Zentralbank 
und der griechischen Regierung verein­
barte Spar- und Reformplan viel zu hart 
sei -  und deshalb von der Bevölkerung 
abgelehnt werden könnte -, gibt es über­
all. EU-Kommissar Karel De Gucht bat 
die Europäer am Mittwoch, darauf auf­
zupassen, „dass in Griechenland keine 
revolutionäre Stimmung entsteht, die al­
le Pläne wieder zunichte macht“. Im Eu­
ropäischen Parlament warnte der Frakti­
onsvorsitzende der Grünen, Daniel 
Cohn-Bendit, davor, Athen zu überfor­
dern. Was jetzt an Reformen mit dem 
griechischen Premierminister Papan­
dreou vereinbart wurde, sei fast unmög­
lich. „Frankreich und Deutschland ge­
lingt seit Jahren die Reform ihres Renten­
systems nicht, und Papandreou soll das 
jetzt in drei Monaten schaffen“, sagte 
Cohn-Bendit. Es dürfe keinesfalls nur 
Finanzorganisationen überlassen wer­

den, die griechische Bevölkerung durch 
die Reformen zu begleiten. „Hier geht es 
um Menschen, hier geht es um Lohnab­
hängige“, sagt der Grüne. Der für soziale 
Belange wie Kündigungsschutz und Ar­
beitsrecht zuständige Kommissar müsse 
den Griechen besondere Hilfe anbieten.

Auch dem deutschen Finarizminister 
Wolfgang Schäuble schwant längst, wie 
schwer es seinem Ressortkollegen in 
Athen fallen dürfte, alles umzusetzen, 
was zugesagt wurde. Am Sonntag ver­
gangener Woche, als die Finanzminister 
der Euroländer in Brüssel das ausgehan­
delte Sparpaket billigten, sprach 
Schäuble von „einschneidenden Maß­
nahmen“. Innerhalb eines Jahres müsse 
die griechische Regierung die Neuver­
schuldung um 6,5 Prozentpunkte redu­
zieren, das sei „beinahe unvorstellbar“, 
das habe noch keine Regierung gemacht. 
Und insgesamt müsse die Regierung in

Athen innerhalb von drei Jahren so lan­
ge weniger Geld ausgeben oder mehr da­
von einnehmen, bis sie insgesamt 30 Mil­
liarden Euro eingespart habe. Das ent­
spricht etwa 13 Prozent der Wirtschafts­
leistung.

Auf deutsche Verhältnisse umgerech­
net würde das bedeuten, dass bis 2014 et­
wa 300 Milliarden Euro einspart werden 
müssten, jedes Jahr also 60 Milliarden 
Euro. Dass die Griechen das schaffen, ist 
ebenfalls unvorstellbar. Die Erhöhung 
der Mehrwertsteuer um einen Prozent­
punkt auf dann 20 Prozent ließe die Ein­
nahmen lediglich um acht Milliarden 
Euro steigen, das würde also nicht rei­
chen. Die Bundesregierung käme in dem 
theoretischen Fall wohl kaum daran vor­
bei, vor allem Investitionen zu streichen. 
Das könnte sie im Bundesverkehrsminis­
terium, das insgesamt 26 Milliarden 
Euro ausgeben darf. Doch selbst wenn

das Ministerium komplett abgeschafft 
würde, wäre Schäuble nicht am Ziel.

Experten des Weltwährungsfonds hat­
ten übrigens schon zu Beginn der Ver­
handlungen über das griechische Spar­
paket zu bedenken gegeben, die harten 
europäischen Forderungen könnten das 
Land überfordern. Offensichtlich verge­
bens, denn das vorliegende Sparpaket 
verlangt deutlich mehr als damals auf 
dem Papier stand. Die Chefs der Euro­
länder werden es am Freitagabend ver­
mutlich absegnen und damit den Weg 
frei machen, um die bilateralen Notkre­
dite auszuzahlen. Ob die griechische Be­
völkerung damit beruhigt werden kann, 
darauf will in Brüssel niemand wetten.
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Außenansicht

Jetzt gibt’s 
die Quittung
Die Griechen lernen den W ert von Zahlungsbelegen kennen -  
und staunen über die Deutschen, die doch im m er Freunde waren

Kein Wort hat in den vergangenen 
Monaten größere Resonanz in 
Deutschland erhalten und tiefere 

Bestürzung in Griechenland ausgelöst 
als dies: „Pleite-Griechen“. Die Hellenen 
fühlen sich nicht nur beleidigt. Wer als 
Deutscher in ihrem Land lebt, der wird 
von seinen griechischen Nachbarn ge­
fragt: „Warum sehen uns die Deutschen 
so negativ?“’ Haben die Griechen Verän­
derungen in der deutschen Gesellschaft 
in den vergangenen Jahren übersehen? 
Ist ihr Deutschlandbild noch aktuell?

Für einen deutschen Staatsbürger, der 
seit 13 Jahren in Griechenland lebt, ist 

Beantwortung solcher Fragen eine 
Auseinandersetzung mit seinem Mutter­
land und mit seinem heutigen Gastland. 
In Deutschland muss man klarmachen, 
dass Griechenland nicht bloß aus Krise 
und Schulden besteht. Zudem fällt auf, 
dass in Deutschland griechische Themen 
derzeit in einer Weise instrumentalisiert 
werden, die mehr über die Deutschen als 
über die Griechen aussagt. Die CDU ver­
sucht so, sich über die NRW-Wahl zu ret­
ten. Die Bild-Zeitung macht sich einen 
Spaß daraus, Spott und Agitation zu ver­
breiten: „Was Kostas?“ -  „Griechen wol­
len unser Geld! “ -  „Warum retten wir die­
sen Griechen-Milliardär?“ Solche 
Schlagzeilen haben mit Analyse nichts 
zu tun. Diese Tonlage geht zu weit.

Es ist mm oft gesagt worden, dass Grie­
chenland systematisch falsche Statisti-

Von Jens Bastian

ken über die Leistungsfähigkeit seiner 
Volkswirtschaft abgegeben habe. Von 
„Fälscherwerkstätten“ war die Rede, als 
die Statistikbehörde unter der Vorgän­
gerregierung des konservativen Minister­
präsidenten Kostas Karamanlis im Jahr 
2009 Defizitzahlen nach Brüssel melde­
te, die mit der Wirklichkeit rein gar 
nichts zu tim hatten. Diese Kritik am 
sorglosen, irreführenden Umgang mit 
Zahlen ist einerseits berechtigt. Anderer­
seits übersieht sie ein zentrales Element 
der gesellschaftlichen Entwicklung.

*
Diejenigen, die von der Regierung am 

meisten angelogen wurden, sind die Grie­
chen selber. Und nun sollen sie auch 
noch dafür bezahlen. Die am meisten be­
nutzten Vokabeln beim Generalstreik 
am Mittwoch waren „Diebe“ und „Gau­
ner“. Diese wurde nicht nur den Parla­

mentsabgeordneten am Syntagma-Platz 
entgegengeschleudert, sondern ebenso 
an jede Wand von Banken und Versiche­
rungsgebäuden in der Athener Innen­
stadt geschmiert. Gleichwohl: Die Grie­
chen können sich nicht einfach als Opfer 
sehen. In den vergangenen zwei Jahr­
zehnten waren viele Mitglieder der Zivil­
gesellschaft doch Opfer und Mittäter zu­
gleich. Es wird nun viel zu schnell ver­
drängt, wie verbreitet Korruption und 
Steuerhinterziehung waren. Der grie­
chische Industrieverband gibt an, dass 
dem Staat jährlich 23 Milliarden Euro 
durch Steuerhinterziehung entgehen. 
Wie ist so etwas möglich? Und wie lässt 
sich das ändern? Nur mal ein Beispiel, 
das die Dimension des Problems zeigt: 
324 Bürger aus den nördlichen Vororten 
Athens gaben im Jahr 2009 in ihrer Steu­
ererklärung an, einen Swimmingpool zu

besitzen. Nur 324. Weil die Sommer heiß 
und lang sind in Athen, wurden die Be­
hörden misstrauisch. Sie fingen an, Satel­
litenbilder der Wohngebiete zu studie­
ren, um herauszufinden, wie hoch denn 
tatsächlich die Zahl der Swimmingpool- 
Besitzer ist. Das Resultat: 16 974. Die 
Steuemachzahlungen sind bereits einge­
leitet worden.

Was sagt so etwas über die Fähigkeit 
der griechischen Gesellschaft zur Um­
kehr aus? Die wachsende soziale Bewe­
gung der Quittungssammler ist ein Bei­
spiel dafür, dass der einsetzende Mentali­
tätswandel nachhaltig sein könnte. Im 
Zuge umfassender Steuererhöhungen 
gilt seit März die Regelung, bei allen Käu­
fen und Verkäufen rechtlich gültige und 
vollständige Quittungen elektronisch 
auszustellen. Was in Deutschland wie ei­
ne Selbstverständlichkeit erscheinen 
mag -  in Griechenland war dies bisher 
nicht üblich. Wie oft kam es vor, dass es 
beim Tanken keine Quittung gab (und 
die Leute tolerierten dies bereitwillig). 
Der Taxifahrer bemühte die Ausrede, er 
habe das erforderliche Gerät nicht ein­
bauen können. Beim Arzt wurde bar be­
zahlt, danach verschwand das Geld um­
standslos in dessen Schublade; Quittung: 
keine.

Dem Ministerpräsidenten Giorgos Pa­
pandreou ist nun ein kluger Zug gelun­
gen. Die neuen Steuerregelungen sehen 
vor, dass Griechen ihre Quittungen bei

der Steuererklärung einreichen können. 
Mit anderen Worten: Die Bürger sollen 
ein Eigeninteresse daran entwickeln, nur 
noch Geschäfte zu machen, an denen 
auch das Finanzamt beteiligt ist. Der Ne­
beneffekt dieser Politik: Die Steuerbür­
ger agieren auch als dessen verlängerter 
Arm, wenn sie auf eine Quittung beste­
hen, die auch den Mehrwertsteuer-Be­
trag aus weist.

Es gibt berechtigte Zweifel (in Grie­
chenland und im Ausland), wie tief sol­
che Veränderungen in der Gesellschaft 
verankert werden können. Was aller­
dings bei den meisten Bürgern außer Fra­
ge steht, ist die Einsicht: So wie bisher 
konnte es nicht weitergehen. Große Teile 
der Gesellschaft sind mental bereits viel 
weiter als etliche Vertreter von Interes­
sengruppen. Nach Meinung der aller­
meisten Gewerkschafter zum Beispiel
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liegt die Ursache für die Krise in der in­
ternationalen Spekulation gegen Grie­
chenland und in verantwortungslosen 
Bankern. Dieses eindimensionale Welt­
bild verlangt konsequenterweise nach ei­
ner simplen Lösung: Die Banken sollen 
zahlen. Den griechischen Gewerkschaf­
tern ist es bisher nicht gelungen, eine 
neue Sprache zu lernen, die ihre Mitver­
antwortung für die Krise und ihren Bei­
trag zu deren Lösung zeigen würde. Wäh­
rend ihr Obstruktionspotential in eini­
gen Branchen vor allem im öffentlichen 
Dienst erheblich ist, lässt sich seit eini­
gen Monaten beobachten, dass ihre Mobi­
lisierungsfähigkeit eher stagniert -  auch 
wenn sie am Mittwoch in Athen Zehntau­
sende auf die Straße brachte.

Viele Menschen sind derzeit damit be­
schäftigt, finanziell irgendwie durchzu­
kommen. Ihnen stellt sich das Problem, 
trotz Gehaltskürzungen und Steuererhö­
hungen weiter die Hypothekenrate oder 
das Schulgeld für die Kinder zu beglei­
chen. Um solch elementare Fragen geht 
es nun in Alltagsgesprächen, weniger um 
die Teilnahme an Streiks und Demonstra­
tionen. In diesen Gesprächen wird auch 
die Bereitschaft erkennbar, Abschied zu 
nehmen von einer Realitätsverweige­
rung, die viel zu lange angedauert hat. 
Viele Griechen erkennen den Emst der 
Lage. Was sie zur Selbsterkenntnis am al­
lerwenigsten brauchen, sind ehrabschnei- 
dende Schlagzeilen und Belehrungen des 
deutschen Boulevards.
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Von K ai S tr i t tm a t te r

Athen -  Rot, knallrot steht es da: „Meine 
Heimat macht Furcht“. Ein Graffiti, 
schnell hingesprayt. Der Abgrund. „Das 
Land hat den Rand des Abgrunds er­
reicht“, hat der Staatspräsident soeben 
gesagt. Noch einen Schritt, ein einziger 
nur, und dann. . .

Tief durchatmen.-Es brennt. Im Hals 
und in den Augen. Tränengas liegt in der 
Luft, noch jetzt, Stunden nach der De­
monstration. Gleich setzt die Dunkelheit 
ein. Auf der Straße ein zertretener Müllei­
mer, Scherben. Eine Frau, die eingesun­
ken in einem Hauseingang sitzt und 
stumm schluchzt. Hinter der Kette der 
Polizisten steht ein Bürgerhaus, neoklas­
sisch mit schmiedeeisernen Baikonen. 
Die eingeschlagenen Fenster pech­
schwarze Höhlen. Hier starben die Drei. 
Auf den heruntergelassenen Läden des 
Hauses daneben, in krakeligem Schwarz 
dieser Satz: „Wir schweigen nicht, wir 
führen Krieg.“ Daneben das Anarcho-A. 
In die Fenster rechts warfen sie die Molo- 
towcocktails, auf die Fenster links krit­
zelten sie, in großen Lettern: „Meine Hei­
mat macht Furcht“.

Vangelis heiße er, sagt der Polizist in 
Zivil, der die Ecke bewacht. Er ist ernst. 
„Die Europäer denken, dass wir verrückt

Früher, sagt ein a lter Mann, 
w ar das Land klein und arm, 
aber wenigstens respektiert.

sind. Dass wir nicht bezahlen wollen, 
dass wir stattdessen auf die Straße ge­
hen, Banken anzünden und Menschen tö­
ten. Aber Sie sollten nichts Schlechtes 
über die Demonstranten schreiben. Sie 
waren friedlich. Es war mutig von ihnen. 
Bis diese Provokateure alles kaputt 
machten.“ Er holt tief Luft. „Die Leute 
haben Angst. Sie werden bald hungern. 
Sie verdienen nicht halb so viel wie ihr in 
Deutschland. Und es trifft die, deren ein­
zige Schuld es war, immer dieselben Par­
teien an die Macht gewählt zu haben.“

Drinnen, in der Bank, traf es zwei jun­
ge Frauen und ein Mann. Die eine war 
schwanger, im vierten Monat, sie hatte 
eben erst um ihre Versetzung von Lon­
don nach Athen gebeten. Erstickt und 
verbrannt. Draußen, sagen manche Zeu­
gen, waren es zwei Jungen und ein Mäd­
chen. Vermummt. Das Mädchen nahm 
die Flasche aus ihrer Tasche, die Jungen 
schlugen die Scheiben ein und warfen 
den Molotowcocktail hinein. „Das war 
Mord“, sagt der Schriftsteller Takis Theo- 
doropoulos. Auf der Straße schüttelt eine 
Frau, Verkäuferin im Herrenbeklei­
dungsgeschäft „Strogylos“, den Kopf. 
„Verrückt. Die hatten geöffnet. Eine 
Bank. An so einem Tag. In dieser Stra­
ße.“ Es war klar, dass der Demonstrati­
onszug hier vorbeikommen würde. „Un­
ser Geschäft war verrammelt, wir waren 
aber den ganzen Tag da, um Plünderun­
gen zu verhindern“, erzählt die Verkäufe­
rin. Die Vermummten seien „aus den Gas­
sen“ hervorgestürzt: „Blitzschnell. Als 
sie das Feuer gelegt hatten, haben die an­
deren Demonstranten gebuht und sie 
weggestoßen.“ Die Medien erreichte am

Nordrhein-W estfalen

Von H ans L eyendecker,
D irk  G raa lm an n  und 
Jo h an n es  N itsch m an n

Montag
Essen -  Um 9.49 Uhr setzt sich auf Gleis 
vier des Kölner Hauptbahnhofs der Regio­
nal-Express 10115 Richtung Ruhrgebiet 
in Bewegung. Unter den Reisenden: der 
Politologe Claus Leggewie, seit 2007 ist er 
Direktor des Kulturwissenschaftlichen 
Instituts in Essen. Es gibt, sagt Leggewie, 
„Unlust an der Berufspolitik“. Kontrover­
sen? Die gibt es nicht. Leggewie wundert 
sich, wo die großen Themen in diesem 
Wahlkampf diskutiert werden: „Wie 
schafft man hochqualifizierte Migranten 
ins Ruhrgebiet, wie hält man Ingenieure 
und Kreative an Rhein und Ruhr? Wie

Die Angreiferin: Kandidatin Kraft

hält man die bankrotten Städte lebens­
wert?“ Der 60-jährige Professor hat in Pa­
ris, Wien, New York, Berlin gelehrt. Er 
versteht von Migration und Multikultura­
lismus eine Menge. „Der politische Be­
trieb hängt weiter hinter dem Mentalitäts­
wandel der Gesellschaft zurück“, sagt er. 
Vor 23 Jahren hat Leggewie ein Buch ver­
fasst mit dem Titel „Der Geist steht 
rechts. Ausflüge in die Denkfabrik der 
Wende“. Leggewie: „Ich war für eine Ko­
alition der Geißler-CDU mit dem aufge­
klärten grünen Bürgertum.“ Das war da­
mals etwas weltfremd.

Geboren wurde Leggewie in Wanne- 
Eickel, das heute Herne 2 heißt. Damals 
hatten die Betonköpfe der Ruhrgebiets­
SPD das Sagen. Aufgewachsen ist er im 
Rheinland. Sein Vater, ein „stockkonser­
vativer Gerechtigkeitsfanatiker“, leitete 
das Kölner Apostelgymnasium; die Schu­

Keinen Schritt weiter
„Kann eine G esellschaft sich selbst zerstören? Und ob !“ Nach dem Chaos und der Gewalt in Athen 

schauen die Griechen entsetzt auf ihr Land. Und sie wissen: Sie stehen je tz t d irekt vor dem Abgrund.

Donnerstag ein anonymer Brief einer an­
geblichen Angestellten der Marfin- 
Bank. In dem Brief heißt es, die Bank ha­
be sich ihr Feuersicherheitszertifikat mit 
Schmiergeld erkauft. Und an dem Tag 
der Demonstrationen habe die Filiallei- 
tung den Angestellten verboten, nach 
Hause zu gehen.

„Wir haben einen Blick in Griechen­
lands Zukunft geworfen“, sagte nach 
dem Anschlag Alexis Tsipras, der Vorsit­
zende der Syriza, der parlamentarischen 
Linken. Einer derer, die schon seit Wo­
chen einen „Volksaufstand“ fordern. Ei­
ne düstere Prophezeiung. Wird er recht 
behalten? Oder hält das Land inne, be­
sinnt es sich? Oder kommt nach der Fi­
nanzkrise nun der „soziale Bruch“, den 
Takis Theodoropoulos, Schriftsteller 
und Vorsitzender des Nationalen Buch­
zentrums fürchtet. „Wir leben in Rui­
nen“, sagt der Autor. „Wir müssen Grie­
chenland aus dem Nichts neu auf bauen.“ 
Er sagt, er schäme sich. „Vor 40 Jahren 
waren wir klein und arm, aber respek­
tiert. Nun haben wir unsere Ehre verlo­
ren.“ Das griechische Grundübel -  der 
kranke, schwache Staat -  hat dem Land 
viele Geschwüre beschert, nun hat sich ei­
nes wieder mit aller Macht in den Vorder­
grund gedrängt: „Wir leiden an einer To­
leranz der alltäglichen Gewalt.“

Es gibt rechtsfreie Räume. Das Univer­
sitätsasyl etwa, einst gutgemeintes Erbe 
der Militärdiktatur: Randalierer und 
Brandstifter, die auf einen Uni-Campus 
fliehen, darf die Polizei nicht verfolgen. 
Oder Exarchia, ein alternatives Viertel 
im Zentrum, das nicht nur Intellektuel­
len und Künstlern beliebte Heimat ist, 
sondern auch all denen, die sich Anar­
chisten und Autonome nennen.

Von wegen Revolutionäre, sagt Soti 
Triantafyllou, eine Schriftstellerin, die 
in Exarchia wohnt, kein Blatt vor den 
Mund nimmt und deshalb wüste Drohun­
gen erhält: „Reaktionäre Fundamentalis­
ten“ seien das. Ihr letzte Lesung in Exar­
chia wurde von Eierwerfem gesprengt, 
die ihr zuriefen, sie solle „abhauen nach 
Kolonaki“, wo die Reichen wohnen. Die 
vermummten Randalierer von Exarchia 
waren es auch, die im Dezember 2008 das 
Zentrum von Athen in Brand steckten -  
unter dem heimlichen Beifall nicht weni­
ger, die sich im Zorn auf das System mit 
den Brandstiftern einig wussten.

Journalisten gilt der Hass im Besonde­
ren. Mitte April erst griffen die Autono­
men von Exarchia ein deutsches Fernseh­
team an und prügelten den Kameramann 
mit einem Cafetisch krankenhausreif, be­
vor sie die Kamera zerstörten und damit 
abhauten. „Ich war schon in vielen brenz­
ligen Situationen, und unser Tonmann 
hat schon im Irak gearbeitet“, sagt die 
SWR-Journalistin Wiltrud Kremer: 
„Aber so etwas hatten wir noch nie er­
lebt. Das war blinde Gewalt. Ohne jede 
Vorwarnung.“ Und keiner wollte helfen. 
„Ich dachte, das ist unser Ende“, erin­
nert sich die griechische Übersetzerin 
des Teams. „Die Kellnerin in dem Café, 
in das wir uns geflüchtet hatten, wollte 
uns hinauswerfen. Alle hatten Angst. Die 
Polizei traut sich nicht nach Exarchia.“

Die Presse gilt als Büttel des Systems. 
„Das ist nun auch ein psychologisches 
Problem“, sagt Tasos Telloglu, ein Athe-
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Viele Polizisten haben Verständnis für die Demonstrationen, zumindest für die 
friedlichen, wie hier vor dem Parlament in Athen. Foto: AP

ner Reporter: „Viele Journalisten haben 
Angst.“ Am Donnerstagmorgen erklärte 
ein Moderator des Senders Mega vor der 
Kamera, er werde sich von nun an hüten, 
seine Meinung zu äußern. Diese Gewalt 
braucht kein Sparpaket zur Begrün­
dung. Reines Glück, dass sie nicht schon 
viel früher Todesopfer forderte.

„Wir müssen aufpassen, dass sich kein 
Terror der Straße entwickelt“, sagt Ta­
sos Telloglu. Mit dem Brandanschlag hat­
ten die normalen Demonstranten nichts 
zu tun. Aber an anderen Orten, beim ver­
suchten Sturm auf das Parlament etwa, 
da sah man auch unvermummte Protes­
tierer, Rentner gar, mit dem Stock in der 
Hand auf Polizisten losgehen.

„Tod den Bossen“. Auch eines der 
Graffitis bei der Marfin-Bank. Es star­
ben aber keine Bosse. „Es starben drei 
Menschen aus der Mitte der Gesellschaft. 
Keine Manager, keine Spekulanten. Jun­
ge Leute aus der Zukunftsgeneration“, 
so der deutsche Ökonom Jens Bastian, 
der in Athen lebt und mit einer Griechin 
verheiratet ist. „Nötig wären nun Ein­
kehr und Besinnung. Ein Moratorium. “

Ist auf ein Ende der kriegerischen Rhe­
torik zu hoffen? Etwas Bewegung war zu 
erkennen. Es gab eine Schweigeminute 
im Parlament. Und die Führer der gro­
ßen Parteien trafen sich am Donnerstag. 
Es gab konservative Abgeordnete, die er­
klärten, sie würden am Donnerstag ge­
meinsam mit der Regierung für das Ret­
tungspaket von EU und IWF stimmen. 
Aber das waren Einzelne. Andere reagier­
ten mit den alten Reflexen: Die Kommu­
nisten und die linke Syriza waren sofort 
mit Verschwörungstheorien zur Hand, 
wonach die Morde auf das Konto von 
„Provokateuren“ (KKE) oder „Rechtsra­
dikalen“ (Syriza) gingen, welche die lin­
ke Sache verunglimpfen wollten.

Kommen Schock und Entsetzen nun 
vielleicht Premier Giorgos Papandreou 
zugute? Die Verabschiedung des Sparpa­
ketes galt am Donnerstagabend als si­
cher. Aber es sah so aus, als wollten alle 
Parteien die regierende Pasok im Stich 
lassen mit der Verantwortung. Und das 
ist kein gutes Omen für die Zukunft. Die

Bald haben die Menschen 
weniger Geld auf dem  Konto, 
dann kom m t die Zerreißprobe.

Zeitung Kathimerini zeichnete am Don­
nerstag ein seiiwarges Bilä; ging Regie­
rung in Panik, eine feige, populistische 
Opposition und eine Gesellschaft, die 
Randalierern freie Hand lasse. „Kann ei­
ne Gesellschaft sich selbst zerstören?“, 
fragt das Blatt und gibt dann selbst die 
Antwort: „Und ob!“

Der Gesetzesakt vom Donnerstag, der 
vielen Griechen mit einem Schlag 30 Pro­
zent ihres ohnehin schon mageren Ein­
kommens nehmen wird, ist ja erst der 
Startschuss. Die Zerreißprobe beginnt 
danach. Wenn das erste Mal weniger 
Geld auf dem Konto ist, wenn die Rezessi­
on zuschlägt. Jeder dritte Jugendliche ist 
schon jetzt arbeitslos.

Nach der Tragödie vom Mittwoch be­
kommen viele Worte, die man die letzten 
Wochen hier hörte, einen anderen Klang.

Der linke Aktivist, der sich eine „Revolu­
tion“ herbeisehnte, der rechte Hotelbesit­
zer, der mit ihr drohte, der Taxifahrer 
und die Gemüsefrau, die sich nach der Mi­
litärdiktatur zurücksehnten: weil da­
mals Ordnung herrschte, weil das Land 
keine Schulden hatte und weil die Obris 
ten jedem Bauern eine Kuh schenkten.

Noch bekommen die extremen Partei­
en in den Umfragen nur wenig Stimmen. 
Und noch steht die Mehrheit, so scho­
ckiert und resigniert sie ist, hinter Papan­
dreou. Aber ja, er habe Angst vor Extre­
mismus, sagt Giannis Panagopoulos, 
Chef der Gewerkschaft GSEE: „Aus Fi­
nanzkrisen sind vor allem die extremen 
Rechten immer gestärkt hervor gegan-

Alles w ird nun von allen 
in Frage gestellt, nur keiner 
ste llt sich se lbst in Frage.

gen. Sehen Sie sich Ungarn an.“ Ist Ka­
tharsis nicht ein griechisches Wort, Herr 
Panagopoulos? „Wir haben eine Chan­
ce“, erwidert er, „aber dazu müssten die 
Akteure des politischen Systems -  die Po­
litiker, die Justiz, die Journalisten -  sich 
radikal von ihrer Vergangenheit dist· 
zieren, sich selbst verleugnen.“

Interessanterweise fehlen in der Auf­
zählung des Gewerkschaftschefs die Ge­
werkschaftsfunktionäre. Auch sah seine 
Organisation nach den Morden keinen 
Anlass, ihre für Donnerstag geplanten 
Proteste abzusagen und stattdessen etwa 
einen Schweigemarsch zu veranstalten. 
„Alles, aber auch alles in Griechenland 
wird im Moment in Frage gestellt“, hatte 
einer gesagt. Nur sich selbst scheint noch 
keiner in Frage zu stellen.

Der Abgrund. Die Stunde Null. Gibt es 
jetzt ein Wir-Gefühl? Eine Frage an die 
Alten, die in ihrem Leben schon Schlim­
meres erlebt haben. Anastasios M. ist 69, 
ein pensionierter Schuhhändler. Er be­
wundert Premier Papandreou als „Ehren­
mann und Patriot“ und sagt dennoch: 
„Das Wir gibt es schon -  in dem Satz ,Wo 
werden wir bloß enden?’ Unsere Kinder? 
Unsere Enkel? In was für eine Welt ha­
ben wir sie gesetzt?“ Nikola L. eine pen­
sionierte Philologin sagt, sie empfinde 
heute ein Gefühl der Scham, der Demüti­
gung und der Schwäche. „Ich bin fast 70 
Jahre alt und zu schwach, um zu protes­
tieren. Dafür gehen meine Kinder auf die 
Straße. Wir älteren Leute, wir brauchen 
jä Rieht Viel,“ Sie kann die Tränen nicht 
zurückhalten. „Aber meine beiden Kin­
der sind Mitte 30 und stehen vor dem be­
ruflichen Aus mit den Kürzungen. Die 
Träume der Jungen, sie verbrennen in 
den Maßnahmen. Ich fürchte, die Gewalt 
wird eskalieren, und keiner soll dann mit 
dem Finger auf die Jungen zeigen.“ 

Doch, er hege noch Hoffnung, sagt Ta­
kis Theodoropoulos, der Schriftsteller. 
„Der Weg hinaus wird auf alle Fälle lang 
und schmerzlich. Aber am Anfang muss 
zunächst einmal die Einsicht stehen -  
und ich fürchte, so weit sind viele noch 
immer nicht.“ Und wenn die Pessimisten 
Recht behalten? „Dann bekommen wir 
hier Krieg. Ich spreche nicht von einem 
Bürgerkrieg zweier Parteien. Ich rede 
von einem Krieg aller gegen aller.“

Der große Hunger
eignet sich bestens für die brisanten politischen Themen unserer Zeit. Aber: weit gefehlt. Ein kleines Tagebuch aus den letzten Tagen vor der Landtagswahl.

le Konrad Adenauers, die später auch der 
junge Leggewie und Jürgen Rüttgers be­
suchten: „Er war zwei Klassen unter 
mir.“ In Erinnerung hat Leggewie einen 
„schmalen Jungen im weißen Unter­
hemd“, der „im Fußball seine Berufung 
nicht gesehen hat“. Andere Mitspieler be­
richten, Rüttgers sei auf dem Platz hinten 
am Torpfosten abgestellt worden.

Leggewie hat nichts gegen den Minister­
präsidenten, wohl aber gegen „Kommuni­
kationsberater, die auf öffentliche Wir­
kung zielen und sie himmelweit verfeh­
len“ . Und gegen die „rituellen Koalitions­
absagen“ mit denen „mündige Bürger für 
doof verkauft“ werden. Er sei bei seinen 
Wahlfahrten 2010 „windigen Technokra­
ten“ begegnet, und einem „Publikum, das 
an den falschen Stellen klatschte“. Für 
„konkrete Utopien, wie man das Indus­
trieland erhalten“ könne, indem man es 
beispielsweise auf emeuerbare Energien 
umstelle, fehle es an „Mut“.

Dienstag
Gelsenkirchen -  Tag eins nach der Mittei­
lung des Bundestrainers Joachim Löw, er 
werde den Torjäger von Schalke 04, Ke­
vin Kuranyi, nicht mit zur Fußball-WM 
nehmen. Die Sachdebatte der Fans auf 
dem Schalker Trainingsgelände steuert 
dem Siedepunkt zu. Der Bundestrainer 
ist der Typ, der einen an der Murmel hat. 
Dabei war Schalkes Heimniederlage ge­
gen Werder Bremen am vorigen Samstag 
noch schlimmer. Die Feinde aus Dort­
mund höhnen schon wieder: „Vizekir­
chen!“

Andererseits: Jetzt ist der ordnungsge­
mäße Ablauf der Landtagswahl am Sonn­
tag nicht mehr gefährdet. Wochenlang 
hatte der SPD-Oberbürgermeister Frank 
Baranowski Notfallpläne vorbereitet. Vor 
jedem der 173 Wahllokale sollten nach 
dem Gewinn der Meisterschaft am 8. Mai 
Ordner postiert werden, um im blau-wei­
ßen Gewoge den verbliebenen Wählern ei­
nen Zugang zur Wahlurne zu verschaffen. 
Zugleich plante der 47-jährige Sozialde­
mokrat, der auch Kreiswahlleiter ist, mit 
Spezialkräften freudentrunkene Schal­
ke-Anhänger unter den 1491 Wahlhelfern 
auszumachen und dann auszuwechseln. 
Ein großer Teil des Lebens in der einst stol­

zen Revierstadt kreist um Schalke 04 
und/oder Hartz IV. Derzeit beziehen hier 
22 000 Familien Sozial- oder Arbeitslosen­
geld II. Gelsenkirchen heißt: auf die Erlö­
sung zu warten.

Als Schalke 195 8 zum letzten Mal Deut­
scher Meister wurde, hatte Gelsenkirchen 
mehr als 380 000 Einwohner und 13 Ze­
chen. Die Bahnhof straße war eine der um­
satzstärksten Straßen Deutschlands. Heu­
te ist die Stadt auf 259 000 Einwohner ge­
schrumpft; sie hat keine Zeche mehr, kei­
ne Kokerei, kein Stahlwerk und stattdes­
sen verwaiste Ladenlokale. Mit alledem 
haben die Sozialdemokraten, die früher 
70 Prozent bei Wahlen erhielten, viel zu 
tun, weil sie den Strukturwandel zu lange 
ignorierten. Sie vertrauten auf die un­
heimliche Kraft der Kohle. Bildung? War 
nicht im Fokus. Probleme wurden mit 
staatlichen Zuwendungen ins Koma ge­
legt. Beispielsweise sei der Erwerb von 
Wohneigentum stets verpönt gewesen, 
sagt Sozialdemokrat Baranowski. Der 
Stadtrat habe nur selten Bauland für Ei­
genheime ausgewiesen.

Der Korporatismus von Staat, Partei, 
Unternehmen und Gewerkschaft legte 
sich wie ein Leichentuch über die Stadt. 
„Die Arroganz der Macht“, umschreibt 
Baranowski das Problem, habe die Wäh­
ler abgestoßen. Bindungen an Kirche, Ge­
werkschaften oder Vereine (mit Ausnah­
me eben von Schalke) gingen verloren. 
Der Dreisatz „Betrieb, Gewerkschaft, 
Wohlfahrt“ existierte nicht mehr. Das Mi­
lieu brach weg. Stattdessen gab es plötz­
lich einen Typ Wähler, den es früher in 
Gelsenkirchen nie gab -  den Wechselwäh­
ler. Der war Filz und Vetternwirtschaft 
leid. Vor elf Jahren wurde ein CDU-Mann 
zum Oberbürgermeister gewählt. Dann 
gelangte die SPD wieder knapp an die 
Macht -  und beim letzten Mal wurde Bara­
nowski mit 63,9 Prozent zum Oberbürger­
meister wiedergewählt. Der Kandidat 
von der CDU war kein richtiger Gegner: 
ein ehemaliger Landrat aus dem Rhein­
land. Als Beruf gab er auf dem Wahlzettel 
„Bankdirektor“ an -  das geht in Gelsen­
kirchen gar nicht. Baranowski nun, der 
immerhin dreiteilige Anzüge trägt, hat al­
le Schichten im Blick. Obwohl seine Par­
tei im Rat die absolute Mehrheit hat,

sucht er den Konsens. Baranowski, der 
vermutlich noch nicht am Ende seiner 
Karriere in der SPD angekommen ist, 
staunt über die Wiederauferstehung der 
Landespartei im Wahlkampf. Wie weit 
trägt der Wind?

Mittwoch
Wuppertal -  Eine Rede von ciceronischem 
Format ist es nicht, die Jürgen Rüttgers 
auf dem Johannes-Rau-Platz vor der Ku­
lisse des Wuppertaler Rathauses hält. 
Aber es ist eine ordentliche und vergleichs­
weise bissige Rede. Es geht um Korrektu­
ren der Hartz-Gesetzgebung, um die von 
SPD und Grünen angestrebte Auflösung 
der Haupt-, Realschulen und Gymnasien 
und um die Griechenland-Krise. Wenn 
ihn vor den 2000 Zuhörern für einen Au­
genblick die Angriffswut packt, steht er 
wie ein Boxer vor dem Mikrofon. „Immer 
auf die Omme“, hatte einst sein Vertrau­
ter Boris Berger geschrieben, wenn es ge­
gen die Sozen ging. Aus dem Ministerprä­
sidenten ist wieder ein Angreifer gewor­
den. Seine Hintersassen und Seelen- 
streichler schauen am Rand der blass­
blau ausgeschlagenen Kundgebungsbüh­
ne besorgt drein. War’s das schon? Als es 
noch die große Koalition in Berlin gab, 
war ganz klar, dass die CDU 2010 an

Der Verteidiger: Kandidat Rüttgers

Rhein und Rühr leicht gewinnen würde. 
Die SPD in Düsseldorf war doch nur eine 
Kirmestruppe, deren Landesparteizentra­
le aus einem Anrufbeantworter bestand. 
Als aber Schwarz-Gelb im Bund gewann, 
ging es für Rüttgers in Düsseldorf bergab. 
Er hat das Problem zu lange unterschätzt.

Dann lancierten frühere Sympathisan­
ten sehr unschöne Geschichten aus dem 
Apparat. Es gab schmutzige Details, an

denen sich Feuer entzündete. Dann konn­
te Angela Merkel wegen der Vulkanasche 
nicht nach Neuss zu einer lange geplanten 
Wahlkampfveranstaltung, um für Rütt­
gers zu werben. Kein gutes Omen. Verblie­
bene Rüttgers-Vertraute spekulieren bis 
heute wie wild, dass der Kanzleramtsmi­
nister Ronald Pofalla für den Fall des Fal­
les ihren Chef als Landesvorsitzender be­
erben werde. Pofalla hätte gerne auch ei­
ne Hausmacht.

Drohendes Chaos, drohende Krise, dro­
hender Schulkrieg -  das sind die Pfeiler 
von Rüttgers’ Wuppertaler Drohrede. Der 
beleidigte Unterton ist nicht zu überhö­
ren. Dabei redet er in der Heimatstadt des 
früheren sozialdemokratischen Minister­
präsidenten Johannes Rau, des großen 
Versöhners und Brückenbauers. Rüttgers 
vereint; den verstorbenen Sozialdemokra­
ten auf eine für einen Christdemokraten 
seltsame Weise. Es soll sogar die Idee von 
Rüttgers gewesen sein, den 100-Stunden- 
Wahlkampf-Endspurt auf dem Johannes- 
Rau-Platz einzuläuten. Er sieht seine Auf­
gabe im Vermitteln -  wie einst Rau. Wenn 
die Menschen· sich ängstigen im schnellen 
Wechsel der Verhältnisse, irre werden an 
der sich rapide verändernden Welt, dann 
ist er, der Landesvater, ja da.

Donnerstag
Köln -  Rüttgers wird der „Arbeiterfüh­
rer“ genannt, seine Herausforderin Han­
nelore Kraft gibt sich als, die Vorsitzende 
einer neuartigen „Kümmerer“-Partei, 
aber wer und was ist dann Pfarrer Franz 
Meurer von der katholischen Gemeinde 
Sankt Theodor im rechtsrheinischen Köl­
ner Stadtteil Vingst? Er kümmere sich seit 
18 Jahren um „Sozialraum-Gedöns“ sagt 
der 58-jährige Geistliche. Der Begriff „Ge- 
döns“ meint zum einen, dass einer „nicht 
so ein Theater um etwas machen“ müsse. 
Im Rheinischen steht das Wort auch für 
Zeug oder Kram. Also ist Meurer, den bun­
te Blätter gern den „Engel der Armen“ 
nennen, ein Krämer.

Sein Viertel ist in der Sprache der Poli­
tik ein „Problemviertel“. Von den 23 000 
Einwohnern beziehen mehr als 5000 Sozi­
alhilfe. 40 Prozent der unter 15-Jährigen 
leben in Armut. In NRW leben knapp 1,6 
Millionen Hartz-IV-Empfänger. Schick­

salswahl? Von Schicksal ist die Abstim­
mung am Sonntag so weit entfernt wie die 
Vingster Realität von der Politik. Der 
Pfarrer mit den blauen Birkenstock-San- 
dalen und der Strickjacke sieht eine ande­
re Wirklichkeit. Er kümmert sich einfach. 
In dem Bus-Anhänger, mit dem einer sei­
ner Helfer durch das Viertel karriolt, hat 
er Kinderspielzeug. Aus seiner Bücherf 
gäbe darf jeder so viele Bücher m itv  
men, wie er tragen kann, eine Lebensmi t­
telausgabe gibt es, und in der Kleiderkam­
mer ist vom Anzug bis zum Kommunions­
kleid alles vorrätig. Auf die Kommunions­
kleider ist der Pfarrer besonders stolz. Die 
größeren Größen muss er in Polen besor­
gen: „Für die dickeren Mädchen ist Kom­
munion sonst ja richtig Scheiße.“ Regel­
mäßig schickt er auch seine Hartz-IV- 
Truppe los, die Blumenbeete pflanzen

Der Engel: Pfarrer Meurer

oder Äste schneiden, weil das städtisch 
Grundflächenamt zu wenig Geld und zu 
wenig Personal hat.

Als ein Beamter dem Pfarrer erklärte, 
dass man Probleme „strukturell lösen“ 
müsse, und es nichts nütze, wenn er Frika­
dellen verteile, sagte Meurer seelenruhig: 
Diese Analyse sei bestimmt richtig, aber 
das mit der Struktur dauere noch, „und so 
lange brate ich Frikadellen.“

Politik weckt zwar Appetit, aber er 
stillt nicht immer den Hunger. Die Men­
schen in Vingst haben ihre Schwierigkei­
ten mit diesem Gehechel der Parteien. Bei 
der Kommunalwahl im Sommer vorigen 
Jahres gab nur noch jeder Dritte der Wahl­
berechtigten seine Stimme ab, in einem 
der Stimmbezirke nur jeder zehnte. Pfar­
rer Meurer ist seit 41 Jahren in der CDU. 
Hadert er manchmal mit seiner Partei? 
„Ja, jeden Tag“, sagt er fröhlich.
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Schatten vor der Sonne
Von W olfgang Roth

Die Realität bleibt ausgeblendet
Liberale haben die Chance verpasst, ihr Steuerreformkonzept an die aktuelle Lage anzupassen

Auf dieses legislative Werk darf die 
deutsche Politik, dürfen die deutschen 
Wähler stolz sein. Das Emeuerbare-Ener- 
gien-Gesetz, kurz EEG genannt, hat dem 
Land in zehn Jahren jenen Pfad eröffnet, 
den über kurz oder lang alle Welt be­
schreiten muss. Am Ende steht die Voll­
versorgung mit erneuerbaren, letztlich 
immer von der Kraft der Sonne gespeis­
ten Quellen -  ein Weg, zu dem es keine Al- 
emative gibt, weil die Reserven an Öl, 
£ohle, Gas und Uran endlich sind. Es ist 
ein mühsamer, ein langwieriger und teu­
rer Weg, aber er ist unvermeidlich. Das 
EEG war und ist die treibende Kraft auf 
den ersten Etappen, deshalb folgten dem 
Beispiel viele Staaten über die Grenzen 
Europas hinaus.

Und dieses wunderbare Gesetz soll 
nun kräftig zurückgefahren werden? Aus­
gerechnet bei der Förderung des Solar­
stroms, die einen Boom ohnegleichen aus­
löste? Und das, obwohl die von allen Ver­
brauchern aufzubringende Vergütung 
für den Öko-Strom schon nach der bishe­
rigen Gesetzeslage stufenweise sinken 
sollte? Kein Wunder, dass die Bundesre­
gierung mit dieser Novelle kräftigen Ge­
genwind erntete und reichlich für Kon­
fliktstoff innerhalb der Koalition sorgte.

Sie hat sich gleichwohl zu einem kräfti­
gen Schnitt durchgerungen. Er ist nicht 
populär, aber deshalb noch nicht falsch, 
denn die Zuteilungssystematik des EEG 

oartiell nicht mehr so schlüssig. Der
den Photovoltaik-Anlagen produzier­

te Strom bringt pro Einheit wesentlich 
mehr ein als der mit Windkraft erzeugte. 
Und obwohl neue Dachinstallationen 
und Solarparks auf den Freiflächen im 
vergangenen Jahr um 40 Prozent Zunah­
men, trugen sie gerade mal ein Prozent 
zur Stromerzeugung bei; sie stehen da­
mit deutlich im Schatten der Windkraft. 
Das Institut der deutschen Wirtschaft in 
Köln hat einen anderen Aspekt unter­
sucht: Nach seiner Rechnung löst jeder 
für Windräder auf gewandte Euro zusätz­
liche private Investitionen in Höhe von 
mindestens 1,70 Euro aus. Dagegen über­
steige die EEG-Vergütung, über die ge­
samte Laufzeit der Anlagen gerechnet, 
das Investitionsvolumen.

Solche Bilanzen sind nur ein Teil der 
Wahrheit, sie berücksichtigen nicht, dass 
jede neue· Großtechnik einen kräftigen 
Anschub braucht. Die Kernenergie gäbe 
es ohne massive staatliche Förderung nir­
gendwo auf der Welt, und auch heute 
könnte kein Atomkraftwerk ohne Sub­
ventionen und Bürgschaften der öffentli­
chen Hand errichtet werden. Die Solar­
branche beschäftigt in Deutschland un­
gefähr 60 000 Mitarbeiter, viele von ih­
nen im Osten. Binnen zehn Jahren ist 
dank des EEG ein blühender Wirtschafts­
zweig herangewachsen, der nun mit der

vorgezogenen Absenkung der Fördersät­
ze stark unter Druck geraten wird. Die 
Folgen sind anderweitig bekannt. Es 
wird zu Fusionen kommen—und zur Ent­
lassung von Mitarbeitern.

Schon jetzt wird die Fabrikation der 
Solarzellen zunehmend in Fernost erle­
digt, die deutsche Branche fertigt das 
Endprodukt im Wesentlichen für den hie­
sigen Markt. Diese Entwicklung ist aber 
auf lange Sicht nicht durch Subventio­
nen aufzuhalten, ob sie nun aus Steuer­
mitteln bestritten werden oder im Umla­
geverfahren bei den Verbrauchern. De­
ren Kehrseite zeigt sich in der schleichen­
den Saturierung einer Branche, die den 
Wettbewerbsnachteil höherer Löhne 
zwangsläufig nur mit Innovation und im­
mer effizienterer Technik ausgleichen 
kann. So ist es in der Pionierzeit gelau­
fen. Aber der Erfolg frisst seine Kinder, 
die Jubelzahlen täuschen darüber hin­
weg, dass zu wenig in die Zukunft inves­
tiert wird. Der Anteil der Mittel, die in 
die Forschung fließen, ist mittlerweile 
vergleichsweise bescheiden.

Es ist eine harte Kur, die der Solar­
branche verordnet wird. Aber wenn die 
Kur anschlägt, könnte der Wirtschafts­
zweig am Ende gesünder und fitter sein 
als zuvor. Die Bundesregierung hat die­
sen Stein beiseitegewälzt, aber ihr ste­
hen in der Energiepolitik noch ganz ande­
re Brocken im Wege. Leider ist zu be­
fürchten, dass der Streit über die Lauf­
zeit der Atomkraftwerke bis zum Herbst 
alles andere in den Hintergrund drückt. 
Es wird wieder leidenschaftlich um eine 
Technik gerungen werden, die von ges­
tern ist, weil sie erstens einen begrenzten 
Rohstoff mit einem sehr niedrigen Wir­
kungsgrad nutzt und zweitens zu einem 
Fremdkörper wird in einem Netz, das 
künftig immer mehr dezentrale Stromer­
zeuger mit schwankendem Angebot inte­
grieren muss.

Die großen Aufgaben warten noch, 
ganz unabhängig davon, ob die Reakto­
ren nun ein paar Jährchen früher oder 
später vom Netz gehen. Sonne und Wind, 
Wasserkraft und Biomasse sind die Res­
sourcen der Zukunft, aber sie kommen 
nur dann auf einen grünen Zweig, wenn 
die Energie viel effizienter genutzt wird. 
Die entsprechende Technik ist zum Teil 
schon vorhanden oder in der Entwick­
lung. Es ist ein gewaltiges Betätigungs­
feld für Ingenieure und Unternehmer, 
denn der Bedarf ist weltweit vorhanden.

Auf das EEG darf man stolz sein, aber 
es muss weiterhin und möglichst behut­
sam den Realitäten angepasst werden. 
Nur sollte sich in Deutschland niemand 
einbilden, dass eine sichere Energiever­
sorgung und eine friedliche Welt mit So­
larzellen und Sonnenkollektoren aufzu­
bauen sind.

Von C laus H u lv e rsch e id t

Aus. Vorbei. Sechs Monate lang hat 
die Koalition den Menschen vorgegau- 
kelt, es werde im Laufe der Wahlperiode 
weitere deutliche Steuerentlastungen ge­
ben. Allein die Details seien noch offen, 
hieß es stets, Genaueres könne man nach 
der Steuerschätzung sagen. Wer ein we­
nig von der Sache versteht, weiß seit lan­
gem, wie diese Schätzung ausgehen wür­
de -  desaströs nämlich. Seit diesem Don­
nerstag nun weiß es auch die FDP: Die 
vielbeschworenen „Spielräume“ im 
Haushalt gibt es nicht, vielmehr wird die 
Regierung bis 2013 noch mehr sparen 
müssen als ohnehin erforderlich.

Das Täuschungsmanöver an sich ist 
schon ärgerlich genug. Noch ärgerlicher 
ist allerdings, dass sich die Liberalen in 
diesem halben Jahr allein an Stufentari­
fen und ähnlichen Ladenhütern aus dem 
vergangenen Jahrhundert ergötzt haben, 
statt die Zeit zu nutzen, ihre Steuerpläne 
an die heutigen Rahmenbedingungen an­
zupassen: an sinkende Wachstumsraten,

an eine alternde Gesellschaft, an die Er­
fordernisse einer modernen Sozial-, Bil- 
dungs- und Familienpolitik. Leere Kas­
sen müssen nämlich nicht automatisch 
bedeuten, dass die Steuerpolitiker aller 
Parteien aufhören müssten, über Entlas­
tungen der Bürger nachzudenken.

Wäre es der FDP ernst mit einer sol­
chen Entlastung der „Leistungsträger“, 
müssten sich all ihre Konzepte um die Be­
seitigung des sogenannten Mittelstands­
bauchs im Einkommensteuerrecht dre­
hen. Er entsteht, weil der Steuertarif 
nicht gleichmäßig, sondern ausgerechnet 
im unteren Gehaltsbereich besonders 
steil ansteigt. Durch diesen Trick kas­
siert der Staat von seinen Bürgern 25 Mil­
harden Euro mehr als er vorgibt. Haupt­
leidtragende sind Gering- und Durch­
schnittsverdiener. Um eine schrittweise 
Abschmelzung dieses Bauchs finanzie­
ren zu können, müsste unter anderem der 
Spitzensteuersatz von derzeit 42 auf bei­
spielsweise 48 Prozent angehoben wer­
den. Allerdings dürfte er erst ab einem 
Jahresgehalt von 60 000 Euro und nicht

PROFIL

wie heute schon ab gut 50 000 Euro grei­
fen. Damit wäre auch das Problem gemil­
dert, dass der Staat Menschen, die nicht 
reich sind, wie Reiche behandelt.

Vor allem die Liberalen jedoch lehnen 
jede Diskussion über eine Anhebung des 
Spitzensteuersatzes mit dem Totschlag­
argument der „Neiddebatte“ ab. Sie ver­
gessen aber, dass in Deutschland (zu 
Recht) keine Vermögensteuer erhoben 
wird, dass die Erbschaftsteuerbelastung 
(zu Unrecht) gering ist, und dass der radi­
kale Sparkurs, den die Koalition in den 
nächsten Jahren unabweisbar wird ein­
leiten müssen, vor allem Menschen im un­
teren und mittleren Einkommensbereich 
treffen wird. Ein Solidarbeitrag auch der 
Besser- und Spitzenverdiener wäre des­
halb nicht nur angemessen, sondern 
auch ein Gebot politischer Klugheit. Die­
se Woche wäre die Woche gewesen, die 
Bürger mit einem völlig neuen Steuerkon­
zept zu überraschen. Gut möglich, dass 
die Wähler in Nordrhein-Westfalen die 
FDP nun am Sonntag mit Gewalt ins 21. 
Jahrhundert zerren werden.

Absurdes Theater in Berlin
Drei Fraktionen des Deutschen Bun­

destages und mit ihnen die Bundesregie­
rung haben sich am Donnerstag bla­
miert. Schlimmer noch: Union, FDP und 
SPD haben es mit ihrem Spektakel um 
den letztlich gescheiterten gemeinsamen 
Antrag zum Hilfspaket für Griechenland 
geschafft, dass auch beim letzten gutwil­
ligen Menschen das Vertrauen in die Ge­
staltungskraft der Politik in Krisenzei­
ten vollends verlorengeht.

Parteipolitisches Kalkül auf allen Sei­
ten verhinderte, dass die drei Parteien 
den tief verunsicherten Menschen signali­
sieren, dass Regierung und Parlament im 
Kampf um Stabilität und Sicherheit tat­
sächlich Ernst machen und dem gefährli­
chen Treiben der Finanzspekulanten 
Grenzen setzen wollen. Weil die Sozialde­
mokraten das Wort Steuer unbedingt in 
den Text bringen wollten, die FDP das 
aber ablehnte und bereit war, in diesem

Die CDU in Rheinland-Pfalz kann 
froh sein, dass dort erst in einem Jahr ge- 
r Mt wird, denn sie steckt in einem Übel- 

Wenden Affärengebräu. Erst kam ans 
L*cht, dass in der Kasse der Landtags­
fraktion über Jahre regelrechtes Chaos 
herrschte. Und nun ermittelt die Staats­
anwaltschaft wegen des Verdachts der 
Untreue. Das beschädigt nicht nur den 
neuen Hamburger Finanzsenator, der 
von den erstaunlich hohen und mögli­
cherweise illegalen Zahlungen der Frak­
tion an seine Beratungsfirma profitierte. 
Es belastet auch den anstehenden Wahl­
kampf der CDU.

In dieser verworrenen Affäre ist be­
reits klar, dass eine Seite nicht die Wahr­
heit sagt. Nur eine Version kann stim­
men: entweder die des früheren Frakti­
onsgeschäftsführers, wonach das Geld 
aus seiner Fraktionskasse zweckwidrig 
für den Wahlkampf der Partei floss. Oder

Der Machtkampf in der Türkei tritt in 
le neue Phase. Regierungschef Tayyip 

Erdogan will nun das Volk fragen, ob das 
Land eine neue Verfassung haben möch­
te. Die gegenwärtige ist eine autoritäre 
Zwangsjacke. Sie macht die Türken zu 
gebückten Dienern ihres Staates. Der 
Staat dient nach .diesem türkischen 
Grundgesetz nur sich selbst, nicht den 
Bürgern. Kein Wunder: Generäle haben 
vor 30 Jahren das Werk verfasst. Europa­
fähig ist diese Verfassung nicht.

Im Volk dürfte Erdogan eine Mehrheit 
für seine Reform finden. Die Abstim­
mung könnte zu einem Triumph für die 
Regierungspartei werden. Genau das 
aber will die wichtigste Oppositionspar­
tei, die Republikanische Volkspartei 
CHP, verhindern. Sie sucht ihre Verbün­
deten dort, wo sie in der Vergangenheit 
schon zu finden waren: bei den Verfas- 
sungsrichtem, den hohen Staatsbeamten

absurden Streit sogar die Koalitionsfra­
ge zu stellen, kam ein gemeinsamer Auf­
ruf nicht zustande. Wer glaubt, dass sich 
Politiker in politisch und wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten dem Wohl der Allge­
meinheit verpflichtet sehen und nicht 
dem der eigenen Partei, wurde wieder 
einmal enttäuscht. Wenn die Wahlbeteili­
gung am Sonntag in Nordrhein-Westfa­
len niedrig sein sollte, dürfen sich Union, 
FDP und SPD nicht beklagen.

Zu rühmen sind dagegen die Grünen, 
die sich kleinkariertem Hick-Hack in der 
Griechenland-Frage verweigert haben. 
Sie werden trotz Bedenken dem Kreditge­
setz zustimmen. Die SPD hat sich mit 
Blick auf die NRW-Wahl anders entschie­
den. Sie, die sich angeblich dem europäi­
schen Interesse verbunden fühlt, wird 
sich enthalten. Es mag ihr ein paar Stim­
men am Sonntag einbringen -  aber auch 
den Vorwurf des Opportunismus. höl

die Variante des früheren Parteichefs 
und seines fürstlich entlohnten Beraters, 
des heutigen Hamburger Senators, wo­
nach man korrekt getrennt habe zwi­
schen Fraktion und Partei. Bislang steht 
Aussage gegen Aussage, bislang sind alle 
Verlierer.

Die entscheidenden Belege sind leider 
verschollen. In einem braunen Umschlag 
will der Berater die Liste seiner Leistun­
gen an die damaligen CDU-Verantwortli­
chen übergeben haben. Von diesem Um­
schlag fehlt jede Spur. Das erinnert an ei­
nen schlechten Krimi. Doch könnte ge­
nau diese Schlamperei dazu führen, dass 
die Herren juristisch unbescholten da­
vonkommen. Die Beweispflicht für Un­
treue, für eine illegale Verwendung des 
Geldes, liegt bei der Staatsanwaltschaft, 
und für eine Anklage braucht sie Belege. 
Der strenge Geruch bleibt aber in jedem 
Fall an den Betroffenen haften. mawi

und im Militär. Die Generäle aber dürf­
ten das Flehen der CHP diesmal nicht er­
hören. Es riecht nicht mehr nach Putsch 
in der Türkei. Das Land hat sich in sie­
beneinhalb Jahren Erdogan-Regierung 
stark verändert. Die Reformen, die Anka­
ra für einen späteren EU-Beitritt unter­
nahm, zeigen Wirkung.

Gleichwohl bleibt die türkische Gesell­
schaft gespalten. Der Spaltpilz heißt 
Misstrauen -  Misstrauen gegenüber Erdo­
gan und seiner religiös grundierten Par­
tei AKP. Der säkulare Teil der Türkei rea­
giert nach wie vor irritiert auf das neue 
Selbstbewusstsein junger Kopftuchträge­
rinnen, die sich die konservative Gattin 
des Premiers zum Vorbild für ihren Le­
bensstil nehmen. Die innere Balance hat 
die Türkei noch nicht gefunden. Das Ver­
fassungsreferendum könnte diese Zerris­
senheit in den nächsten Wochen noch ein­
mal sehr deutlich machen. esc

Ein bayerisches „Grüß Gott“ hat er 
sich noch nicht antrainiert, aber 
mit einem galanten „Guten Tag, 

meine Damen und Herren! “ und einer An­
trittsrede in gutem Deutsch hat der Hol­
länder Johan Simons am Donnerstag sei­
ne Pläne als neuer Intendant der Münch­
ner Kammerspiele vorgestellt. Bis zum 
Ende dieser Spielzeit leitet noch ein inte­
rimistisches Dreier-Team das von Frank 
Baumbauer zu großem Erfolg geführte 
Haus; dann übernimmt Simons das Ru­
der, der nicht früher aus seinem Vertrag 
als Theaterchef am NT Gent herausge­
kommen ist. NT steht für „Niederländi­
sches Theater“ -  obwohl Gent in Belgien 
liegt -, gespielt wird dort nämlich nicht 
in flämischer, sondern in niederländi­
scher Sprache.

Johan Simons, Jahrgang 1946, ist einer 
der großen europäischen Regisseure, be­
rühmt geworden mit seiner Theatergro- 
ep Hollandia. Er war Gastregisseur an 
vielen deutschsprachigen Bühnen, und 
beim diesjährigen Theatertreffen in Ber­
lin ist er mit seiner Kölner Inszenierung 
„Kasimir und Karoline“ vertreten. An 
den Kammerspielen ist er seit 2003 regel­
mäßiger Gastregisseur, hat dort zuletzt 
„Hiob“ und „Drei Farben: Blau, Weiß, 
Rot“ inszeniert. Simons ist also in Mün­
chen kein Neuling, er kennt die Kammer­
spiele und wird personell kaum etwas 
verändern: Fast das ganze Ensemble 
wird übernommen, ein paar holländi-

Von M artin  W in te r

Europa muss sich einer bitteren Ein­
sicht stellen: Weder seine Wirtschafts­
kraft noch die Reform von Lissabon noch 
beide zusammen haben eine Macht ge­
schaffen, die andere Akteure in der Welt 
beeindruckt. Schon gar nicht die Akteu­
re in der Welt der Finanzen. Es ist den 
Euro-Ländem zwar gelungen, Griechen­
land und die gemeinsame Währung 
durch eine Notoperation vor dem 
Schlimmsten zu bewahren. Die Staats­
und Regierungschefs der Eurogruppe 
werden dem Kreditpaket an diesem Frei­
tagabend ihren Segen geben. Alles ande­
re wäre selbstmörderisch. Aber ihr ei­
gentliches Problem hat die Europäische 
Union noch vor sich: Sie muss die Welt 
von der Stabilität Europas überzeugen.

Das wird ein schwerer Gang, und wer 
glaubt, dass es mit ein paar finanzpoliti­
schen Handwerkereien nach der grie­
chischen Krise getan wäre, der wird 
scheitern. Natürlich muss der Stabilitäts­
pakt Zähne bekommen, die Kontrolle 
der Haushaltsdisziplin verbessert sowie 
die finanz- und wirtschaftspolitische Ab­
stimmung unter den Europäern enger 
werden. Dazu gehört, dass gef ähnliche Fi­
nanzmarktprodukte regulatorisch an die 
Leine gelegt werden müssen. Allerdings 
schafft man so noch nicht das für das 
Überleben des europäischen Projekts not-

Johan Simons
Münchner Intendant von Welt 

mit Gespür für die Provinz
sehe Schauspieler wie Jeroen Willems 
oder Simons Frau Elsie de Brauw kom­
men neu hinzu. „München ist ein biss­
chen wie Wien: eine Schauspielerstadt“, 
findet Simons. Da wäre es „blöd“ von 
ihm, ein Ensemble einfach auszutau­
schen.

Trotzdem werden die Münchner Kam­
merspiele künftig nicht nur ein neues Lo­
go („MK“), sondern auch ein neues Profil 
bekommen: Öffnen will Simons das Haus 
-  und zwar nach allen Seiten hin. So wird

wendige Vertrauen. Um Vertrauen herzu­
stellen, bedarf es politischer Ge- und Ent­
schlossenheit.

Daran aber mangelt es der EU in ei­
nem existenzgefährdenden Maße. Nicht 
die Spekulanten ruinieren die EU. Die 
nutzen nur die sich ihnen bietenden 
Schwächen, um zu befriedigen, was auch 
dem durchschnittlichen Mitteleuropäer 
nicht fremd ist: die Gier. Die Verantwor­
tung für die europäische Dimension der 
griechischen Krise tragen allein die Mit­
gliedstaaten und deren politische Eliten. 
Wer in einer Krise so wild durcheinander­
läuft wie die Europäer, der darf sich 
nicht wundem, wenn der Rest der Welt · 
Europa eher als einen politischen Hüh­
nerhaufen wahrnimmt. Die heimische 
Front mag ja jubeln, wenn nationale In­
teressen bedient werden. Jenseits des na­
tionalen Sprengels wird nationale Poli­
tik als Schwäche der EU wahrgenom­
men.

Es wäre zu billige Münze, Deutsch­
land mit seiner Zögerlichkeit die Schuld 
für den schlechten Auftritt der EU zuzu­
schieben. Die Regierung Merkel hat sich 
in der Sache ungeschickt angestellt und 
nicht gerade europäisch gezeigt. Das ist 
jedoch nur ein kleiner Teil der Wahrheit. 
Zur ganzen Wahrheit gehört, dass auch 
bei den anderen Ländern das Eigeninter­
esse besonders stark ausgeprägt war. 
Auch Frankreich verfolgte seine ganz

es als neue Bühne nicht nur eine „Spiel­
halle“ mit Tribünen geben -  der ganze 
„Stadtraum“ soll Bühne sein. So will Si­
mons zum Beispiel für Aischylos’ Tragö­
die „Die Perser“ rausgehen in ein Münch­
ner Stadtviertel und mit alten Leuten 
von dort den Chor einstudieren. „Ich will 
das Theater außerhalb des großen Saals 
aufwerten“, sagt Simons dezidiert. In 
Deutschland habe er immer das Gefühl, 
dass nur große Inszenierungen für mehr 
als 600 Zuschauer zählten.

An die Peripherie gezogen hat es Si­
mons schon immer: 15 Jahre lang hat er 
mit seiner Gruppe Hollandia Theater in 
der Provinz gemacht. In den Niederlan­
den sind diese Aufführungen legendär. 
Da kommt er ja auch her. Geboren wurde 
er in dem südholländischen Flecken 
Heerjansdam als Sohn eines Bäckers und 
einer Bäuerin. Er absolvierte gegen den 
Willen seines Vaters schon als Jugendli­
cher eine vierjährige Tanzausbildung, 
dann („weil ich ein schlechter Tänzer 
war”) hängte er in Maastricht eine Schau­
spielausbildung dran, aus der er schließ­
lich als Regisseur hervorging.

Johan Simons ist Vertreter eines avan­
cierten Erzähltheaters und wird den Stil 
seines Vorgängers Frank Baumbauer wei­
terführen -  als Intendant von Welt könn­
te er die Münchner Kammerspiele mit ei­
ner Öffnung in die Welt hinein zu einem 
Haus von europäischem Rang machen.

Christine Dössel

eigenen Ziele. Paris heischt etwa nach 
Anerkennung, indem es sich zum Präzep­
tor der Mittelmeerländer macht. Die 
überwältigende Mehrheit der Mitglieds­
länder irrt indes, wenn sie glaubt, dass 
sich aus der Addition der nationalen In­
teressen schon das europäische ergeben 
wird. Jeder für sich und keiner für alle -  
das führt nirgendwo hin, damit zerstört 
sich Europa nur selbst.

Dabei könnten die Europäer durchaus 
hier, und da zeigen, dass man sie ernst 
nehmen muss. Da bieten sich jenseits der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik an: die 
Außen- und Sicherheitspolitik, die Ener­
gie- und Klimapolitik oder auch eine Ra­
dikalkur der verkrusteten europäischen 
Agrarpolitik. Amerikaner, Russen, Chi­
nesen, Inder oder Brasilianer bewerten 
Europa ja nicht nach den geschliffenen 
Formulierungen in den EU-Verträgen. 
Vielmehr achten sie darauf, ob die Staa­
tengemeinschaft eine gemeinsame, fri­
sche Idee hat, mit der sich die großen Pro­
bleme der Gegenwart lösen lassen. Dazu 
müssten zunächst die beiden stärksten 
EU-Länder, Frankreich und Deutsch­
land, ihre nationalen Interessen einen 
Moment beiseiteschieben und Europa 
den Vorrang lassen. Wenn es jetzt aber 
bei dem von Angela Merkel und Nicolas 
Sarkozy vorgeschlagenen, minimalisti- 
schen Reformprogramm bleibt, dann 
geht Europa schweren Zeiten entgegen.

Pfälzer Affären-Gebräu

Referendum über das Misstrauen

Nachrichten vom Hühnerhaufen
Die EU zerstört mit ihrer kümmerlichen Griechenland-Politik wertvolles Vertrauen

Blick in die Presse

Sterben für den Euro
Die internationale Presse schreibt zu den töd­
lichen Ausschreitungen in Griechenland:

LIBÉRATION (Paris)

„Die Gewalt in den Straßen von Athen 
ist ein Symptom für ein Land, das in die 
Enge getrieben ist und nicht mehr an die 
Zukunft glaubt. Die Griechen machen da­
für zunächst ihre Regierungen jeglicher 
Richtung verantwortlich, die traditionell 
von Korruption und einer Laisser-faire- 
Politik ausgehöhlt waren und die Krise 
beschleunigt haben, indem sie die Zah­
len zur Verschuldung gefälscht haben. 
Die Griechen machen Deutschland ver­
antwortlich, das als zögernder Motor ei­
nes Europa wahrgenommen wird, das sei­
ne Hilfe mit Sparen vor allem in der Mit­
telklasse und bei den Beamten verbindet. 
Die Griechen machen die Märkte verant­
wortlich, die ohne Skrupel auf ihr Un­
glück spekulieren. (. . .) Damit sind alle 
Zutaten für ein europäisches Chaos ver­
eint. (. . .) Der gesamte Hilfsplan von EU 
und IWF kann auseinanderfliegen.“
RZECZPOSPOLITA (Warschau)

„Die Griechen wollen für das Euro­
land nicht sterben. Sie wollen auf eigene 
Art leben, keine Steuern zahlen, ein ho­
hes Haushaltsdefizit behalten. Folgen 
für andere Länder der Eurozone: Ihre 
Ausgaben für Rettungshilfen für Grie­
chenland werden wahrscheinlich kein 
Ende haben. Geliehen werden müssen 
vielleicht sogar 100 Milliarden Euro. Das 
kann die europäische Währung und die 
Rentabilität der Obligationen anderer 
Länder belasten. Je stärker die Proteste 
in Athen, desto schwächer der Euro und 
desto höher die Zinssätze im ganzen Eu­
roraum. Die Währungsunion ist heute 
ein eleganter Bridge-Club: Die Eintritts­
karten werden nur am Eingang kontrol­
liert, später gibt es keine Möglichkeit 
mehr, den Gast, der am Spieltisch be­
trügt, auszuladen. Die reichen werden 
jetzt alles unternehmen, um die verschul­
deten Länder, die voreilig in diesen ex­
klusiven Verein aufgenommen wurden, 
nicht mehr finanziell zu unterstützen.“
CORRIERE DELLA SERA (Mailand)

„Es ist wahrlich eine griechische Tra­
gödie, aus welchem Blickwinkel heraus 
man die Dinge auch betrachtet. Denn 
zum einen hat die Regierung recht, wenn 
sie jetzt handelt, angesichts der Tatsa­
che, dass es keine Alternativen gibt. 
Recht hat aber auch das Volk, wenn es 
zornig wird, denn es bezahlt für eine 
Schuld, für die es nichts kann. Das ist al­
les verständlich, ausgenommen diese ge­
ballte Gewalt, die hart zugeschlagen und 
getötet hat. Vielleicht wollten sie nicht tö­
ten, aber sie haben es getan. ( . ..)“
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Griechenland und die Folgen Europa zieht seine Schlüsse

Es soll nicht mehr jeder Die rhetorischen Brandstifter
G riechenlands Kom m unisten und die R andalierer / Von Michael M artenstun dürfen, was er will

In der EU ist wegen der 
griechischen Krise die 
Forderung nach mehr 
europäischer Einheitlichkeit 
in Wirtschaftsfragen laut 
geworden. Die in Berlin 
vorherrschende Stimmung 
dagegen wird außerhalb 
Deutschlands nur von 
Euroskeptikern aufgegriffen.
Von Nikolas Busse

BRÜSSEL, 6. Mai. Einer der vielen Vor­
würfe, die in der Griechenland-Sache ge­
gen die Bundesregierung erhoben wur­
den, lautete, die Kanzlerin habe ver­
sucht, eine Entscheidung über Hilfen für 
das bankrotte Land so lange hinauszuzö­
gern, bis die Wahl in Nordrhein-Westfa­
len vorüber sei. Dafür schien zu spre­
chen, dass der Sondergipfel der Euro- 
Staaten, der an diesem Freitagabend in 
Brüssel stattfindet, ursprünglich für den 
10. Mai vorgesehen war. Das wäre ein 
Tag nach der Wahl gewesen. Es kam 
aber anders, und deshalb werden die 
nordrhein-westfälischen Bürger zwei 
Abende vor der Wahl zur besten Sende­
zeit noch einmal mit Bildern konfron­
tiert, die Frau Merkel beim Scheckaus- 
stellen in der EU zeigen.

Brüsseler Diplomaten sagen, das Vor­
ziehen des Gipfels sei wieder einmal 
den Märkten geschuldet, die sich wenig 
um den Wahlkalender in Deutschland 
oder anderen Euro-Staaten kümmern. 
Weil ein als Solidaritätsbekundung ge­
planter Gipfel von den Märkten am Mon­
tagabend vielleicht weniger stark beach­
tet worden wäre, habe man sich für den 
Freitag entschieden. Das soll ein positi­
ves Signal für die gesamte neue Handels­
woche erbringen. Im Übrigen werde es 
gar nicht mehr so sehr um Griechenland 
gehen, sondern um einen sichtbaren 
Schulterschluss für die anderen bedräng­
ten Euro-Staaten wie Portugal oder Spa­
nien sowie um die Zukunft der Gemein­
schaftswährung. Er wolle „im Lichte die­
ser Krise einen Gedankenaustausch 
über die Frage führen, welche Lehren 
sich daraus für das Euro-Währungsge­
biet ergeben“, hat der ständige EU-Rats- 
präsident Van Rompuy in seiner Einla­
dung an die 16 Staats- und Regierungs­
chefs der Euroländer geschrieben.

Van Rompuy hat nach Einschätzung 
mancher Diplomaten zuletzt allerdings 
keine gute Figur gemacht, ebenso wenig 
wie Kommissionspräsident Barroso. In 
den entscheidenden Tagen, als die Grie­
chen keinen Zugang mehr zum Kapital­
markt hatten und in den anderen Euro- 
Staaten die Details des Rettungspakets 
beschlossen werden mussten, fielen bei­
de durch Abwesenheit auf. Barroso reis­
te nach China, Van Rompuy nach Japan, 
ohne dass ein tieferer Zweck dieser Aus­
flüge erkennbar war. Dabei hat es Van 
Rompuy bisher nicht geschafft, die Ar­
beitsgruppe zur Euro-Reform einzuset­
zen, über die Berlin härtere Regeln für 
die Gemeinschaftswährung durchsetzen 
will. Barroso wiederum hatte sich schon 
vorher den Ärger der Bundesregierung 
zugezogen, weil er von Beginn an öffent­
lich Hilfe der anderen Euro-Staaten ver­
langte. „Hier brennt die Hütte, und die 
fahren nach Asien“, wundert sich ein 
Kenner des Brüsseler Betriebs.

ban. BERLIN, 6. Mai. In einem gemein­
samen Brief an die Präsidenten des Eu­
ropäischen Rates und der Europäi­
schen Kommission haben Bundeskanz­
lerin Angela Merkel und der französi­
sche Präsident Nicolas Sarkozy Maß­
nahmen zur Regulierung der Finanz­
märkte und zu deren Transparenz gefor­
dert. Darüber solle auf der Sitzung der 
Staats- und Regierungschefs der Euro- 
Mitgliedstaaten an diesem Freitag ge­
sprochen werden, auf der das „Unter­
stützungspaket für Griechenland“ ver­
abschiedet werden solle. Frau Merkel 
und Sarkozy plädierten dafür, auf dem 
Treffen solle „ein klares Signal“ gesen­
det werden, dass die Euro-Staaten be­
reit seien, verschiedene Maßnahmen 
zu prüfen.

Dazu zählten die beiden Autoren die 
„Stärkung der finanzpolitischen Über­
wachungsmechanismen innerhalb des 
Euro-Raums“, wozu auch „wirksamere 
Sanktionen im Rahmen des Defizitver­
fahrens“ gehören sollten. Zudem solle 
die Überwachung auf „strukturelle Fra­
gen sowie Wettbewerbsfähigkeitsent­
wicklungen“ ausgedehnt werden. Die 
Wirksamkeit von „wirtschaftspoliti­
schen Empfehlungen der EU“ solle ver­
bessert werden. Schließlich sollten Mög­
lichkeiten geprüft werden, „für die Zu­
kunft einen robusten Rahmen für die 
Krisenbewältigung unter Wahrung des 
Grundsatzes der jeweiligen nationalen 
Verantwortung für die Haushaltspolitik 
zu schaffen“.

Frau Merkel und Sarkozy forderten, 
die „Qualität von Statistiken“ müsse

Erste Hinweise darauf, wie die Euro­
papolitiker die Frage nach den Lehren 
zu beantworten gedenken, gab eine Aus­
sprache im Europaparlament am Mitt­
wochnachmittag. Etwas verkürzt lässt 
sie sich so zusammenfassen, dass die 
Mehrheitsmeinung der deutschen Bevöl­
kerung in der EU nur von euroskepti­
schen Parteien vertreten wird, die in 
Deutschland gar nicht zur Wahl stehen. 
So sprach für die konservative Fraktion, 
die sich um die britischen Torys gegrün­
det hat, der Abgeordnete Derk-Jan Ep- 
pink von der rechtspopulistischen belgi­
schen Liste Dedecker. Er verlangte als 
Einziger ein Austrittsverfahren für un­
einsichtige Schuldenmacher, wie es 
auch die Bundeskanzlerin einmal gefor­
dert hat. Und der niederländische Abge­
ordnete Barry Madlener von Geert Wil- 
ders Freiheitspartei sagte, die Griechen 
sollten die Drachme wieder einführen. 
Die Nordeuropäer weigerten sich, für 
die sozialistischen Länder im Süden zu 
zahlen, die auf großem Fuß gelebt hät­
ten.

Die etablierten politischen Lager ver­
traten dagegen Lösungsansätze, die auf 
einen Machtzuwachs Brüssels und eine 
größere Harmonisierung der Lebenswei­
se in Europa hinauslaufen würden. Der 
Franzose Joseph Daul, Fraktionsvorsit­
zender der Christlichen Demokraten, 
forderte ein „Wirtschafts-, Sozial- und 
Steuereuropa“, wobei er unter anderem 
darauf hinwies, dass es nicht gehe, wenn 
in einem Land 35 Stunden gearbeitet 
werde und die Leute mit 60 Jahren in 
Rente gingen, während in anderen mehr 
als 40 Stunden gearbeitet werde und die 
Leute mit ü'l Jahren in den Ruhestand 
gingen. Er dürfte Frankreich und 
Deutschland gemeint haben. Die spani­
sche Sozialdemokratin Maria Badia i 
Cutchet verlangte, dass in der EU nicht 
mehr jeder tun könne, was er wolle. Der 
liberale Fraktionsvorsitzende Guy Ver- 
hofstadt (Belgien) behauptete, die Hil­
fen für Griechenland hätten schon im 
Dezember oder Januar verabschiedet 
werden können, wenn die Sache von 
den EU-Einrichtungen und nicht von 
den Mitgliedstaaten übernommen wor­
den wäre.

Auf dem Gipfel wird es allerdings erst 
noch einmal darum gehen, ob das Geld 
für die Griechen überhaupt wie geplant 
zusammenkommt. Es sei der „Sach- 
stand bei den parlamentarischen Verfah­
ren“ zu besprechen, schrieb Van Rom­
puy in der Einladung, und da hakte es zu­
letzt in der Slowakei. Ministerpräsident 
Robert Fico bekundete vor ein paar Ta­
gen, er traue den Griechen nicht und 
wolle erst einmal abwarten, ob das dorti­
ge Parlament auch wirklich Sparbe­
schlüsse fasse, die zu Einschnitten in Ge­
hältern, Pensionen und Sozialleistungen 
führten. Fico steht derzeit im Wahl­
kampf und hat es mit einer Opposition 
zu tun, die Hilfen für Griechenland ab­
lehnt. Womöglich wird das slowakische 
Parlament deshalb erst nach der Wahl 
am 12. Juni über den Kredit des Landes 
für Athen abstimmen. Und in Slowenien 
gibt es Probleme, weil die Regierung we­
gen der Höhe der Griechenlandhilfen 
vielleicht den gesamten Haushalt prüfen 
muss. Da Deutschland und Frankreich, 
die großen Geldgeber, pünktlich zahlen 
werden, gelten solche Verzögerungen in 
Brüssel als verschmerzbar. „Es darf nur 
nicht passieren, dass ein Land gar nicht 
zahlt“, sagt ein Diplomat.

künftig besser kontrolliert werden. „Die 
mangelnde Zuverlässigkeit griechischer 
Statistiken erklärt zum großen Teil, wa­
rum die Märkte diesem Land nicht mehr 
trauen“, schrieben sie. Die Vorschläge 
der Europäischen Kommission zur Stär­
kung der Kompetenzen von „Eurostat“ 
müssten so rasch wie möglich in Kraft 
treten.

Überdies verlangten Frau Merkel und 
Sarkozy eine Verbesserung der „Regulie­
rung der Finanzmärkte“. Die Reaktio­
nen der Märkte hätten in den vergange­
nen Tagen die Krise noch verschärft und 
zu Schwankungen der Renditen von 
Staatsanleihen einiger Euro-Mitglieds­
staaten geführt, „die nicht im Einklang 
mit der Entwicklung der Fundamental­
daten dieser Staaten stehen“. Spekulatio­
nen müsse die Grundlage entzogen wer­
den. Das „Problem destabilisierender 
Leerverkäufe“ sei anzugehen. Auch 
über die Rolle von Ratingagenturen „bei 
der Verschärfung von Krisen“ sei nach­
zudenken. „Die Europäische Kommissi­
on sollte erwägen, Vorschläge zur Stär­
kung des Wettbewerbs zwischen den Ra­
tingagenturen zu unterbreiten.“ Auf der 
Grundlage von Vorschlägen des Interna­
tionalen Währungsfonds, kündigten 
Frau Merkel und Sarkozy an, würden 
Deutschland und Frankreich „auf natio­
naler und internationaler Ebene an ei­
nem Regime für eine faire Beteiligung 
an Krisenkosten arbeiten“, hieß es in 
dem Schreiben mit Blick auf die Ban­
ken. „Staaten sollten nicht gezwungen 
sein, Banken zu retten“, heißt es in dem 
Schreiben.

ISTANBUL, 6. Mai. Als Oppositionsfüh­
rer blieb er oft blass, doch als Ministerprä­
sident läuft Georgios Papandreou nun 
mitten in der tiefsten Krise seines Landes 
zu großer Form auf. In einer beeindru­
ckenden Rede, die am Donnerstag von al­
len Medien des Landes ausführlich gewür­
digt wurde, hat der griechische Minister­
präsident und Vorsitzende der regieren­
den Panhellenischen Sozialistischen Be­
wegung (Pasok) nicht nur die noch unbe­
kannten Gewalttäter verurteilt, die am 
Mittwoch eine Bankfiliale in Brand ge­
setzt und damit den Tod von drei Men­
schen verursacht hatten. In für jeden Grie­
chen unmissverständlichen Worten for­
derte Papandreou auch die linksextremen 
Oppositionsparteien auf, ihre rhetorische 
Brandstiftung einzustellen. Er warnte sei­
ne (linken) politischen Gegner davor, die 
schwierige Lage des Landes durch indirek­
te Aufrufe zur Gewalt noch zu verschlim­
mern und versprach, man werde die Täter 
vom Mittwoch finden und zur Rechen­

schaft ziehen: „Es darf weder Schutz 
noch direkte oder indirekte Unterstüt­
zung für sie geben. Und sie wissen sehr 
gut, dass die Kommentare in den vergan­
genen Tagen nicht hilfreich waren. Kom­
mentare, laut denen sich Griechenland 
angeblich unter einer Diktatur befinde.“ 

Leider werde die Ansicht, dass alle poli­
tischen Kräfte des Landes in diesen Zei­
ten des „Notstands“ Verantwortungsbe­
wusstsein demonstrieren müssten, nicht 
von allen geteilt, so Papandreou. Doch 
habe niemand das Recht, „mit dem 
Schicksal dieses Landes und seiner Bür­
ger zu spielen. Niemand darf Menschenle­
ben gefährden.“ Gemeint waren damit 
die beiden linken im Athener Parlament 
vertretenen Parteien. Die bekannteste 
Adressatin von Papandreous Warnung 
war Aleka Papariga, die Generalsekretä­
rin des Zentralkomitees der Partei der 
Kommunisten Griechenlands (KKE). 
Der Titel verrät -  wer in Griechenland

ISTANBUL, 6. Mai. Die eigentliche Be­
währungsprobe steht der griechischen Re­
gierung erst im Juni und im September be­
vor, denn was sie im Sommer beschließen 
und in der zweiten Jahreshälfte durch das 
Parlament bringen muss, wird die Lebens­
planung von Millionen Griechen durch­
einanderbringen: die Rentenreform.

An einer Neuerung des hochdefizitä­
ren Systems der griechischen Rentenkas­
sen hatte sich schon der frühere Minister­
präsident Kostas Simitis versucht, der wie 
der jetzige Ministerpräsident Papandreou 
zur sozialistischen Pasok gehört. Er war 
jedoch im April 2001 am Widerstand der 
Gewerkschaften gescheitert. Was damals 
geschah, liest sich im Rückblick wie ein 
Orakelspruch, der auf Punkt und Komma 
vorhersagte, was nun eingetreten ist.

Nachdem die Gewerkschaften erfolg­
reich zu Generalstreiks aufgerufen hat­
ten, sah sich die damalige Regierung ge­
zwungen, ihr Reformprogramm zurückzu­
ziehen, obwohl es nur einen Bruchteil der 
Maßnahmen enthielt, die nun kommen 
werden: Die Zahl der zum Erwerb einer 
Rentenberechtigung erforderlichen Be­
rufsjahre sollte auf 40 sowie das Eintritts­
alter auf 65 Jahre erhöht und die Berech­
nungsgrundlage für die Höhe der Rente 
von 80 auf 60 Prozent des letzten Lohnes 
verringert werden. Zudem war die Zusam­
menführung der vielen Dutzend Renten­
kassen in acht große Fonds geplant.

Nachdem all diese Ideen im General­
streik untergegangen waren, warnte der 
damalige Ministerpräsident Simitis, ein 
Aufschub der Reform werde eines Tages 
„schmerzhafte Lösungen“ erfordern. Sein 
Finanzminister Papantoniou kritisierte, 
eine Beibehaltung des alten Rentensys­
tems gefährde die Konsolidierung der

die Kommunisten wählt, bekommt auch 
Kommunisten. Der Klassenkampf und 
die „Abschaffung der kapitalistischen Ge­
sellschaftsordnung“ sind formal weiter 
die zentralen Ziele der Partei.

Zwar hat Frau Papariga sich von dem 
Blutvergießen am Mittwoch distanziert 
und die Todesfälle dem Wirken von „Pro­
vokateuren“ zugeschrieben, doch man­
gelt es in den Aufrufen der Partei nicht an 
indirekter Rechtfertigung für gewalttäti­
gen Widerstand gegen „das System“. Die 
Demonstrationen gegen die Regierung Pa­
pandreou werden in Verlautbarungen der 
KKE zu einer „klassenbewussten Ant­
wort der Volksmassen an die Plutokratie 
und an die volksfeindliche Politik der sozi­
aldemokratischen Regierung, der Euro­
päischen Union und des Weltwährungs­
fonds“. Zu den wichtigsten Gegnern der 
KKE gehören auch die beiden großen, ver­
gleichsweise gemäßigten Gewerkschafts­
verbände Gsee und Adedy, in denen Pa- 
sok-Funktionäre eine maßgebliche Rolle

spielen. Diese Verbände verfolgten „eine 
Politik der Unterwerfung“, heißt es bei 
der KKE.

Allerdings besteht zwischen den beiden 
im griechischen Parlament vertretenen lin­
ken Parteien (die zweite ist das Bündnis 
Syriza) und den Gewalttätern, die am Mitt­
woch in der Athener Innenstadt randalier­
ten, keine direkte Verbindung. Die meist 
jugendlichen, oft vermummt auftretenden 
Gewalttäter lassen sich zwar vermutlich 
von den rhetorischen Anfeuerungen der 
KKE inspirieren, doch werden sie nicht 
von der Partei gelenkt. Es si.nd kleine und 
kleinste, sich als anarchistische Bewegun­
gen verstehende Gruppierungen, die seit 
Jahren Anschläge auf Bankfilialen, Minis­
terien oder Polizeidienststellen verüben. 
Die bekannteste Gruppe nennt sich „Revo­
lutionärer Kampf“ und wurde vergange­
nes Jahr von den Vereinigten Staaten als 
„terroristische Organisation“ gebrand­
markt. Andere Banden wollen sich unter

Staatsfinanzen und stelle die Aufnahme 
des Landes in die Währungsunion in Fra­
ge (die sich Griechenland gerade erst 
durch geschönte Statistiken erschlichen 
hatte). Der Nationalbankgouverneur pro­
phezeite, das alte System gefährde die 
Wettbewerbsfähigkeit der griechischen 
Wirtschaft, und die Regierung warnte, 
wenn nichts geschähe, werde das Renten­
system im Jahr 2010 zusammenbrechen.

Nun ist die Bruchlandung tatsächlich 
da, und Simitis’ Nachnachfolger Georgios 
Papandreou muss noch schärfere Maß­
nahmen einführen als 2001 geplant. Bis 
Juni muss die Regierung ein gesetzliches 
Renteneintrittsalter von zunächst 65 Jah­
ren für Männer beschließen, das ab 2013 
auch für Frauen im Staatsdienst gelten 
wird. Nachdem eine Vorgabe des auf 
Druck des Internationalen Währungs­
fonds, der Europäischen Zentralbank so­
wie der EU-Kommission entwickelten Re­
formprogramms durchgesickert war, be­
richteten griechische Medien jedoch, ein 
weiterer Anstieg des Renteneintrittsal­
ters auf 67 Jahre sei möglich. Diese Be­
fürchtung bezog sich auf die im Reform­
programm enthaltene Formulierung, die 
Regierung habe „einen automatischen 
Anpassungsmechanismus“ zu beschlie­
ßen, der das Renteneintrittsalter an Zu­
wächse der Lebenserwartung knüpft. Ab 
2020 soll das Renteneintrittsalter alle 
drei Jahre erhöht werden, sofern die Le­
benserwartung wie erwartet steigt.

Um weitere Kosten zu senken, wird die 
Berechnungsgrundlage für die Höhe der 
Rente außerdem nicht mehr nur die letz­
ten fünf Arbeitsjahre betreffen, sondern 
den Durchschnitt aller Arbeitsjahre. Früh­
verrentungen sollen erschwert, die ent­
sprechenden Bezüge gekürzt werden. Die

Namen wie „Volkswille“, „Revolutionäre 
Sekte“, „Verschwörung der Brandzellen“ 
oder allgemein als „Stadt-Guerrilla“ Gel­
tung verschaffen. Kleinere, im Ausland 
kaum zur Kenntnis genommene Überfälle 
verüben sie fast jede Woche, doch einige 
„Aktionen“ erregen auch außerhalb Grie­
chenlands Aufmerksamkeit. So wurden 
Ende Oktober 2009 bei einem Überfall 
auf eine Polizeiwache in Athen sechs Be­
amte verletzt. Die Angreifer gaben mehre­
re Dutzend Schüsse ab, bevor sie auf ei­
nem Motorrad flüchteten. Es war Glück, 
dass alle Opfer überlebten. Ein Polizist, 
der einen geschützten Zeugen in einem 
Prozess gegen die linke Terrorgruppe „Re; 
volutionärer Volkskampf“ beschützen soll­
te, war zuvor erschossen worden. Zuletzt 
starb im März dieses Jahres bei der Explo­
sion eines Sprengsatzes in Athen ein etwa 
15 Jahre alter Afghane, der zufällig Opfer 
einer vorzeitigen Explosion wurde.

Beobachter der Szene sprechen davon, 
dass zumindest einige Gruppen über Ver­

Ausland in Kürze
„Verbindung nach Pakistan" -  Zwei 
Tage nach der Festnahme Faisal Shah- 
zads wegen des versuchten Bombenan­
schlags vom New Yorker Times Square 
mehren sich laut „New York Times“ 
Hinweise darauf, dass der Dreißigjähri­
ge doch von den pakistanischen Tali­
ban beeinflusst und trainiert worden 
sein könnte. Die Zeitung zitierte am 
Donnerstag amerikanische Ermittler 
mit den Worten, dass eine radikale 
Gruppe, von der man dies vorher nicht 
erwartet hätte, eine Rolle in dem An­
schlag gespielt haben könnte. Zuvor 
hatten Medien berichtet, dass es wohl 
keine Hinweise auf eine Beteiligung 
der Taliban gebe. Peter Hoekstra, repu­
blikanisches Mitglied im Geheim­
dienstausschuss des Repräsentanten­
hauses, sagte dem Sender CNN, es 
gebe „wahrscheinlich eine starke Ver­
bindung“ zwischen Shahzad und den 
pakistanischen Taliban. Eine pakistani­
sche Taliban-Gruppe hatte sich nach 
dem Anschlag der Tat bezichtigt; Shah­
zad hatte den Ermittlern nach seiner 
Festnahme gesagt, dass er ein Einzel- 
kämipfer sei. Er hat zugegeben, den zu 
einer Autobombe umgebauten Gelän­
dewagen am Samstagabend auf dem Ti­
mes Square abgestellt zu haben; der 
Sprengsatz zündete nicht. (F.A.Z.) 
Schröder wirbt für Russland -  Der frühe­
re Bundeskanzler Schröder hat sich für 
eine engere Bindung Russlands in die 
Europäische Union ausgesprochen. 
Durch eine Assoziierung mit der EU 
könne das Land fest und langfristig an 
Europa gebunden werden, sagte er am 
Donnerstag auf einer Veranstaltung 
der Friedrich-Ebert-Stiftung in Berlin. 
Mittelfristig sei eine volle EU-Mit- 
gliedschaft Russlands noch nicht zu er­
warten. Das neue Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen, über das die 
EU und Moskau derzeit verhandeln, 
sei aber nicht ausreichend. Als Beispie­
le für eine engere Bindung Moskaus 
an Brüssel nannte der frühere SPD- 
Vorsitzende eine Handelsliberalisie­
rung bis hin zu einer Freihandelszone 
und eine engere Kooperation in der Si­
cherheitspolitik. (sat.)
Nasarbajew wird „Führer der Nation" -
Die zentralasiatische Republik Ka­
sachstan will die Machtfülle des autori­
tären Präsidenten Nasarbajew mit ei­
nem Sondergesetz weiter ausbauen. 
Ein Entwurf im Parlament sehe vor, 
dem Staatschef lebenslange Immunität 
vor Strafverfolgung zuzusichern. Da­
mit wäre auch sein Eigentum auf Dau­
er unantastbar. Zugleich solle ihm der 
Titel „Führer der Nation“ verliehen 
werden, berichtete die'russische Tages­
zeitung „Kommersant“ am Donners­
tag. Mit dem Gesetz wollten Nasarba- 
jews Anhänger verhindern, dass dem 
Präsidenten einmal ein ähnliches 
Schicksal droht wie dem gestürzten 
Staatschef des Nachbarlands Kirgistan, 
Bakijew. Das kasachische Parlament 
hat seit Nasarbajews Amtsantritt 1990 
die Verfassung mehrfach zu dessen 
Gunsten geändert, (dpa)
Lobo deutet Verzicht an -  Der Präsi­
dent von Honduras, Lobo, hat einen 
Verzicht auf seine Teilnahme an dem 
Madrider Gipfel der EU mit den Län­
dern Lateinamerikas am 17. Mai ange­
deutet. Er sagte, er überlasse eine Ent­
scheidung dem Gastgeber und gegen­
wärtigen EU-Ratspräsidenten Spanien. 
Einen Tag nachdem zehn mittel- und 
südamerikanische Staaten, darunter 
Brasilien und Mexiko, einen Boykott 
signalisiert-hatten, weil sie die Regie­
rung Lobo für „nicht legitim“ halten, 
sagte der Präsident, er sei bereit, „jedes 
Opfer zu bringen“, um Spanien und sei­
nen Nachbarn Schwierigkeiten zu er­
sparen. Zuvor hatte die spanische Re­
gierung noch einen Versuch unternom­
men, als versöhnliche Geste den ge­
stürzten Präsidenten Zelaya zur Rück­
kehr aus dem Exil in der Dominikani­
schen Republik nach Honduras zu be­
wegen. (wie.)
Taliban lassen Mobilfunk abschalten -
Die Taliban haben im nordafghani­
schen Kundus, wo die Bundeswehr sta­
tioniert ist, die Abschaltung des Mobil­
funks während der Nacht erzwungen. 
Ein Vertreter eines führenden Mobil­
funkanbieters sagte, man habe sich der 
Forderung der Aufständischen wegen 
mangelnder Sicherheit beugen müs­
sen. Die Taliban gaben als Grund an, 
ihre Kämpfer davor schützen zu wol­
len, dass Sicherheitskräfte sie mittels 
Mobiltelefonsignalen orten können. 
Anwohner bestätigten, dass die Netze 
aller vier Anbieter auch in der Nacht 
zu Donnerstag in der gesamten Pro­
vinz abgeschaltet waren, (dpa)
NLD in Burma illegal -  Die Partei von 
Friedensnobelpreisträgerin Aung San 
Suu Kyi steht vor dem Ende. Die „Na­
tionale Liga für Demokratie“ (NLD) 
ließ am Donnerstag die Frist für die Re­
gistrierung für die bevorstehenden 
Wahlen ablaufen. Nach dem Parteien­
gesetz der Militärjunta sind alle nicht 
registrierten Parteien mit sofortiger 
Wirkung illegal. „Dies wird der letzte 
Tag für uns sein“, sagte Win Tin, Mit­
glied der NLD-Führungsriege. Der Ein- 
undachtzigjährige war einer der am 
längsten eingekerkerten politischen 
Gefangenen; er wurde im Herbst 2008 
nach 19 Jahren freigelassen. Aung San 
Suu Kyi ist Generalsekretärin der 
NLD; sie hatte sich gegen die Wahlbe­
teiligung ausgesprochen, nachdem die 
Regierung zuvor ihren Ausschluss aus 
der Partei verlangte. Die Friedensno­
belpreisträgerin steht seit Jahren unter 
Hausarrest. Sie hatte gegen das Dekret 
geklagt, doch weigerte sich das Obers­
te Gericht am Mittwoch, den Fall anzu­
nehmen. (dpa)

Die Opfer der Parolen: Gedenken an die Toten vom Mittwoch vor der ausgebrannt Marfin-Bank in Athen.

Ein verordnetes Erdbeben
Die Rentenreform ist der schwierigste Teil des Athener Sparprogramms

Foto dpa

bindungen zur organisierten Kriminalität 
und über eine große Menge an Waffen ver­
fügen. Darunter seien auch Waffen, die 
nicht aus Kasernen oder Polizeibestän­
den gestohlen, sondern gekauft wurden. 
In Krisenzeiten, etwa bei den Ausschrei­
tungen nach der Ermordung eines Schü­
lers durch einen Polizisten im Dezember 
2008, flüchten sich die Banden nach Über­
fällen regelmäßig auf die Gelände von 
Universitäten, die von der Polizei nicht be­
treten werden dürfen. Die rechtsfreien 
Räume garantiert der griechische Staat 
durch das Gesetz über das Universitäts­
asyl, das nach dem Ende der Militärdikta­
tur eingeführt wurde. Damals hatte der 
Gesetzgeber allerdings nicht Bandenter­
ror, sondern die blutige Niederschlagung 
des Studentenaufstands an der Polytechni­
schen Universität in Athen am 17. Novem­
ber 1973 vor Augen, eine der dunkelsten 
Episoden der mehr als sieben Jahre wäh­
renden Herrschaft der Generäle.

Liste der zür Frühpensionierung berechti­
genden schweren und gesundheitsschädli­
chen Berufe, die vollkommen veraltet ist 
und absurde Ausnahmeregelungen ent­
hält, muss überarbeitet werden. Die 
Höchstgrenzen für Renten werden redu­
ziert, wodurch innerhalb eines Jahres Ein­
sparungen von einer halben Milliarde 
Euro erwartet werden. Ausdrücklich 
bleibt aber eine Mindestrente für sozial 
Schwache garantiert, „um die anfälligsten 
Gruppen zu schützen“, wie es in den Re­
formvereinbarungen heißt. Die Bezieher 
von Invaliditätsrenten, mit denen es offen­
bar auch Handel gegeben hat, werden hin­
gegen ab Dezember 2011 ihre Berechti­
gung zum Bezug der Zahlungen regelmä­
ßig nachweisen müssen. Schon ab März 
2011 werden die Bedingungen zur Gewäh­
rung solcher Renten strenger ausgelegt. 
Außerdem wird für alle Rentner die jährli­
che 13. und 14. Monatsrente abgeschafft. 
Schließlich soll es spätestens ab 2018 nur 
noch drei Rentenkassen geben.

All diese Maßnahmen entstehen in Zu­
sammenarbeit mit Fachleuten des IWF 
und der europäischen Institutionen und 
sollen im September vom Parlament ange­
nommen werden. Politisch kommt das ei­
nem verordneten Erdbeben gleich. Kaum 
ein Stein des alten Systems wird danach 
noch auf dem anderen stehen. Mit einiger 
Sicherheit werden die Gewerkschaften 
bei der Rentenreform auch ihren Haupt­
angriffspunkt gegen die Regierungspoli­
tik setzen, denn die Veränderungen be­
treffen nicht nur Millionen Rentner, son­
dern auch das Heer jener, die in ihren letz­
ten Arbeitsjahren stehen und sich die fi­
nanziellen und zeitlichen Rahmenbedin­
gungen ihres Lebensabends ganz anders 
ausgerechnet hatten, (tens.)

„Wirksamere Sanktionen“
Gemeinsamer Brief Merkels und Sarkozys an EU-Führung
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Europäische Union will mehr Kohlendioxid einsparenMobilfunkauktion 
nähert sich 
dem Ende
bü. BONN, 6. Mai. Die Versteigerung 
neuer Frequenzen für den Mobilfunk 
scheint bald zu Ende zu gehen. In der 
seit fast vier Wochen dauernden Auk­
tion steigen die Gebote nur noch sehr 
langsam, erst am Donnerstag über­
schritten sie zum ersten Mal die Marke 
von insgesamt 3 Milliarden Euro. Frü­
here Erwartungen, dass für den Staat 
Einnahmen von bis zu 8 Milliarden 
Euro Zusammenkommen könnten, 
dürften sich ka"um noch erfüllen. Vor­
läufig ganz zum Erliegen gekommen 
ist das Wettbieten um die begehrten 
Frequenzen im Bereich von 800 Mega­
hertz, die „digitale Dividende“. Dieser 
Teil des Spektrums ist in besonderer 
Weise für den Bau schneller Netze für 
das mobile Internet geeignet und soll 
deshalb unter anderem für eine besse­
re Breitbandversorgung auf dem Land 
genutzt werden. Nach bisherigem 
Stand würden T-Mobile und Vodafone 
jeweils zwei der insgesamt sechs Blö­
cke erhalten; die beiden kleineren An­
bieter E-Plus und 02 könnten sich je­
der einen Block für mehr als 400 Millio­
nen Euro sichern. Das Interesse kon­
zentrierte sich zuletzt auf die Frequen­
zen um 1,8 Megahertz. Dort liegen die 
Gebote bisher allerdings nur in der 
Größenordnung von allenfalls 20 Mil­
lionen Euro. Die Versteigerung endet 
erst dann, wenn für keinen der insge­
samt verfügbaren 41 Frequenzblöcke 
ein neues Angebot kommt.

Jugendliche sorgen 
kaum für das Alter vor
rike. BERLIN, 6. Mai. Jugendliche und 
junge Erwachsene wissen zu wenig 
über Finanzen und Altersvorsorge. Das 
ist das Ergebnis einer Studie, die das 
Versorgungswerk Metallrente, das vom 
Arbeitgeberverband Gesamtmetall und 
der Industriegewerkschaft Metall ge­
gründet wurde, in Auftrag gegeben hat. 
2500 Jugendliche zwischen 17 und 27 
Jahren wurden zu ihrem Sparverhalten, 
ihren Zukunftsvorstellungen und 
Selbsteinschätzungen befragt. Heraus 
kam, dass zwar 84 Prozent der Jugendli­
chen sparen -  vor allem für unvorherge­
sehene Ereignisse, größere Anschaffun­
gen und die Altersvorsorge. Doch ihr 
Wissen auf dem Gebiet der Vorsorge ist 
rudimentär. So können 61 Prozent der 
Jugendlichen nicht erklären, was eine 
betriebliche Altersvorsorge ist; 64 Pro­
zent scheitern am Begriff „Riester-Ren­
te“, 88 Prozent an „Bruttoentgeltum­
wandlung“ -  mit Letzterem können 
nicht einmal die Hälfte derjenigen, die 
schon eine betriebliche Altersvorsorge 
haben, etwas anfangen. Innerhalb des 
Versorgungswerks Metallrente spart 
fast ein Drittel der unter Dreißigjähri­
gen weniger als 320 Euro im Jahr; nur 
18 Prozent kommen auf mehr als 1200 
Euro. Im Fall der über Dreißigjährigen 
ist es spiegelverkehrt: Nur 13 Prozent le­
gen weniger als 320 Euro im Jahr zu­
rück, aber 37 Prozent mehr als 1200 
Euro. Die Studie kommt zu dem Ergeb­
nis, dass zu wenige junge Leute Vorsor­
gen und dass ihre Sparbeiträge zu ge­
ring sind. Sie steuerten „ungewollt auf 
die Altersarmut zu“, sagte der Jugend­
forscher Klaus Hurrelmann, der die Un­
tersuchung leitete.

hmk. BRÜSSEL, 6. Mai. Die Europäi­
sche Kommission treibt die einseitige Er­
höhung der EU-Klimaschutzziele voran. 
Wegen der Wirtschaftskrise und dem dar­
aus resultierenden starken Rückgang der 
Emissionen sei e in ' Reduktionsziel für 
den Treibhausgasausstoß von 30 Prozent 
relativ kostengünstig zu erreichen, heißt 
es in einem Entwurf für eine Mitteilung, 
welche die Kommission Ende Mai vorle­
gen will. Statt 70 Milliarden Euro werde 
die EU lediglich 48 Milliarden Euro aus­
geben müssen, um die Treibhausgasemis­
sionen -  wie bisher zugesagt -  um 20 Pro­
zent bis 2020 zu senken. Eine Erhöhung 
des Ziels auf 30 Prozent kostete die EU 
weitere 33 Milliarden Euro. Die Kosten 
wären mit insgesamt 81 Milliarden Euro 
oder 0,54 Prozent des Bruttoinlandspro­
dukts unwesentlich höher als ursprüng­
lich eingeplant.

Zudem werde die EU dadurch Geld 
sparen, dass die Einfuhr von Erdöl weiter 
sinke und sich die Luftqualität verbesse­
re. Um Nachteile für die europäische In­
dustrie im internationalen Wettbewerb 
durch die Kosten für den Klimaschutz zu 
vermeiden, spricht sich die EU-Kommis- 
sion dafür aus, Staatshilfen für die Neu­
ausrichtung energieintensiver Branchen 
zu erleichtern.

Die EU hat bisher eine Erhöhung des 
Klimaschutzziels auf 30 Prozent an die 
Bedingung geknüpft, dass andere große 
Emittenten vergleichbare Angebote ma­
chen. Nach ihrer Einschätzung ist das der­
zeit nicht der Fall. Die Zusagen der gro­
ßen Industrie- und Schwellenländer nach 
der Klimaschutzkonferenz in Kopenha­
gen seien zu niedrig. In den vergangenen 
Wochen hat sich dennoch innerhalb der 
EU die Zahl derer gemehrt, die für eine 
einseitige Erhöhung des europäischen

geg. FRANKFURT, 6. Mai. Immer mehr 
Bürger bringen ihr Vermögen oder Teile 
davon in Stiftungen ein, um dem Gemein­
wohl zu dienen. 914 Stiftungen sind allein 
im Jahr 2009 gegründet worden. „Und 
etwa 5 bis 10 Mal so viele Menschen den­
ken zumindest darüber nach, ihr Vermö­
gen in eine Stiftung einzubringen“, sagt 
Hans Fleisch, Generalsekretär des Bun­
desverbandes Deutscher Stiftungen, Ber­
lin. Stifter wollen zweierlei, sagt Wilhelm 
Krull, Vorstandsvorsitzender des Bundes­
verbandes: Entweder wollten sie in ihrem 
beruflichen Umfeld Akzente setzen -  
zum Beispiel wenn ein SAP-Gründer die 
Informationstechnologie fördere -, oder 
sie wollten einem persönlichen Interesse 
größere Förderung zuteil werden lassen 
und gründeten eine Stiftung, die sich so­
zialen, regionalen, kulturellen oder wis­
senschaftlichen Zwecken widme.

Bei neuen Stiftungen gibt es nach 
Fleischs Worten eine leichte Entwicklung 
hin zu mehr Umweltschutz und weniger 
sozialem Engagement. Dennoch verfol­
gen mit 33 Prozent die meisten deutschen 
Stiftungen soziale Ziele. Das liegt auch 
daran, dass im Mittelalter nur soziale Zie­
le als Gemeinwohl fördernd anerkannt 
wurden. Danach folgen mit jeweils 15 Pro­
zent Anteil Stiftungen, die die Kultur und 
die Bildung fördern. 13 Prozent wollen 
die Wissenschaft unterstützen und 4 Pro-

Die Wirtschaftskrise macht 
die Reduktion der 
Treibhausgase günstiger. Für 
energieintensive Branchen 
soll es Staatshilfen geben.

Ziels eintreten. Zuletzt hatte sich Um­
weltminister Norbert Röttgen beim Pe­
tersberger Klimadialog in Bonn dafür 
ausgesprochen. Das Vorpreschen der EU 
soll Schwung in die Gespräche über ein 
internationales Klimaabkommen brin­
gen. Die Staats- und Regierungschefs der 
193 Teilnehmer werden sich im Juni in 
Bonn wieder zusammensetzen, bevor

zent den Umweltschutz, der bei Neugrün­
dungen aber 7 Prozent ausmacht.

In Deutschland verwalten 17 372 Stif­
tungen etwa 100 Milliarden Euro, aus de­
ren Anlageerträgen sie ihre Objekte för­
dern. Das ist in Zeiten der Finanzmarkt­
krise nicht einfach. Aber Krull konnte in 
Frankfurt auf dem Deutschen Stiftertag 
feststellen, dass die Vermögensverluste 
deutscher Stiftungen im Zuge der Wirt­
schafts- und Finanzkrise deutlich gerin­
ger ausgefallen sind als befürchtet. „Insge­
samt gesehen hat sich die -  oft kritisierte 
-  langfristige, bedachte Anlagestrategie 
deutscher Stiftungen ausgezahlt“, sagte 
Krull. Langfristig bedeutet: einen hohen 
Anteil festverzinslicher Papiere, Aktien 
nur von Dax-Unternehmen und zuneh­
mend Anlagen in Immobilien. Für 2009 
rechnen nur 9 Prozent der Stiftungen mit 
realen Vermögensverlusten. Ein solcher 
Verlust trifft Stiftungen besonders hart, 
weil sie gesetzlich gehalten sind, ihr Nomi­
nalkapital zu erhalten. Gerade große Stif­
tungen wie die Volkswagenstiftung ach­
ten selbst sogar darauf, dass sie langfris­
tig ihr Kapital auch real erhalten. So die­
nen ihre Kapitalerträge nicht nur der För­
derung von Objekten, sondern auch dem 
Ausbau des Vermögens.

Die größte deutsche privatrechtliche 
Stiftung ist die Volkswagenstiftung in 
Hannover. Sie fördert in jedem Jahr Wis-

Ende des Jahres im mexikanischen Can- 
cün das nächste Weltklimagipfeltreffen 
ansteht.

In der EU bleibt die Heraufsetzung des 
Reduktionsziels jedoch heftig umstrit­
ten. Gegen eine Erhöhung sprechen sich 
neben den osteuropäischen EU-Staaten, 
allen voran Polen, vor allem die Italiener

aus. Sie befürchten, dass die Industrie an­
gesichts der Wirtschaftskrise eine weite­
re Belastung nicht verkraftet. Die Kom­
mission wirbt für ein Reduktionsziel von 
30 Prozent nicht nur mit dem Argument, 
dass dieses Bewegung in die stockenden 
Klimagespräche bringen könnte, son­
dern auch damit, dass dies im eigenen In­
teresse der EU sei. Allein die mit der wei-

Für den guten Zweck
Die größten Stiftungen privaten Rechts
(nach Gesamtausgaben 2008 in IVlllllonen Euro)
Volkswagenstiftung 121,8j
Bertelsmann Stiftung ■ ■ ■ 7 7 , 5
Robert Bosch Stiftung ■ ■ ■ 7 5 , 8
Landesstiftung Baden-Württ. ■ ■ ■ 7 1 , 0
Alexander von Humboldt-Stiftung ■ ■ 1 6 7 , 9
Deutsche Bundesstiftung Umwelt ■ ■ 6 0 , 8
Studienstiftung des dtsch. Volkes ■ ■ 5 1 ,6
A. Krupp v. Bohlen u. Haibach Stift. ■ ■ 4 2 ,2
Deutsche Stiftung Denkmalschutz H l  38,0
Umweltstiftung WWF-Deutschl. ■ 135 ,3
Dietmar Hopp Stiftung ■  30,0
Zeit-Stiftung Ebelln u. Gerd Bucerius ■  27,5
Stiftung Mercator ■  24,5
Software AG-Stiftung ■  24,1
Gemeinnützige Hertie-Stlftung ■  21,1
Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen. F.A.Z.-Grafik Kaiser

senschaft und Forschung mit etwa 100 
Millionen Euro. Das ist absolut eine hohe 
Zahl, verglichen mit den Ausgaben der öf­
fentlichen Hand kommen aber alle Wis­
senschaftsstiftungen zusammen nur auf 
einen Anteil von gut 1 Prozent an der Fi­
nanzierung der Wissenschaft. Die eigent­
liche Bedeutung der Stiftungen liegt nach

teren Reduktion einhergehende Verbesse­
rung der Luftqualität beziffert die Kom­
mission auf 6,5 bis 10 Milliarden Euro im 
Jahr. Das 30-Prozent-Ziel könne die Erd­
gas- und Erdöleinfuhren 2020 um 40 Mil­
liarden Euro senken. Auch seien kohlen­
stoffärmere Techniken oft arbeitsintensi­
ver. Mit der Umstellung der Industrie auf 
„grüne Technik“ würden also neue Ar­
beitsplätze geschaffen.

Um den Industriewandel voranzutrei­
ben, ist der Preis für den Treibhausgasaus­
stoß nach Ansicht von Fachleuten der 
Kommission momentan allerdings zu 
niedrig. Wegen der Wirtschaftskrise sei 
der vom EU-Emissionshandelssystem ab­
gedeckte Ausstoß 2009 um 10 Prozent ge­
sunken. Dadurch sei der Preis für das 
Recht, eine Tonne Kohlendioxid auszu­
stoßen, von 25 Euro auf zwischenzeitlich 
8 Euro gefallen. Derzeit habe er sich zwi­
schen 12 und 15 Euro eingependelt. „Nö­
tig“ sei ein Preis von 30 Euro, heißt es in 
Brüssel. Dieser sei auch immer das Ziel 
der Klimaschutzpolitik der EU gewesen. 
Erst dann lohne es sich auch, in die Spei­
cherung von Kohlendioxid unter der 
Erde (CCS) zu investieren. Einen Preis 
von 30 Euro erreiche die EU aber nun 
nur noch, wenn sie das Reduktionsziel 
von 20 auf 30 Prozent erhöhe. Das lohne 
sich auch für die Mitgliedstaaten, da sie 
sonst auf die Hälfte der eingeplanten Ein­
nahmen aus der Versteigerung der Zerti­
fikate nach 2012 verzichten müssten. Im 
Übrigen, argumentiert die Kommission, 
müsse die EU ihren Ausstoß irgendwann 
ohnehin um 30 Prozent reduzieren, wenn 
sie diesen im Jahr 2050 wie vorgesehen 
um 80 bis 95 Prozent unter das Niveau 
von 1990 senken wolle. Die Reduktion 
werde jedoch umso teurer für die EU, je 
länger sie herausgezögert werde, meint 
die Kommission.

Krulls Worten aber nicht in der Höhe der 
Fördermittel, sondern in ihrer Rolle als 
Impulsgeber. Stiftungen verstehen sich 
als Werkstätten gesellschaftlichen, kultu­
rellen und wissenschaftlichen Fort­
schritts, sie greifen Themen auf und su­
chen LösungSwege, die später in vielen 
Fällen vom Staat oder anderen Trägern 
aufgegriffen werden.

In das Bewusstsein der Öffentlichkeit 
dringt die Arbeit aber nur in den wenigs­
ten Fällen. Viele, vor allem kleine und 
Kleinststiftungen -  70 Prozent aller Stif­
tungen verfügen über weniger als 2 Millio­
nen Euro Stiftungskapital -  arbeiten fast 
im Verborgenen. Bei einer Befragung 
durch das Meinungsforschungsinstitut 
Emnid gaben 80 Prozent der Befragten 
an, bisher keinen Kontakt mit Stiftungen 
zu haben und diese daher nicht beurteilen 
zu können. Dabei arbeiten die meisten 
Stiftungen an aktuellen Themen in ihrem 
regionalen Umfeld. „Viele aktuelle Her­
ausforderungen, die sich gerade in Städ­
ten manifestieren -  die demographische 
Entwicklung, die wachsende gesellschaft­
liche Kluft oder der effiziente Umgang 
mit Energie - , lassen sich ohne Stiftun­
gen nicht meistern“, ist Fleisch über­
zeugt. Die wachsende Zahl von Bürgerstif­
tungen sind für ihn ein Beleg dafür, dass 
sich Stiftungen und ihr gesellschaftliches 
Engagement langsam in der Bevölkerung 
durchsetzen.

Kurze Meldungen
Rente zukünftig online
Anträge auf Leistungen der Deutschen 
Rentenversicherung können von so­
fort an auch über das Internet gestellt 
werden. Das neue Online-Angebot um­
fasse unter anderem die Antragsformu­
lare zu Versicherung, Rente und Reha­
bilitation, teilte die Deutsche Renten­
versicherung am Donnerstag in Berlin 
mit. Der ausgefüllte Antrag wird elek­
tronisch an die Rentenversicherung 
versandt und dort bearbeitet. Ähnlich 
wie bei der elektronischen Steuererklä­
rung benötigt die Behörde die Unter­
schrift des Antragstellers in Papier­
form als Garantie. Wird eine Signatur­
chipkarte mit elektronischer Unter­
schrift verwendet, entfällt dieser 
Schritt. enn.

Baugewerbe erlebt gutes Jahr
Das deutsche Baugewerbe sorgt sich 
um die Entwicklung in der Branche 
nach dem Auslaufen der Konjunkturpa­
kete. „Die Bauwirtschaft wird die 
Kraft der Rezession erst 2011 mit vol­
ler Wucht zu spüren bekommen“, sag­
te der Vorsitzende der Bundesvereini­
gung Bauwirtschaft, Karl-Heinz 
Schneider, am Donnerstag in Berlin. 
Das laufende Jahr bewertet die mittel­
ständische Bauwirtschaft positiv, vor 
allem wegen der Mittel aus den Kon­
junkturprogrammen. 2011 sei aber bei 
den öffentlichen Investitionen ein 
Rückgang um mehrere Milliarden 
Euro zu befürchten. enn.

Schneller Brüter in Japan
Nach mehr als 14 Jahren Zwangsstillle­
gung ist in Japan am Donnerstag ein 
Atomreaktor des Typs Schneller Brü­
ter wieder in Betrieb genommen wor­
den. Der Prototyp-Reaktor mit dem Na­
men „Monju“ in der Mitte der japani­
schen Hauptinsel Honshu musste im 
Dezember 1995 bereits kurz nach der 
Inbetriebnahme wieder stillgelegt wer­
den. Es waren Hunderte Kilogramm 
des hochreaktiven Kühlmittels Na­
trium ausgetreten und in Brand gera­
ten. Seit diesem Zwischenfall stand 
der Reaktor still. Atomkraftgegner ha­
ben jahrelang vor Gericht gegen die 
abermalige Inbetriebnahme prozes­
siert. Japans Regierung will das roh­
stoffarme Land durch den Ausbau der 
Atomkraft von Energieimporten unab­
hängiger machen und zugleich den 
Ausstoß von Treibhausgasen senken.

cag.

Erfolgreiche Gründungen
Unternehmensgründungen aus der Ar­
beitslosigkeit heraus sind erfolgreicher 
als angenommen. Dies zeigt eine neue 
Studie des Berliner Wirtschaftsfor­
schungsinstituts DIW und des IZA 
Bonn. Danach sind vor allem die Moti­
ve entscheidend für den unternehmeri­
schen Erfolg. Reine „Notgründungen“ 
seien weniger erfolgreich, heißt es in 
der am Mittwoch vorgestellten Studie. 
Im Zuge der Hartz-Reformen war die 
Zahl der Gründungen aus Arbeitslosig­
keit deutlich gestiegen. Mehr als 
350 000 Personen wurden 2004 mit 
Überbrückungsgeld oder Gründerzu­
schüssen gefördert, vorher waren es in 
der Regel weniger als 100 000. Nach Än­
derungen in der Förderung war die 
Zahl 2006 wieder auf 150 000 gesun­
ken. Gut zwei Drittel der Gründer sei­
en auch nach fünf Jahren noch im Ge­
schäft, nur zehn Prozent seien wieder 
arbeitslos. enn.

Technik mit ungewisser Zukunft: COi-Abscheidung Foto Matthias Lüdecke

Immer mehr Deutsche stiften
914 Stiftungen sind im  vergangenen Jahr gegründet worden / Umweltschutz gewinnt an Bedeutung

Gute Nacht, Sekundenschlaf!
Die E-Klasse m it ATTENTION ASSIST.
Eine Innovation von Mercedes-Benz: das "System, das typische 
Anzeichen von Müdigkeit erkennen kann und dem Fahrer zu einer 
Pause rät. So kann der gefährliche Sekundenschlaf verhindert werden. 
Der ATTENTION ASSIST ist ein Bestandteil des integralen Sicher­
heitskonzepts von Mercedes-Benz. Jetzt serienmäßig in allen E-Klasse 
Modellen. Vereinbaren Sie noch heute eine Probefahrt bei Ihrem 
Mercedes-Benz Partner und erfahren Sie mehr über die innovativen 
Assistenz-Systeme, www.mercedes-benz.de

http://www.mercedes-benz.de
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■  Um wie viel Geld geht es bei dem Hilfs­
programm für die Griechen?

Insgesamt erhält Griechenland Kredite 
von bis zu 110 Milliarden Euro über einen 
Zeitraum von drei Jahren, also bis Mai 
2013. Davon entfallen 80 Milliarden Euro 
auf bilaterale Kredite der Euro-Staaten, 
30 Milliarden auf den Internationalen 
Währungsfonds (IWF). Die erste Tranche 
soll Mitte Mai ausgezahlt werden. Maxi­
mal drei Jahre sollen tilgungsfrei sein; spä­
testens fünf Jahre nach Auszahlung einer 
Tranche muss diese zurückgezahlt sein. 
Getilgt wird grundsätzlich vierteljährlich 
in gleichen Beträgen.

■  Wer zahlt wie viel?

Der jeweilige Beitrag zum Paket der Euro- 
Staaten von 80 Milliarden Euro ist nach 
dem Anteil der Euro-Staaten am Kapital 
der Europäischen Zentralbank (EZB) auf­
geteilt. Für Deutschland bedeutet das für 
drei Jahre eine Belastung von etwa 22,4 
Milliarden Euro, Frankreich folgt mit 16,8 
Milliarden, Italien mit 14,7 Milliarden und 
Spanien mit 9,8 Milliarden Euro. Der 
kleinste Euro-Staat Malta muss 72 Millio­
nen Euro beisteuern.

■  Kann sich an der Belastung für 
Deutschland etwas ändern?

Es gibt jedenfalls Risiken. Zwar sieht die 
Vereinbarung der Euro-Staaten vor, dass 
sich alle Staaten beteiligen. Es kann aber 
aus zwei Gründen zu Ausfällen kommen. 
Erstens müssen alle nationalen Parlamen­
te dem Paket zustimmen, da es sich jeweils 
um bilaterale Kredite der Euro-Staaten 
handelt. Verweigert ein-Parlament die Zu­
stimmung, reduziert sich die Gesamtsum­
me der Kredite um den jeweiligen Anteil 
des Landes am Gesamtpaket. Zweifel an 
der Zustimmung bestehen derzeit in der 
Slowakei und in Slowenien, deren Anteil 
insgesamt 1,2 Milliarden Euro beträgt. 
Zweitens besteht die Möglichkeit, dass ein 
Mitgliedstaat mit schlechter Bonität -  etwa 
Portugal -  wegen eigener Finanzierungs­
probleme Schwierigkeiten hat, sich zu be­
teiligen. Es ist zwar nicht vorgesehen, dass 
ein Land aus seinen Verpflichtungen aus­
steigen kann. Sobald aber ein Land dauer­
haft für seine Anleihen am Markt höhere 
Zinsen zahlen muss als Griechenland im 
Rahmen des Rettungspakets, können die 
Zinsverluste unter den Euro-Staaten sozia­
lisiert werden: Sie würden mit den Zinsge­
winnen der anderen Länder -  je nach de­
ren Anteil am Gesamtpaket -  verrechnet. 
Damit findet die Idee einer Euro-Anleihe -  
sie beruht auf der Einebnung der Zinsen 
für Staatspapiere verschiedener Euro-Staa­
ten -  auf diesem Weg erstmals Eingang in

Nach den gewaltsamen Demonstrationen: Ein ausgebranntes Auto vor historischer Kulisse in Athen Foto a p

Die Folgen des Rettungsprogramms
D eutschland steht 
G riechenland mit 
einem  Kredit von 22,4 
M illiarden Euro bei -  
es könnte aber auch 
noch m ehr werden.
Und die Rückzahlung 
steht in den S te rn en .,

Von Werner Mussler, 
Manfred Schäfers und 
Stefan Ruhkamp

europäische Vereinbarungen, obwohl sich 
Deutschland dagegen immer gesträubt hat. 
Außerdem können Länder mit dauerhaft 
hohen Refinanzierungskosten darum bit­
ten, sich nicht an der jeweils anstehenden 
Tranche zu beteiligen. Eventuelle Zusatzbe­
lastungen dieser Regelungen für Deutsch­
land lassen sich derzeit nicht genau ab­
schätzen. Die Bundesregierung schließt je­
doch eine Erhöhung des deutschen Bei­
trags von 22,4 Milliarden Euro aus.

■  Reichen die Summen überhaupt?

Möglicherweise nicht. Griechenland 
braucht alleine für fällige Anleihen bis 
Ende 2012 rund 84 Milliarden Euro. Hin­
zu kommen fällige Geldmarktschulden 
mit kurzer Laufzeit und das laufende 
Haushaltsdefizit von derzeit knapp 2 Mil­
liarden Euro monatlich. Der gesamte Fi­
nanzierungsbedarf beträgt in den nächs­
ten drei Jahren rund 150 Milliarden 
Euro. Wenn von den Euro-Staaten und 
dem IWF 110 Milliarden Euro kommen, 
müsste Griechenland sich bei anderen 
Gläubigern rund 40 Milliarden Euro lei­
hen. Fraglich ist auch, ob Griechenland 
nach dem Ablauf des dreijährigen Hilfs­
programms wieder ausreichend Zugang 
zu den Kapitalmärkten hat.

■  Bekommt Griechenland das Geld um­
sonst?

Nein. Griechenland zahlt den Zinssatz, 
zu dem sich Banken gegenseitig Kredit 
geben (Drei-Monats-Euribor) plus einen 
Aufschlag von 3 Prozentpunkten. Der­
zeit käme man so auf einen Zins von 
etwa 3,6 Prozent. Falls der Kredit länger 
als drei Jahre laufen soll, erhöht sich der 
Aufschlag auf 4 Prozentpunkte. Hinzu 
kommt jeweils eine einmalige Bearbei­
tungsgebühr von 0,5 Prozent. Falls die Re­

gierung einen Rückzahlungstermin ver­
passt, erhöht sich der Zins auf die ausge­
fallene Rate um 2 Prozentpunkte.

■  Kann Griechenland die Kredite zurück­
zahlen?

Es sind Zweifel angebracht. Schon 2009 
lag die Staatsschuld deutlich über der 
jährlichen Wirtschaftsleistung. Der er­
drückende Schuldendienst ist der Haupt­
grund für die drohende Zahlungsunfähig­
keit. Das dem Land jetzt auferlegte Spar­
programm, das im ersten Jahr eine Re­
duktion des Staatsdefizits um sechsein­
halb Prozentpunkte des Bruttoinlands­
produkts vorsieht, ist sehr streng. 
Deutschland müsste bei einer solchen 
Auflage rund 200 Milliarden Euro einspa­
ren. Selbst wenn alle Auflagen des sehr 
detaillierten Programms erfüllt würden, 
ließe sich die Staatsschuld erst 2014 wie­
der leicht senken. Ohnehin zeigt der gro­
ße Widerstand gegen die mit den Aufla­
gen verbundenen Einschnitte, dass diese 
kaum durchzusetzen sind.

■  Was geschieht, wenn Griechenland 
sein Sparprogramm nicht schafft?

Dann werden Umschuldung und Schul­
denschnitt unumgänglich. Griechenland 
würde zunächst die Zahlung von Zins

und Tilgung einstellen. Für die Gläubiger 
wird das unterschiedliche Folgen haben. 
Der Internationale Währungsfonds bean­
sprucht für sich -  weil er selbst in der Not 
zu niedrigen Zinsen Geld verleiht -  ein 
Vorrecht. Er würde sein Geld vollständig 
zurückfordern und es wohl auch bekom­
men. Für die bilateralen Kredite der 
Euro-Länder wurde ein solches Vorrecht 
auch erwogen, dann aber verworfen. 
Denn ein Vorrang hätte die Hoffnung zu­
nichte gemacht, dass sich Griechenland 
in den kommenden Jahren wieder selbst 
auf dem Kapitalmarkt finanzieren kann. 
Nach der jetzt getroffenen Vereinbarung 
würde Griechenland im Fall einer Um­
schuldung Deutschland und den anderen 
Euro-Länder wohl den gleichen Forde­
rungsverzicht abverlangen wie den Ban­
ken und allen anderen privaten Gläubi­
gern. Wie groß der Abschlag sein wird, 
kann man nur schätzen. Analysten hal­
ten derzeit 40 bis 50 Prozent für realis­
tisch.

■  Warum geschehen Schuldenschnitt 
und Umschuldung nicht schon jetzt?

Alle Beteiligten am Paket betonen, eine 
Umschuldung sei weder nötig noch sinn­
voll. Bundesregierung und Bundesbank 
fürchten, dass eine Umschuldung auf an­

dere Euro-Staaten ausstrahlen könnte, 
die dann ebenfalls in den Abwärtssog der 
Märkte geraten könnten. Ein teilweiser 
Schuldenverzicht von 30 oder 50 Prozent 
würde zudem alle Gläubiger belasten, 
also nicht zuletzt die Banken. Sie träfe 
der nächste Schlag, kaum dass sie die 
durch die Lehman-Insolvenz ausgelöste 
Krise verdaut haben. Falls eine Umschul­
dung sich später doch als unumgänglich 
erweisen sollte, hofft man, dass dann die 
Märkte stabiler sind.

■  Könnten andere Länder von der Schul­
denkrise angesteckt werden und eben­
falls um Hilfe bitten?

Das Risiko wird auf den Kapitalmärkten 
als ernst eingeschätzt. Portugal und Ir­
land müssen derzeit je nach Laufzeit 5 
bis 6 Prozent Zinsen bieten, um an Geld 
zu kommen. Noch vor einem Monat la­
gen die griechischen Finanzierungskos­
ten auf ähnlichen Niveau, ehe sie in die 
Höhe schossen. Portugals Staatsschuld 
wächst ähnlich schnell wie die grie­
chische. Zudem hat das Land ein ähnlich 
hohes Leistungsbilanzdefizit. Es leidet 
also unter mangelnder Wettbewerbsfähig­
keit und führt viel mehr Waren und 
Dienstleistungen ein als es ausführt. Die 
Ratingagentur Moody’s warnt zudem vor 
Ansteckungsgefahren der staatlichen 
Schuldenkrise für die Bankensysteme. 
Das gelte vor allem in Portugal, Spanien 
und Italien sowie in  Irland und Großbri­
tannien. Schon spekulieren einige Markt­
beobachter, dass es zu einem ähnlichen 
Versagen der Geldmärkte wie nach der 
Pleite der amerikanischen Investment­
bank Lehman im Jahr 2008 kommen 
könnte.

■  Wie beteiligen sich die Banken an dem 
Hilfsprogramm?

Banken und Versicherer in Deutschland 
haben sich verpflichtet, bestehende Kre­
ditlinien gegenüber dem Land und den 
griechischen Banken nach Möglichkeit 
aufrechtzuerhalten. Auslaufende Anlei­
hen der Regierung sollen refinanziert wer­
den, vermutlich indem sie durch weitere 
Kredite ersetzt werden. Das kann dazu 
führen, dass die staatlichen Hilfen gerin­
ger ausfallen müssen. Nach Angaben von 
Bundesbank-Präsident Axel Weber haben 
die hiesigen Banken und Finanzmarktak­
teure Forderungen von 3 Milliarden Euro, 
die in den nächsten drei Jahren beim Zen­
tralstaat fällig werden. Außerdem geht es 
um Kreditlinien von etwa 4 Milliarden 
Euro gegenüber griechischen Kreditinsti­
tuten, die verlängert werden könnten.
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Opposition warnt vor Kürzungen nach der Wahl
SPD und Grüne: Neuordnung der Jobcenter für Langzeitarbeitslose muss finanziert werden
enn. BERLIN, 6. Mai. In der Debatte über 
die Neuordnung der Jobcenter hat die Op­
position die Regierungskoalition davor ge­
warnt, nach der Landtagswahl in Nord­
rhein-Westfalen die Mittel für die aktive 
Arbeitsmarktpolitik zu kürzen. „Wir wol­
len Hilfen für Langzeitarbeitslose aus ei­
ner Hand, aber diese Hand darf keine lee­
re sein“, sagte der stellvertretende SPD- 
Fraktionsvorsitzende Hubertus Heil am 
Donnerstag im Bundestag. „Die Arbeits­
marktpolitik darf nicht nach der Wahl der 
verfehlten Steuer- und Haushaltspolitik 
der Regierung geopfert werden.“ Für die 
Eingliederung Arbeitsloser stünden rund 
5 Milliarden Euro jährlich zur Verfügung, 
ebendiesen Betrag planten die Haushalts­
politiker von Union und FDP als Kürzungs­
masse im nächsten Etat ein. Auch die Grü- 
nen-Abgeordnete Brigitte Pothmer warn­
te, der Arbeitsmarkt-Etat dürfe nicht 
„zum Steinbruch für die Haushaltskonsoli­
dierung“ werden. „Wenn 3 bis 5 Milliar­
den eingespart werden, nützt den Lang­
zeitarbeitslosen die ganze Neuorganisati­
on der Jobcenter nichts.“ Der FDP-Sozial- 
politiker Heinrich Kolb betonte hingegen, 
der Eingliederungsetat sei seit 2006 von 8 
auf 11 Milliarden Euro gewachsen. „Die 
Hand ist nicht leer, sondern zunehmend 
gut gefüllt.“

Die von Koalition und SPD im März ver­
einbarte Jobcenter-Reform, mit der sich 
der Bundestag in erster Lesung befasste, 
soll bis zur Sommerpause unter Dach und

Fach sein. Danach sollen die 6,8 Millionen 
Hartz-IV-Empfänger im Regelfall weiter 
von der Bundesagentur für Arbeit und den 
Kommunen gemeinsam betreut werden. 
Um das zu ermöglichen, wird diese Misch­
verwaltung im Grundgesetz verankert. 
Das Bundesverfassungsgericht hatte 2007 
die „Arbeitsgemeinschaften“ von Arbeits­
agentur und Kommune für verfassungs­
widrig erklärt und so eine Neuordnung er­
zwungen. Nach dem Kompromiss wird

„Die Arbeitsmarktpolitik 
darf nicht der verfehlten 
Steuer- und Haushalts- * 
politik geopfert werden.“
Hubertus Heil, SPD

überdies die Befristung für die 69 Options­
kommunen, die Arbeitslose in Eigenregie 
betreuen, aufgehoben; 41 neue Options­
kommunen dürfen jetzt hinzukommen. 
Alle Träger sollen nach gleichen Zielvorga­
ben arbeiten. Bundesarbeitsministerin Ur­
sula von der Leyen (CDU) sprach von der 
„richtigen Reform zur richtigen Zeit“. Die 
Neuordnung lasse den Fallmanagern Spiel­
raum für eine schlagkräftige, auf den Ein­
zelfall zugeschnittene Hilfe. Zudem werde 
der „Schleier des Nichtwissens“, der über 
dem System liege, durch die verschärfte 
Kontrolle der Mittelverwendung gelüftet.

Kritik an steigenden Kosten durch die Re­
form wies sie als „von gestern“ zurück.

Der nordrhein-westfälische Arbeitsmi­
nister Karl-Josef Laumann (CDU) wies 
darauf hin, dass ein Webfehler der alten 
Regelung -  nämlich die Zusammenfüh­
rung zweier Personalkörper von Bund und 
Kommune mit unterschiedlichen Rechten 
und Pflichten -  noch immer nicht beho­
ben sei. So seien in den Arbeitsagenturen 
des Bundes immer noch 26 Prozent der 
Stellen befristet. „Wer eine versierte Ver­
waltung will, die rechtssichere Bescheide 
erlässt, muss das ändern und die Leute ge­
meinsam schulen“, forderte Laumann. Es 
könne nicht sein, dass fast die Hälfte der 
Klagen von Hartz-IV-Empfängern vor Ge­
richt Erfolg hätten. Die Fallmanager 
bräuchten ferner Spielraum, frei von zen­
tralen Vorgaben der Bundesagentur zu 
agieren -  etwa auch in der Frage, ob Kin­
der von Hartz-IV-Empfängern eher Sach- 
oder Geldleistungen erhalten sollten.

Die SPD beharrt auf der Entfristung 
von 3200 der 8000 befristeten Stellen. Der 
Haushaltsausschuss hatte diese Entschei­
dung am Donnerstag auf Drängen der 
FDP auf den 19. Mai vertagt. FDP-Redner 
wandten sich gegen die Darstellung der 
SPD, diese Zahl sei ein Teil des Jobcenter- 
Kompromisses vom März. Von der Leyen 
versicherte: „Daran wird die Reform nicht 
scheitern.“ Die Linke will der Reform der­
weil nicht zustimmen. Sie atme weiter den 
„Geist von Hartz IV“, hieß es.

Kräftiges Auftragsplus für die Industrie
Anstieg von 5 Prozent im März / Hoffnung auf starkes zweites Quartal
ppl. FRANKFURT, 6. Mai. Ein großer 
Schwung neuer Aufträge für die deutsche 
Industrie hat im März die Analysten über­
rascht. Volkswirte hatten im Durch­
schnitt nur etwas über 1 Prozent Auftrags­
zuwachs erwartet. Tatsächlich stieg der 
Auftragseingang um 5 Prozent, wie das 
Bundeswirtschaftsniinisterium am Don­
nerstag mitteilte. Im Vormonat Februar 
hatte der Auftragseingang stagniert, zum 
Jahresbeginn war er um 5,2 Prozent nach 
oben geschnellt. Das Ministerium sprach 
von einer erfreulichen „Fortsetzung und 
Festigung des Erholungsprozesses“ der 
deutschen Industrie. Im Vergleich mit 
dem Niveau vor Beginn der Rezession 
2008 liegen die Bestellungen zwar noch 
immer fast ein Fünftel niedriger; vergli­
chen mit dem Tiefpunkt der Rezession 
vor einem Jahr, hat sich der Auftragsein­
gang aber schon um ein Viertel erhöht.

Bankvolkswirte reagierten begeistert 
auf das März-Plus: „Die Zahlen sind echt 
super“, sagte der Analyst Arnd Schäfer 
von der West LB. Schon der Anstieg des 
Ifo-Geschäftsklimas habe diese Entwick­
lung angedeutet. Schäfer fügte aber mit 
Blick auf die Griechenland-Krise hinzu:

„Es bleibt zu hoffen, dass die Vertrauens­
krise im Euro-Bereich nicht ähnlich wie 
2008 wieder auf die Stimmung der Fir­
men schlägt. Das könnte der aufkeimen­
den Hoffnung in der Industrie den Gar­
aus machen.“ Thorsten Polleit, Deutsch-

Großer Zuwachs der Aufträge
Bestellungen für Industriegüter (Stand 2005 =100)"

März 2008 März 2009 März 2010
1) Preis- und saisonbereinigte Werte; für März 2010: vorläufige An­
gaben. Quelle: Statistisches Bundesamt / F.A.Z.-Grafik Niebel

land-Chefvolkswirt von Barclays Capital, 
verwies ebenfalls auf die großen Unsi­
cherheiten des makroökonomischen Um­
felds. Die Auftragsentwicklung mache 
aber Hoffnung, dass das Bruttoinlands­
produkt (BIP) im ersten Quartal doch 
nicht so schlecht ausgefallen sei. Die Bun­
desbank befürchtet, dass es im Winter­
quartal wegen der extremen Witterung ei­
nen leichten BIP-Rückgang gegeben hat. 
Im Frühjahr, sagte Polleit, könnte das Er­
gebnis wegen des Auftragspolsters besser 
ausfallen.

Nach den Daten des Bundeswirt­
schaftsministeriums haben im März -  an­
ders als in den Vormonaten -  die Kon­
sumgüterhersteller den größten Zuwachs 
(6,2 Prozent) verzeichnet. Für Vorleis- 
tungs- und Investitionsgüter gab es 3,6 
und 6 Prozent mehr Aufträge. Auch die 
Metall- und Elektroindustrie meldet ei­
nen kräftigen Auftragszuwachs von rund 
5,5 Prozent im März. „Es kommt Fahrt 
rein“, sagte Wolfgang Bartel vom Arbeit­
geberverband Gesamtmetall. „Aller­
dings brauchen wir noch 22,5 Prozent Zu­
wachs, um wieder auf den Stand vor der 
Krise zu kommen.“
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janien stockt 
folgreich 

uileihe auf
tioh. FRANKFURT, 6. Mai. Spanien 
it am Donnerstag eine Anleihe mit 
unf Jahren Laufzeit um 2,3 Milliarden 
3uro aufgestockt. Anleger hatten Ge­
bote für mehr als 5,5 Milliarden Euro 
abgegeben. Damit war die Anleihe stär­
ker überzeichnet als vergangene Plazie­
rungen. Der Erfolg am Anleihemarkt 
beruhigte die Marktteilnehmer etwas. 
Die Rendite der Anleihe liegt mit 3,5 
Prozent zwar deutlich höher als bei der 
Emission einer fünfjährigen Anleihe r 
Anfang März mit 2,8 Prozent, gleich­
wohl konnte Spanien unter Beweis stel­
len, dass es sich noch zu mäßigen Kon­
ditionen am Kapitalmarkt finanzieren 
kann.

Auf den Märkten führte die Plazie­
rung am Vormittag zu Kursgewinnen 
an den Aktienmärkten und auch der 
Euro stabilisierte sich zu Kursen um 
1,28 Dollar. Die Erholung war aller­
dings nur von kurzer Dauer. Der Dax 
drehte am Nachmittag ins Minus und 
fiel bis kurz vor Börsenschluss um 0,5 
Prozent auf 5930 Punkte. Mit Beginn 
des amerikanischen Börsenhandels ge­
riet auch der Euro abermals unter 
Druck. Zwischenzeitlich mussten weni­
ger als 1,27 Dollar für einen Euro ge­
zahlt werden. Marktteilnehmer mach­
ten eine weitaus größere Skepsis der 
amerikanischen Anleger gegenüber 
der weiteren Entwicklung des Euro 
aus, als sie in Europa vorherrschte. 
Der Harvard-Professor und ehemalige 
Chefvolkswirt des Internationalen 
Währungsfonds (IWF), Kenneth Ro­
goff, sagte auf dem Deutschen Sparkas­
sentag in Stuttgart, er halte im Rah­
men der aktuellen Krise auch Euro- 
Kurse von 1,10 Dollar für möglich.

An den Anleihemärkten sorgte die 
allgemeine Verunsicherung abermals 
für Kursgewinne bei als sicher gelten­
den deutschen Staatsanleihen. Bundes­
anleihen mit zehn Jahren Laufzeit stie­
gen im Wert. Die Rendite sank auf ein 
Rekordtief von 2,81 Prozent. Die ent­
sprechenden Papiere Griechenlands 
rentierten mit 10,8 Prozent, jene Portu­
gals mit 6,0 Prozent, die von Irland mit 
5,8 Prozent, die von Spanien mit 4,3 
Prozent und die von Italien mit 4,2 Pro­
zent. Die Risiko auf Schläge der fünf 
Länder erhöhten sich gegenüber der 
Bundesanleihe abermals.

Es half den Ländern damit wenig, 
dass der Präsident der Europäischen 
Zentralbank (EZB), Jean-Claude Tri- 
chet nach der Ratssitzung sagte, Portu­
gal und Griechenland säßen nicht im 
selben Boot und Spanien sei auch nicht 
Griechenland. Zudem stehe ein Zah­
lungsausfall der Griechen nicht zur De­
batte. Vielmehr zeigten sich einige 
Marktteilnehmer enttäuscht, dass ein 
Kauf griechischer Staatsanleihen durch 
die EZB kein Thema gewesen sei.

Die Ratingagentur Moody’s gelang­
te zu der Auffassung, dass die grie­
chische Schuldenkrise auch die Ban­
kensektoren in Portugal, Irland, Ita­
lien, Spanien und Großbritannien in 
Mitleidenschaft ziehen könnte. Die Ra­
tingagentur Standard&Poor’s bekräf­
tigte hingegen den Ausblick für das ita­
lienische Rating als stabil. Vergangene 
Woche hatte Standard&Poor’s die Ra­
tings von Portugal, Griechenland und 
Spanien herabgesetzt.

Heute
Aigner macht Emst
Die Verbraucherschutzministerin 
will Banken und Sparkassen nun 
doch mit einem Gesetz dazu 
zwingen, einheitliche Beipackzettel 
für Finanzprodukte aufzulegen. 
Freiwillig war gestern. Seite 24

Rollende Rendite
Oldtimer in der Garage statt Aktie 
im Depot: Historische Fahrzeuge 
sind nach der Finanzmarktkrise als 
Geldanlage wieder gefragt. Aber 
Fachleute raten zur Vorsicht: Die 
Kosten sind hoch. Seite 25

Athen ist kein Spekulationsopfer
Bafin-Chef Jochen Sanio 
klagte über Spekulation gegen 
die Eurozone. Was den Euro 
angeht, hat er Recht. 
Griechenlands Schwierig­
keiten sind aber hausgemacht.

ala. FRANKFURT, 6. Mai. Wird die Wäh­
rungsunion gerade wirklich angegriffen? 
Wenn Jochen Sanio, der Vorsitzende der 
Bundesfinanzaufsicht Bafin, Recht hat, 
dann ja. Vor einem Ausschuss des deut­
schen Bundestages sagte Deutschlands 
oberster Finanzaufseher am Mittwoch: 
„Hier wird im Moment von Spekulanten 
ein Angriffskrieg gegen die Eurozone ge­
führt.“ Ausdrücklich bezog er sich dabei 
auf den Handel mit Ausfallversicherungen 
(CDS) auf griechische Staatsanleihen.

Deren Preis ist während der Zuspitzung 
der Schuldenkrise des südeuropäischen 
Landes stark gestiegen. CDS sind wäh­
rend der Finanzkrise in die Kritik geraten, 
weil sie Investoren ermöglichen, durch Ab­
sicherungsgeschäfte an Wertverlusten zu 
verdienen, auch wenn sie das unterliegen­
de Wertpapier gar nicht selbst besitzen. 
Der amerikanische Unternehmer Warren 
Buffett verglich sie einmal mit Massenver­
nichtungswaffen. Zuletzt forderte Paul 
Achleitner, der Finanzvorstand des deut­
schen Versicherers Allianz, der zuvor auch 
für die amerikanische Bank Goldman 
Sachs arbeitete, eine Regulierung von Wet­

ten auf Staatspleiten. Aber ist der Handel 
mit CDS auch die Ursache für die aktuel­
len Schwierigkeiten Griechenlands?

Am Donnerstag kostete beispielsweise 
die Absicherung einer griechischen Staats­
anleihe mit fünf Jahren Laufzeit und ei­
nem Volumen von zehn Millionen Euro 
eine Jahresgebühr von über 900 000 Euro. 
Noch zum Jahreswechsel lag diese Prämie 
bei rund 200 000 Euro. Wer damals ein sol­
ches Papier besaß und dieses nun Weiter­
verkäufen konnte, erzielte also einen ver­
gleichsweise hohen Kursgewinn. Der ge­
samte Nennwert der auf Griechenland ge­
tätigten CDS-Geschäfte ist indes während 
der vergangenen vier Wochen leicht gesun­
ken. Bei der führenden Abwicklungsgesell­
schaft, der Depository Trust & Clearing 
Corporation, stehen derzeit nach eigenen 
Angaben 3827 Geschäfte in den Büchern 
mit einem Nennwert von insgesamt 8,07 
Milliarden Dollar. Für den 23. April wer­
den 3588 Geschäfte mit einem Nennwert 
von 8,2 Milliarden Dollar ausgewiesen, für 
den 2. April 3177 Geschäfte mit einem 
Nennwert von 8,4 Milliarden Dollar.

Aus diesen Zahlen, die zwar nur einen 
Ausschnitt dieses unregulierten Finanz­
marktsegmentes darstellen, lässt sich die 
Spekulationsthese jedenfalls nicht auf­
recht erhalten. Und auch die Risikoauf­
schläge griechischer Staatsanleihen gegen­
über deutschen Bundesanleihen sind 
nicht nach, sondern parallel zu den Aus­
fallversicherungsprämien gestiegen (siehe 
Grafik).

Aus der Sicht der Investoren liegt die Ur­
sache des Griechenland-Problems in Grie­
chenland selbst. Auch die dazu gleichzeiti­
ge Abwertung des Euro, der am Donners­
tagnachmittag gegen 1,27 Dollar ge­
tauscht wurde, wird dieser Perspektive zu­
gerechnet. „Die Abwertung des Euro hat 
einen ganz realen Hintergrund“, sagt Lutz 
Karpowiz, Devisenstratege der Commerz­
bank. Die Anleger fürchten seiner Ansicht 
nach, dass das in Griechenland geplante 
Sparprogramm nicht umgesetzt werden 
kann. „Es reicht nicht, dass die grie­
chische Regierung sparen will. Das Volk 
muss mitziehen und daran zweifeln die 
Märkte momentan.“ Auf dem Devisen­
markt wetten unterdessen aber momen­
tan offenbar tatsächlich mehr Investoren 
auf einen weiter fallenden Euro. An der 
Terminbörse Chicago Mercantile Ex­
change (CME) haben die sogenannten 
nicht-kommerziellen Anleger -  das sind 
diejenigen, die keine Warengeschäfte absi­
chern müssen, sondern von erwarteten 
Kursänderungen profitieren wollen -  so 
viele Geschäfte auf einen künftig fallen­
den Euro abgeschlossen wie noch nie: Die 
Verkaufspositionen dieser spekulativen 
Marktteilnehmer übersteigen ihre Kaufpo­
sitionen um 90 000 (Nettoposition). Wenn 
der Euro gegenüber dem Dollar aufwerten 
würde, verlören diese Anleger Geld. Aller­
dings ist diese Zahl nur ein Indiz, weil der 
größte Teil des Devisenmarktes nicht über 
Börsen, sondern nach wie vor am Telefon 
abgewickelt wird.

Krise Griechenlands lässt Anleger auf schwachen Euro setzen
Spekulation gegen den Euro

Dollar je Euro 

1,55

-100000;
Mal 2008 Mai 2009

1,20 
Mai. 2010

Risiko griechischer Staatsanleihen
Kreditversicherungen (CDS)/Risikoaufschläge (Spreads) 
für fünfjährige Staatsanleihen in % 2) ·

10

Kreditausfallversicherung 
, Risikoaufschläge zu 
deutschen Bundesanleihen

Sept. 2009 Jan. 2010 Mai 2010
1) Saldo der Kontrakte nicht-kommerzieller Investoren, die auf einen steigenden oder fallenden Eurosetzen. 2) CDS, in Prozent der versicherten Summe. Quellen: CFTC, Bloomberg / F.A.Z.-Graflk Niebel

Kanam schließt wieder offenen Immobilienfonds
Rücknahme von Anteilen am Grundbesitz ausgesetzt / Dritte Schließungswelle befürchtet
hlr. FRANKFURT, 6. Mai. Bei offenen Im­
mobilienfonds kündigt sich eine dritte 
Schließungswelle an. Die Fondsgesell­
schaft Kanam in München gab am Don­
nerstag bekannt, bis auf weiteres keine 
Anteile mehr des offenen Immobilien­
fonds Kanam Grundinvest zurückzuneh­
men. Die Fondsgesellschaft, deren Auf­
sichtsrat der Immobilieninvestor Dietrich 
von Boetticher vorsteht, schließt den 
Grundinvest damit zum zweiten Mal seit 
der ersten Schließung im Frühjahr 2008.

Da andere offene Immobilienfonds wie 
zum Beispiel der Morgan Stanley P2 Va- 
lue schon zuvor bis auf weiteres geschlos­
sen waren, ist nun ein Anlegervermögen 
von insgesamt 13,3 Milliarden Euro von 
der Krise der offenen Immobilienfonds 
betroffen, unter anderen ein anderer 
Kanam-Fonds, der 458 Millionen Euro 
schwere LjS-Grundinvest (siehe Grafik).

Kanam begründete die neue Schlie­
ßung des Grundinvest mit einem Gesetz­
entwurf zur Regulierung der offenen Im­
mobilienfonds. Am Montag hatte das Bun­
desfinanzministerium einen ersten Ent­
wurf veröffentlicht, der unter anderem 
die Aufhebung der täglichen Verfügbar­
keit der Anteile an offenen Immobilien­
fonds vorsieht. Außerdem ist ein pauscha­
ler Abschlag von 10 Prozent auf die veran­
schlagten Immobilienwerte geplant. 
Kanam beschuldigt in einer Mitteilung 
das Bundesfinanzministerium, „Verlust­
ängste bei Anlegern und Vermögensver­
waltern“ geschürt und damit hohe Mittel­
abflüsse aus dem Fonds ausgelöst zu ha­
ben. Zunächst soll die Aussetzung auf 
drei Monate befristet sein. Doch laut Ge­
setz dürfte der Kanam-Fonds bis zu zwei 
Jahre lang geschlossen bleiben.

Offene Immobilienfonds gerieten ein 
erstes Mal im Herbst 2006 in die Krise. Im 
Herbst 2008 -  auf dem Höhepunkt der Fi­
nanzkrise -  erlitt die Branche eine zweite 
Schließungswelle. Im Oktober 2008 hatte 
auch Kanam bis zum Sommer 2009 die

Verschlusssache
Verwaltetes Vermögen In offenen Immobilienfonds 
■  geöffnet ■  geschlossen11 

Hausinvest Europa 

Deka-Immobilien Europa 

Uni-Immo Europa 
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CS EurorealA 

Westinvest Interselect 

Kanam Grundinvest 

Axa Immoselect 

Grundbesitz Global 
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Uni-Immo Global 

Degi International 
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Kanam US-Grundinvest |  0,5
1) Rücknahme v. Fondsanteilen ausgesetzt. Quelle: BVI/ F.A.Z.-Grafik Niebel

Rücknahme von Grundinvest-Anteilen 
ausgesetzt. Andere Fonds öffneten eben­
falls wieder im Sommer 2009, schlossen 
jedoch zum Teil wieder im Herbst. Nun 
droht der Branche, dass Kanam eine drit­
te Schließungswelle auslöst. Der BVI, die 
Interessenvertretung der Fondsbranche, 
will unterdessen die Anleger beruhigen. 
„Wir sind sicher, dass der Entwurf noch 
erheblich geändert wird, insbesondere ge­
hen wir fest davon aus, dass es keine vom 
Gesetzgeber angeordneten Bewertungs­
abschläge geben wird“, ließ BVJ-Haupt- 
geschäftsführer Stefan Seip mitteilen.

Aus Finanzvertrieben ist zu hören, 
dass die Verunsicherung der Anleger 
groß ist, und dies nicht nur wegen des Ge­
setzentwurfs. Bei einigen geschlossenen 
Fonds kam es zu hohen Abschreibungen 
auf den Immobilienbestand, so beim Mor­
gan Stanley P2 Value. Es ist auch unsi­
cher, wie viele der jetzt geschlossenen 
Fonds überhaupt gerettet werden können 
oder ob nicht welche liquidiert werden 
müssen. Bisher betraf die Krise der offe­
nen Immobilienfonds nur einige Anbie­
ter. Andere Fondsgesellschaften wie 
Deka, Union Investment, Commerz Real 
oder die Rreef der Deutschen Bank konn­
ten ihre offenen Immobilienfonds seit 
2008 uneingeschränkt offen halten. Doch 
nun wachse auch unter deren Anlegern 
die Unsicherheit, heißt es von dort.

Offene Immobilienfonds werden oft in 
Sparplänen eingesetzt, mit denen weni­
ger vermögende Bevölkerungsschichten 
durch regelmäßige Einzahlungen ein 
Sparguthaben aufbauen wollen, ohne 
sich wie beispielsweise mit Aktienfonds 
den Risiken der Finanzmärkte auszuset­
zen. (Kommentar, Seite 22)

Sport
Meister 
vom Dienst
Seit der Volleyball- 
Trainer Stelian 
Moculescu 1997 zum 
VfB Friedrichshafen 

kam, hat der Klub stets mindestens 
eine Trophäe gewonnen -  nun auch 
in diesem Jahr. Seite 31

Nordderby der Gartenzwerge
Auf den Plakaten bewegen sich die 
beiden Fußball-Bundesligaklubs 
Verder Bremen und HSV auf 
Augenhöhe -  in der Realität aber 
missen die Hamburger zu ihrem 
livalen aufsehen. Seite 32

Warren Buffett 
im Visier der SEC
nks. NEW YORK, 6. Mai. Die amerikani­
sche Börsenaufsicht SEC prüft seit mehre­
ren Wochen die offiziellen Verlautbarun­
gen der Holding-Gesellschaft Berkshire 
Hathaway in Zusammenhang mit der 
jüngsten Übernahme des Eisenbahnbetrei­
bers Burlington Northern Santa Fe. Das 
berichtet das „Wall Street Journal“ unter 
Berufung auf informierte Personen. Vor­
standschef von Berkshire Hathaway ist 
der berühmte Investor und Milliardär War­
ren Buffett. Berkshire hatte die Übernah­
me von Burlington für mehr als 26 Milliar­
den Dollar am 3. November 2009 bekannt­
gegeben. Buffett hatte dem Vorstandschef 
von Burlington, Matthew Rose, sein Ange­
bot aber schon am 23. Oktober angedeu­
tet. In Frage steht nun, ob Berkshire die 
Übernahme nach amerikanischem Wert­
papierrecht früher hätte ankündigen müs­
sen, weil die Gesellschaft schon vorher ei­
nen Minderheitsanteil an Burlington hielt.

Schweizer Franken 
wertet stark auf
du. ZÜRICH, 6. Mai. Die Schweizerische 
Nationalbank (SNB) hat' ihre bisherige 
Verteidigungslinie des Franken gegenüber 
dem schwächelnden Euro aufgegeben. 
Am Donnerstag verteuerte sich der Fran­
ken gegen 11.30 Uhr von gut 1,43 auf 
1,422 Franken je Euro. Am Nachmittag 
ging es mit dem Euro weiter abwärts auf 
zeitweise unter 1,405 Franken. Zuletzt hat­
te SNB-Präsident Philipp Hildebrand be­
kräftigt, die Notenbank werde „einer über­
mäßigen Aufwertung des Franken gegen­
über dem Euro entschieden entgegenwir­
ken“. Die SNB hat seit Jahresbeginn mehr 
als 30 Milliarden Euro gekauft und seit An­
fang April eine Marke von-gut 1,43 Fran­
ken je Euro gehalten. Wo die neue Linie 
liegen könnte, blieb unklar. Die Wirt­
schaftsaussichten der Schweiz haben sich 
verbessert, die Deflationsgefahren schwin­
den. Die SNB glaubt wohl, eine begrenzte 
Aufwertung hinnehmen zu können.

Ifco Systems beginnt 
die Roadshow
B.K. DÜSSELDORF, 6. Mai. Die im Rah­
men einer Sekundärplazierung angebote­
nen Aktien des Logistikdienstleisters Ifco 
Systems sollen zwischen 10,50 Euro und 
13,50 Euro kosten. Das wurde jetzt zu Be­
ginn der Vermarktungsphase bekanntgege­
ben. Das seit zehn Jahren an der Börse no­
tierte Unternehmen gehört derzeit noch 
zu knapp 89 Fonds, die von dem Finanzin­
vestor Apax Partners beraten werden. 
Apax plant, einschließlich einer Mehrzu­
teilungsoption bis zu 33,7 Millionen Ak­
tien abzugeben und somit den Streubesitz­
anteil deutlich zu erhöhen. Das Angebot 
besteht aus einer öffentlichen Plazierung 
in Deutschland und in den Niederlanden 
sowie einer Privatplazierung an institutio­
neile Investoren in bestimmten anderen 
Ländern einschließlich der Vereinigten 
Staaten. Die Ifco-Gruppe mit Sitz in Ams­
terdam ist auf das Management von Mehr­
wegverpackungssystemen spezialisiert.

Die Börse heute

Amerikanische Arbeitslosenquote
Dax F.A.Z.-Rendite 10 J.
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2.2.2010 6.5.2010 2.2.2010 6.5.2010

5.5. 6.5.
DAX30 5958,45 5915,21**
M-Dax 7985,08 7937,48**
Tec-Dax 773,14 773,78**
Euro Stoxx 50 2679,30 2616,08**
Dow Jones 10868,12 10803,65*
Nasdaq Index 2402,29 2384,50*
Bund-Future 126,48 126,92**
Bobl-Future 119,14 119,60**
Tagesgeld Frankfurt 0,28 % 0,28 %
3-Monats Eurlbor 0,672 % 0,677 %

E rfahrene Anleger sind es gewohnt, 
dass sie am Freitag besser nicht zu 

früh ins Wochenende gehen sollten. Am 
Nachmittag kommen meist Konjunktur­
daten aus den Vereinigten Staaten, die 
den Finanzmärkten noch einmal eine an­
dere Richtung geben können. So auch 
diese Woche: Am Nachmittag werden
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1 Euro in Pfund 0,8551 0,8430
1 Euro in Schw. Franken 1,4325 1,4132
1 Euro in Yen 122,66 119,34
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die amerikanische Arbeitslosenquote 
im April ünd die Entwicklung der Ver­
braucherkredite im März veröffentlicht. 
Die Krisenbank Hypo Real Estate wird 
berichten, und auch Münchener Rück, 
Royal Bank of Scotland, HSBC und Pa­
nasonic veröffentlichen Quartalszahlen, 
um nur einige herauszugreifen. hlr.

Das Parkettgespräch

Die Stärke der Starken
Qualität zahlt sich gerade in unsicheren Marktphasen aus

D er Euro-Raum erlebt turbulente 
Zeiten: Die Schuldenkrise Grie­

chenlands, der andere südeuropäische 
Länder folgen könnten, lastet auf den 
Staatsfinanzen und den Anleihemärk­
ten. Auch der Euro steht unter Druck. 
Und selbst die zuletzt immer noch stei­
genden Aktienkurse geraten nun in den 
Abwärtssog. Olgerd Eichler, verantwort­
lich für das Fondsmanagement von 
Main First und überdies Fachmann für 
Europa, mag solche Zeiten, „in denen 
sich die Spreu vom Weizen trennt“. 
Denn gerade in schwächeren Phasen set­
ze sich Qualität durch.

„Was wir jetzt sehen, ist das Resultat 
von Jahren oder Jahrzehnten. Volkswirt­
schaften, die nicht sonderlich wettbe­
werbsfähig waren und deren Bürger 
über ihre Verhältnisse gelebt haben, 
kommen nun in heftigste Turbulenzen“, 
stellt Eichler fest, der seit drei Jahren 
Fondsmanager von Main First ist und zu­
vor sieben Jahre lang für Union Invest­
ment Fonds verwaltete. Er ist pessimis­
tisch und warnt vor einem schleichen­
den Untergang des Euro-Raums, der 
mehrere Quartale, aber auch Jahre dau­
ern könne. „In dieser Form ist der Euro 
nicht aufrechtzuerhalten. Griechenland 
war nur der Anfang, die Unterschiede in 
diesem Staatenbund sind einfach zu 
groß. Andere Länder werden ebenfalls 
in Schwierigkeiten geraten, wobei sol­
che Krisen in Italien und Spanien um 
ein Vielfaches größer wären als nun in 
Griechenland“, sagt Eichler. Deswegen 
werde es zu weiteren Verwerfungen an 
den Märkten kommen.

Das hört sich nicht nach einem einla­
denden Investment-Umfeld an. Doch 
Eichler sieht gerade darin und in seiner 
Vorliebe für Qualität gute Anlagechan­
cen: „Anleger sollten allerdings Südlän­
der1 meiden und sich auf Mitteleuropa 
konzentrieren, auf stabile, gesunde und 
wenig krisenanfällige Staaten.“ Positiv 
äußert er sich auch zur skandinavischen 
Region. Norwegen beispielsweise habe 
einen grundsoliden Haushalt. Von Vor­
teil für die nördlichen Länder sei,'dass 
sie klein und daher flexibel seien und 
teilweise auch noch nationale Währun­
gen hätten. Zudem scheinen sie ihre Lek­
tion aus den eigenen Krisen gelernt zu 
haben, wie Dänemark aus seiner Krise 
in den neunziger Jahren. Auch gebe es 
dort keine Immobilienblase. „Skandina­
vien ist ein Hort der Stabilität und steht 
mindestens gleichauf mit den mitteleu­
ropäischen Staaten“, sagt Eichler.

Könnte die Lage in den stabileren 
Staaten durch die Hilfspakete für Grie­
chenland nicht auch schwieriger wer­
den? „Das trifft uns ein bisschen, aber 
nicht dramatisch“, ist er sich sicher. 
Wichtig sei allerdings, dass die übrigen 
Länder nur bis zu einem gewissen Punkt 
helfen würden. Irgendwann seien ein 
Schlussstrich und gravierende Refor­
men nötig. „Es sei denn, die Wirtschaft 
würde bald wieder boomen“, sagt der

Kapitalmarktexperte. Doch danach 
sehe es nun wirklich nicht aus: „Die Kon­
junktur wird noch lange nicht wieder 
richtig gut laufen, sondern sich eher zag­
haft und verhalten erholen.“ Die Gefahr 
einer Rezession sieht Eichler aber nicht.

Während sich der Fondsmanager zu 
den Ländern nicht im Detail äußert, 
setzt er bei den Aktien auf die gezielte 
Einzeltitelauswahl. Wichtige Kriterien 
sind für ihn gut geführte Unternehmen, 
starke Bilanzen, hervorragende Markt­
positionen und günstige Bewertungen. 
Eichler nennt in diesem Zusammen­
hang beispielhaft den niederländischen 
Konsumgüterkonzern Unilever, die 
Schweizer Bank UBS und den deutschen 
Maschinenbauer Dürr. Alle drei Werte 
sind in seinem Fonds hoch gewichtet.

4
Olgerd Eichler ist bei Main 
First verantwortlich für das 
Portfoliomanagement.

Aus dieser Mischung wird auch deut­
lich, dass er Aktien nicht unbedingt 
nach ihrer Konjunkturabhängigkeit aus­
wählt. „Wir erleben zwar eine relativ an­
gespannte Situation, in der etwas solide­
re Werte die bessere Wahl sein dürften“, 
sagt Eichler. Doch mittelfristig werde 
sich der richtige Mix aus konjunktursen­
sitiven Aktien und krisenresistenten, 
sprich defensiven Dividendenpapieren 
auszahlen: „Sind die Wolken erst einmal 
weggezogen, dann werden auch die zy­
klischen Werte wieder für entsprechen­
den Kursschüb sorgen.“

Inmitten der Turbulenzen haben sich 
die meisten Aktienmärkte in Europa ver­
gleichsweise stabil gezeigt. Seit andert­
halb Wochen fallen auch hier die Kurse. 
Ist dies der Anfang einer Korrektur? 
Eichler wäre von Kursrückgängen in 
Höhe von 10 oder gar 20 Prozent nicht 
sonderlich überrascht. Doch gerade in 
solchen Phasen verlören Qualitätstitel 
in der Regel weniger stark als andere. 
Dagegen könnten Aktien schwächerer 
Gesellschaften schnell mal ein Drittel ih­
res Wertes verlieren. Er spricht von ei­
nem gesunden Ausleseprozess.

Trotz all der Unwägbarkeiten für den 
Euro-Raum schätzt Eichler das Kurspo­
tential an den solideren europäischen 
Märkten auf Sicht der nächsten ein bis 
zwei Jahre auf mindestens 20 Prozent. 
„Die Starken werden dann noch stärker 
sein, und einige dieser Unternehmen 
werden dann bereits wieder neue Re­
kordgewinne erzielen“, sagt er. Unter 
dem Strich zahlten sich nun aber Vor­
sicht, Verlässlichkeit und ein ausgewoge­
nes Portfolio aus. KERSTIN PAPON
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Finanzmarkt 7. Μ /Einhell Germany AG 
Landau a. d. Isar

ISIN DE 0005654909/DE 0005654933
Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der 
am Freitag, den 18. Juni 2010, um 10.00 Uhr
in der Stadthalle Landau, Stadtgraben 3, 94405 Landau/Isar, stattfindenden 

ordentlichen Hauptversammlung
ein.

Tagesordnung
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2009, Vorlage des 

Lageberichts für den Einhell-Konzern und die Einhell Germany AG, sowie Vorlage des Berichts des Aufsichtsrates.
Die vorgenannten Unterlagen sind nach den aktienrechtlichen Vorschriften der Hauptversammlung zugänglich zu machen. Zu Tages­
ordnungspunkt 1 ist keine Beschlussfassung der Hauptversammlung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten 
Jahres- und Konzernabschluss gemäß dengesetzlichen Bestimmungen bereits am 07. April 2010 gebilligt und den Jahresabschluss 
festgestellt hat.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns.
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss der Einhell Germany AG ausgewiesenen Bilanzgewinn des Geschäfts­
jahres 2009 in Höhe von Euro 17.418.569,02 wie folgt zu verwenden:
Ausschüttung einer Dividende von Euro 0,54 
je Stammaktie auf Stück 2.094.400 dividendenberechtigte
Stammaktien.· Euro 1.130.976,00

Ausschüttung einer Dividende von Euro 0,60 
je Vorzugsaktie auf Stück 1.680.000 dividendenberechtigte
Vorzugsaktien. Euro 1.008.000,00
Vortrag auf neue Rechnung Euro 15.279.593,02

Bilanzgewinn Euro 17.418.569,02

Die Dividende ist am 21. Juni 2010 zahlbar.
3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2009.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, Entlastung für das Geschäftsjahr 2009 zu erteilen.
4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2009.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, Entlastung für das Geschäftsjahr 2009 zu erteilen.
5. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2010.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer der Einhell Germany AG und 
des Konzerns für das Geschäftsjahr 2010 zu wählen.

6. Beschlussfassung über Satzungsänderungen zur Anpassung der Satzung an Änderungen des Aktiengesetzes durch das Gesetz 
zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG)
Am 01. September 2009 ist das Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG) in Kraft getreten. Es umfasst unter anderem 
Neuregelungen zum Fristenregime, zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Vollmachtserteilung. Vor diesem Hintergrund ist die 
Anpassung der Satzung der Gesellschaft an die geänderte Gesetzeslage erforderlich.
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:
a) § 7 Abs. (2) der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Die Hauptversammlung wird, unter Berücksichtigung der Anmeldefrist (vgl. § 8 Abs. 1 der Satzung), sofern das Gesetz keine 
abweichende Frist vorsieht, mindestens 36 Tage vor der Hauptversammlung vom Vorstand oder den im Gesetz vorgeschriebenen 
Fällen vom Aufsichtsrat einberufen. Bei der Berechnung der Frist sind der Tag der Einberufung und der Tag der Hauptversammlung 
nicht mitzurechnen. Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger mit 
den gesetzlich erforderlichen Angaben.“

b) § 8 Abs. (1) der Satzung wird wie folgt neu gefasst:
„Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich in 
Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder englischer Sprache angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der 
in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des 
Zugangs nicht mitzurechnen ist.“

c) § 8 Abs. (2) der Satzung wird wie folgt neu gefasst:
„Die Aktionäre haben darüber hinaus Ihre Berechtigung zur Teilnahme an der der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts nachzuweisen. ■
Dies hat durch Vorlage eines in Textform (§126 b BGB) in deutscher oder englischer Sprache durch das depotführende Institut 
erstellten Nachweises über den Anteilsbesitz zu geschehen. Der Nachweis muss sich auf den gesetzlich bestimmten Zeitpunkt 
beziehen und der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver­
sammlung zugehen, wobei der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen ist. Der Nachweis über nicht in Girosammelverwahrung 
befindlichen Aktien kann auch von der Gesellschaft oder einem Kreditinstitut gegen Einreichung der Aktien ausgestellt werden. Die 
Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu 
verlangen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in geeigneter Form erbracht, kann die Gesellschaft den Aktionär zurückweisen.“

d) § 8 Abs. (4) der Satzung wird wie folgt neu gefasst:
„Der Aktionär kann sich in der Hauptversammlung vertreten lassen. Für die Erteilung und den Widerruf der Vollmacht sowie für den 
Nachweis der Bevollmächtigung ist die Textform ausreichend. In der Einberufung kann eine Erleichterung bestimmt werden. § 135 
AktG bleibt unberührt.“

Sonstige Informationen zur Hauptversammlung
Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte
Von den insgesamt ausgegebenen Stück 2.094.400 Stammaktien und Stück 1.680.000 Vorzugsaktien sind zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung Stück 2.094.400 Stammaktien teilnahme- und stimmberechtigt sowie Stück 1.680.000 Vorzugsaktien teilnahmeberechtigt.
Teilnahme an der Hauptversammlung
Aktionäre, die an der ordentlichen Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht ausüben wollen, müssen sich zur ordentlichen Haupt­
versammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis zur Berechtigung müssen der Gesellschaft unter
Einhell Germany AG
e/o Commerzbank AG
WASHV dwpbank AG
Wildunger Straße 14
60487 Frankfurt am Main
Telefax: +49(0)69/5099-11 10
E-Mail: hv-eintrittskarten@dwpbank.de
jeweils mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurech­
nen sind, also bis spätestens am 11. Juni 2010 zugehen. Für den Nachweis der Berechtigung reicht ein in Textform in deutscher oder engli­
scher Sprache erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes 
muss sich auf den Beginn des 28. Mai 2010 (0.00 Uhr) („Nachweisstichtag“) beziehen.
Der Nachweis über nicht in Girosammelverwahrung befindlicher Aktien kann auch von der Gesellschaft oder einem Kreditinstitut gegen 
Einreichung der Aktien ausgestellt werden.
Für den eingereichten Nachweis des Anteilsbesitzes erhält der Aktionär oder sein Bevollmächtigter eine Eintrittskarte zur ordentlichen 
Hauptversammlung.
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Versammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den 
besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme oder der Umfang des Stimmrechts bemisst sich 
dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des 
Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die 
Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich. Entsprechen­
des gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag.
Jede Stammaktie gewährt in der ordentlichen Hauptversammlung eine Stimme. Die Vorzugsaktien sind nicht stimmberechtigt.
Verfahren für die Stimmabgabe

Stimmrechtsvertretung durch Bevollmächtigte
Der Aktionär kann sein Stimmrecht bzw. sein Teilnahmerecht in der ordentlichen Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, 
z.B. durch die depotführende Bank, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person seiner Wahl, ausüben lassen. Soweit die Voll­
macht nicht einem Kreditinstitut, einer Aktionärsvereinigung oder einer anderen, mit diesen gemäß den aktienrechtlichen Bestimmungen 
gleichgestellten Person oder Institution erteilt wird, bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll­
mächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform., Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen wollen, werden gebeten, das 
Vollmachtsformular, welches sie mit der Eintrittskarte erhalten, zu verwenden.
Stimmrechtsvertretung durch Vertreter der Gesellschaft
Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte Mitarbeiter als weisungsgebundene 
Stimmrechtsvertreter bereits vor der ordentlichen Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Die Aktionäre, die den von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten, müssen sich ebenfalls wie vorstehend ausgeführt zur ordentlichen 
Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter und die Erteilung von 
Weisungen an sie können in Textform möglichst bis Mittwoch, 16. Juni 2010, 16.00 Uhr eingehend, übermittelt werden. Entsprechende 
Unterlagen und Informationen erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zur ordentlichen Hauptversammlung.

Für die Übermittlung des Nachweises der Bevollmächtigung sowie die Bevollmächtigung und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter per Post, per Telefax oder auf elektronischem Weg (per E-Mail) bietet die Gesellschaft
folgende Adresse an:
Einhell Germany AG
Investor Relations
Wiesenweg 22
94405 Landau/Isar
Telefax: +49(0)9951/942-293
E-Mail: investor-relations@einhell.com
Rechte der Aktionäre
Anträge von Aktionären sind ausschließlich zu senden an:
Einhell Germany AG
Investor Relations
Wiesenweg 22
94405 Landau/Isar
Telefax: +49(0)9951/942-293
E-Mail: investor-relations@einhell.com

Anträge von Aktionären auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000,00 Euro erreichen, 
können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss 
eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss an den Vorstand gerichtet und der Gesellschaft unter der 
vorgenannten Adresse mindestens 30 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht 
mitzurechnen sind, also bis zum Ablauf des 18. Mai 2010, zugegangen sein.
Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§126 Abs. 1 und 127 AktG
Gegenanträge mit Begründung gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung und 
Vorschläge von Aktionären zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern sind ausschließlich an die vorgenannte 
Adresse zu richten.

Anträge von Aktionären, die mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs 
nicht mitzurechnen sind, also bis zum Ablauf des 03. Juni 2010 bei der Gesellschaft eingegangen sind, werden, soweit nicht ein 
Hinderungsgrund gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, unverzüglich nach ihrem Eingang und Nachweis der Aktionärseigenschaft unter der 
Internetadresse http://www.einhell.com veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt.
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG
Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, 
soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht des 
Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen 
sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

Veröffentlichungen auf der Internetseite
Den Aktionären sind die Informationen nach § 124 a AktG zur Hauptversammlung (u.a. Einberufung, zugänglich zu machende Unterlagen, 
Formulare zur Bevollmächtigung und Weisungserteilung, ggf. Anträge von Aktionären) sowie weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der 
Aktionäre auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.einhell.com zugänglich.
Landau/Isar, im Mai 2010
Einhell Germany AG Der Vorstand
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Finanz-Beipackzettel per Gesetz

V«rm
»truVrtut’JWWi

private
Anechattumaan

planen

ScVmeV\ vertvsgbaie
G e \d i e s e w e

Freiwillig war gestern: 
Verbraucherschutzministerin 
Aigner will die Beipackzettel 
für Finanzprodukte nun doch 
gesetzlich regeln. Aber die 
Vorarbeit der Banken soll 
nicht umsonst gewesen sein.

rike. BERLIN, 6. Mai. Ilse Aigner macht 
Ernst. Die Bundesverbraucherschutzmi­
nisterin will Banken und Sparkassen nun 
doch mit einem Gesetz dazu zwingen, ein­
heitliche Beipackzettel für Finanzproduk­
te aufzulegen. Ursprünglich hatte die 
CSU-Politikerin darauf gesetzt, dass die 
Finanzinstitute freiwillig solche Produkt­
informationsblätter entwickeln und sich 
auf einen einheitlichen Standard einigen. 
Die Finanzhäuser waren auch schon weit 
gekommen: Sparkassen, Volksbanken 
und der Banken verband als Vertreter der 
Privatbanken hatten bereits Beipackzet­
tel entwickelt. Am Ende aber haperte es 
an der Vereinheitlichung.

Ein Sprecher der Ministerin sagte am 
Donnerstag, die Verbände hätten sich ver­
hakt. Unter anderem sei ein Streitpunkt 
gewesen, wer die Informationsblätter her­
ausgeben soll -  der Emittent eines Finanz­
produkts oder die Bank. Nun soll der ein­
heitliche Beipackzettel gesetzlich verord­
net werden. Mit dem Bundesfinanzminis­
terium sei man sich einig, hieß es. Die Bei­
packzettel könnten Teil des Anleger­
schutzgesetzes werden, das Finanzminis­
ter Wolfgang Schäuble (CDU) vorberei­
tet. In einem Entwurf ist schon von sol­
chen Informationsblättern die Rede: Sie

Bankberatung

dürften nicht länger als zwei Seiten sein, 
und die wesentlichen Informationen -  
Funktionsweise, Risiken, Aussichten auf 
Rückzahlung, Kosten -  müssten leicht ver­
ständlich aufbereitet werden. Noch vor 
der Sommerpause soll das Kabinett die 
Beipackzettel beschließen. Erste Teile 
könnten im Frühjahr 2011 in Kraft treten 
-  angesichts der zahlreichen Finanzpro­
dukte wird es nicht von Anfang an für je­
des einzelne ein Informationsblatt geben.

Foto photothek

Die Vorarbeit der Banken und Sparkas­
sen soll aber nicht vergebens gewesen 
sein, hieß es aus dem Verbraucherschutz­
ministerium. „Wir halten es für lobens­
wert, wie weit die Branche schon vorange­
schritten ist“, sagte Aigners Sprecher. Die 
Beipackzettel, die es schon gibt, kämen 
den Vorstellungen der Ministerin sehr 
nahe. Zentral sei, dass wirklich alle Kos­
ten, die mit dem Kauf eines Finanzpro­
duktes verbunden sind, aus dem Papier 
hervorgingen. Deshalb ist das Ministeri­
um auch eher skeptisch, die Zettel von 
den Emittenten ausstellen zu lassen -  
denn die Provision, die der einzelne Bank­
berater am Ende noch bekommt, würde 
dann nicht auftauchen. Neben den Kos­
ten sollen Bankkunden auch auf einen 
Blick erkennen können, welche Chancen 
und Risiken in einer Geldanlage stecken. 
Vom Bankenverband hieß es am Donners­
tag, die kreditwirtschaftlichen Verbände 
überprüften nun ihren schon vereinbar­
ten Standard vor dem Hintergrund des 
Gesetzgebungsverfahrens.

Aufgekommen war die Debatte über 
eine bessere Beratung von Privatanlegern 
in der Finanzmarktkrise, vor allem rund 
um den Zusammenbruch der Bank Leh­
man Brothers, durch den viele Privatleu­
te, die Zertifikate der Bank gekauft hat­
ten, Geld verloren. Eine Konsequenz wur­
de bereits gezogen: Seit Anfang des Jah­
res müssen Finanzberatungsgespräche 
protokolliert werden. Außerdem will Aig­
ner, dass der Verbrauchdrschutz als ein zu­
sätzliches Ziel der Finanzmarktaufsicht 
festgeschrieben wird. Auch die Qualifizie­
rung und Zulassung yon Finanzfegratem 
will sie verbessern und regeln.

Die Verbraucherministerin hat die Finanzmärkte entdeckt
Als Ilse Aigner dem heutigen bayeri­
schen Ministerpräsidenten Horst Seeho­
fer auf dem Posten als Verbraucherminis­
terin folgte, blieb ihr nur wenig Zeit, sich 
zu profilieren. Bis zur Bundestagswahl 
hatte die CSU-Politikerin gerade noch 
zehn Monate Zeit, ein öffentlichkeitswirk­
sames Thema zu finden. Vernachlässigt 
hatte ihr Vorgänger das Thema Finanz­
beratung, was sie mitten in der Krise als 
Chance begriff. In den folgenden Mona­
ten nahm sie sich mehrere Baustellen 
vor: Sie setzte durch, von Finanzvermitt­
lern höhere Qualifikationsnachweise und 
eine Haftpflichtversicherung zu verlan­
gen. Neben einheitlichen Produktinfor­
mationsblättern hat sie außerdem ein Au­
genmerk auf die Honorarberatung ge­
legt - also eine Produktberatung, bei der 
nicht der Abschluss vergütet wird, son-

dern das Beratungsgespräch. Viele Fi­
nanzvermittler hätten auf falsche Anreize 
reagiert und den Kunden nicht das ver­
mittelt, was für sie am besten sei, son­
dern was hohe Provisionen eingebracht 
habe. Allerdings hat sie klargestellt, dass 
sie die Bezahlung über Provisionen nicht 
verbieten will. Dennoch sind insbesonde­
re Versicherungsvermittler unzufrieden, 
dass ihr Modell durch die öffentliche Wer­
bung für die Honorarberatung in Verruf 
gerät. „Es gibt den Versuch, von allen un­
berufenen Seiten, unseren Berufsstand 
zu zerstören", beklagt beispielsweise Mi­
chael Heinz, Präsident des Bundesverban­
des Deutscher Versicherungskaufleute, 
der rund 40 000 Vermittler vertritt. Er be­
zweifelt, dass deutsche Kunden bereit 
sind, Policen zu kaufen, wenn Beratung 
und Abschluss getrennt wären. pik.

Inflation ist nicht in Sicht
Trend lässt noch niedrigere Zinsen erwarten / Die technische Analyse / Von Wieland Staud
FRANKFURT, 6. Mai. Auf der größten 
deutschen Anlegermesse trug sich am vor­
vergangenen Wochenende in Stuttgart im­
mer wieder aufs Neue Faszinierendes zu. 
Auf meine Frage, ob die Inflation kom­
me, waren von durchschnittlich etwa 250 
Zuhörern rund 150 der Meinung, dass sie 
kommt. Knapp 50 waren anderer Mei­
nung, und der Rest hatte keine.

Man darf wohl mit einigem Fug und 
Recht davon ausgehen, dass diese Inflati­
onsängste gerade nach den jüngsten Ent­
wicklungen rund um Griechenland und 
bei den sich abzeichnenden vergleichba­
ren Problemen auf der Iberischen Halb­
insel nicht kleiner geworden sind. Ange­
sichts der Unmengen an Geld, die mo­
mentan mal wieder in die Hand genom­
men werden, und wohl auch angesichts 
der historischen deutschen Erfahrungen 
im 20. Jahrhundert ist das auch eine ver­
ständliche Einschätzung. Die verfügba­
ren Charts deuten jedoch mit Macht eher 
auf das Gegenteil hin. Allerdings kann 
man darüber streiten, ob das wirklich 
eine gute oder gar bessere Nachricht ist.

Erklärt man zum Beispiel den abgebil­
deten Chart der deutschen Umlaufrendite 
zum Maß aller Dinge, dann ist gegenwär­
tig die Gefahr japanischer und damit 
deflationärer Verhältnisse erstens spür­
bar größer und damit zweitens Inflation 
schlicht nichts, worüber wir uns jetzt Ge­
danken machen müssten oder sollten. 
Die deutsche Umlaufrendite hat jeden­
falls in der letzten Woche neue histori­
sche Tiefstände erzielt. So niedrig war 
das durchschnittliche Zinsniveau aller 
Laufzeiten deutscher Bundesanleihen 
noch nie. Immer wenn Marktteilnehmer 
bereit sind, Niveaus zu akzeptieren, die 
noch niemals zuvor gehandelt wurden, ist 
das die bestmögliche Bestätigung des 
Trends. Nichts ist deshalb wahrscheinli­
cher als eine Fortsetzung des Abwärts­
trends, und nichts ist unwahrscheinlicher 
als seine abrupte Umkehr. Die deutschen 
Zinsen werden weiter fallen. Wer einen si­
cheren Hafen sucht, der scheint momen­
tan mehr denn je an Anleihen der Bundes­
republik Deutschland zu denken.

Diese Einschätzung wird auch durch 
den weiterhin äußerst stabilen und intak­
ten Aufwärtstrend des Bund Futures, ein 
Indikator für die Entwicklung der langfris­
tigen deutschen Zinsen, bestätigt. Denn 
der hat mit den am vergangenen Mitt­
woch erzielten 126,59 Punkten einen neu­
en historischen Höchstkurs erzielt und da­
mit den bestmöglichen Hinweis auf wei­
ter steigende Anleihekurse und fallende 
Zinsen gegeben. Eine Zielbestimmung ist 
aufgrund der fehlenden historischen An­

ker und Fixpunkte naturgemäß schwierig. 
Aber wahrscheinlich ist es kein großer 
Fehler, zu vermuten, dass die deutsche 
Umlaufrendite von aktuell rund 2,6 Pro­
zent wenigstens auf Niveaus um 2,3 Pro­
zent fallen muss, bevor überhaupt wieder 
eine Chance auf eine Trendwende heran­
wachsen kann. Weil das eine eher konser­
vative Einschätzung ist, weil Trendwen­
den selbst dann, wenn sie stattfinden, im 
Regelfall ihre Zeit brauchen und auch 
weil die Zinsniveaus so niedrig sind, kann 
Inflation wenigstens in den nächsten 
zwei Jahren kaum ein Thema werden.

Der Deutsche Aktienindex Dax hat sich 
in den letzten beiden Wochen nicht mit 
Ruhm bekleckert und damit meine zur 
Fortsetzung der Konsolidierung neigende 
Einschätzung bestätigt. Allerdings hat er 
dabei am Montag letzter Woche den Bul­
len ein übles Foul gespielt. Der damalige, 
technisch perfekte Ausbruch aus der Kon­
solidierung mit neuen Jahreshochs bei 
6343 Punkten ließ alles Mögliche erwar­
ten, nur nicht den unmittelbar schon am 
Dienstag folgenden Tiefschlag. Solche 
Entwicklungen sind mit Vorsicht zu genie­
ßen. Wenn ein Index sich eine solch klare 
Chance auf eine Fortsetzung des Aufwärts­
trends erarbeitet und sie dann nicht wahr­
nimmt, dann spricht manches für eine fol­
gende spürbare, das heißt dauerhafte Un­
terbrechung des Aufwärtstrends.

Der Dax ist also wieder in die sehr mar­
kante Zone zwischen 6150 und 5850 
Punkten zurückgefallen und hat damit ein 
nicht gar so tolles Zeichen gesetzt. Die 
nächsten Wochen werden wie schon die 
letzten mehr von der Fortsetzung der Kon-·' 
solidierung denn von neuen Gipfelstür­
men geprägt sein. Daran führt momentan 
kaum ein Weg vorbei. Solange der Dax da-

Deutsche Umlaufrendite
Angaben In Prozent (Skala logarithmlsch)

bei aber nicht signifikant unter die Zone 
zwischen 5850 und 5800 Punkten zurück­
fällt, so lange bleiben 7000 Punkte mein 
Kursziel.

Das heißt aber natürlich auch, dass der 
Spielraum für den Dax enger geworden 
ist. Ein weiterer richtig schwacher Tag 
würde ihn komplett aufzehren und damit 
zweifellos die Grundsatzfrage akut wer­
den: Hausse oder Baisse? Zwar hat der an­
satzlose Einbruch des Dax in dem einen 
oder anderen Indikator problematische 
Signale hinterlassen. Aber die Stimmung 
bleibt entsprechend meinen Indikatoren 
tief schwarz, und Trendwenden gesche­
hen selten dann, wenn eine Mehrheit sie 
erwartet. So oder so: Unter dem analyti­
schen Stopp von 5850 bis 5800 Punkten 
können extrem schwierige Zeiten anbre­
chen.

Die vielleicht wichtigste Botschaft 
steht heute am Schluss: Der Euro hat in 
der Relation zum Dollar seinen langfristi­
gen Aufwärtstrend gebrochen. Das ist an 
sich schon kein Spaß. Aber bedenkt man 
darüber hinaus, dass dieser Aufwärts­
trend seit 2001 intakt war und damit den 
Euro zeit seines Lebens begleitet hat, 
dann gewinnt diese analytische Erkennt­
nis an Dramatik. Ich rechne mit weiteren 
Rückschlägen für das, was wir mal mit 
Stolz „unsere Gemeinschaftswährung“ ge­
nannt haben, und auch mit Kursen unter 
1,20 Dollar. Auch wenn es mir bei dem 
Gedanken die Fußnägel hochrollt: Entwe­
der wurde das volle Ausmaß des grie­
chischen Problems noch nicht erfasst be­
ziehungsweise öffentlich gemacht, oder 
aber Griechenland war erst der Anfang 
und nicht etwa das Ende.
Der Autor leitet die Staud Research GmbH in 
Bad Homburg. .
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Quelle: Staud Research Bad Homburg F.A.Z.-Grafik Kais
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Marktteilnehmer zweifeln an 
Glaubwürdigkeit der EZB
Spekulationen über künftige Käufe von Staatsanleihen
bes. LONDON, 6. Mai. In der Londoner 
City erwarten viele Marktteilnehmer, 
dass die Europäische Zentralbank (EZB) 
auf Dauer Staatsanleihen der wirtschaft­
lich schwachen Euro-Länder kaufen 
wird, um die Anleihemärkte zu beruhi­
gen. Nachdem die EZB „umgefallen“ sei 
und auch griechische Staatsanleihen als 
zentralbankfähige Papiere akzeptiere, 
halten sie es für möglich, dass die EZB 
auch hier weich wird. Der Rat der Euro­
päischen' Zentralbank hat bei seinen Be­
ratungen am Donnerstag in Lissabon al­
lerdings nicht über Ankäufe von Staats­
anleihen diskutiert.

Der Tag werde aber kommen, meint 
die Société Générale. Der Ankauf von 
Staatsanleihen auf dem Sekundärmarkt 
sei rechtlich möglich, schaffe Liquidität 
und finge den Verkaufsüberhang am 
Markt auf. „Jetzt ist der EZB der Reputa­
tionsverlust noch zu hoch. Ihr würde vor­
geworfen, schlechte Risiken auf die Bi­
lanz zu nehmen und fiskalschwache Län­
der zu finanzieren.“ Aber irgendwann 
werde die EZB behaupten, die Sparmaß­
nahmen der Länder schwächten das 
Wachstum und verringerten die Inflati­
onsgefahren, so dass eine neue Politik 
der quantitativen Lockerung wegen ei­
nes stärkeren Wachstums notwendig sei.

Auch Nomura hält das Einlenken der 
EZB für möglich. „Es widerspricht zwar 
der Politik der EZB, direkt Staatsanlei­
hen zu kaufen. Aber wir haben jetzt 
schon öfter gesehen, dass die EZB Re-

Fällige Staatsanleihen 
Griechenlands bis 2015 in Mrd. €
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Quelle: Bloomberg F.A.Z.-Grafik Bracker

geln verwirft, die zuvor in Stein gemei­
ßelt waren.“ Außerdem habe die EZB 
auf dem Höhepunkt der Krise gedeckte 
Schuldverschreibungen gekauft. Nomura 
betont zudem, dass die EZB nicht mehr 
mit der Bundesbank verglichen werden 
könne. Gerade deshalb sei es wahr­
scheinlich, dass die Anleihekäufe als Mit­
tel in dieser Schuldenkrise eingesetzt 
würden. Sowohl die Société Génér^le als 
auch Nomura erwarten, dass eine Politik 
der Anleihekäufe eine deutliche Schwä­
che des Euro auslösen dürfte. Außerdem 
werde die Glaubwürdigkeit der EZB wei­
ter unterminiert.

Selbst die Deutsche Bank betont, dass 
Bundesbankpräsident Axel Weber zwar 
seinen Widerstand formuliert habe. „Es * 
ist auch unwahrscheinlich, dass die EZB 
schon jetzt etwas in diese Richtung an­
kündigt. Aber letztlich wird sie darüber 
diskutieren müssen“, betont Jim Reid. 
Wenn die Welt nicht bereit sei, die Kon­
sequenzen einer Umschuldung oder ei­
nes Zahlungsausfalls einer Regierung zu 
akzeptieren, dann bleibe kein anderer 
Weg, solange niemand anders die Staats­
schulden kaufe. Dann müsse offenbar 
Geld gedruckt werden. Das lege die Ba­
sis für höhere Inflation. Dies sei aller­
dings meistens die Konsequenz von staat­
lichen Schuldenkrisen gewesen.

JP Morgan teilt mit, entweder könn­
ten regierungseigene Banken mit Kapi­
tal ausgestattet werden, um die Anlei­
hen zu kaufen, oder die EZB mache es 
direkt, was erlaubt sei. Freilich sei die 
Umsetzung schwierig. Sollte die EZB 
hierfür sogar eine Kapitalerhöhung be­
nötigen, könne diese mit Zweidrittel­
mehrheit des EZB-Rates beschlossen 
werden, hat Credit Suisse schon vorge­
rechnet. Etwaige Verluste müssten von 
den nationalen Notenbanken finanziert 
werden, die sich dem nicht verweigern 
könnten. Schwierig werde auch die Ent­
scheidung sein, in welchem Umfang An­
leihen von welchem Land gekauft wür­
den. Bundesanleihen ständen ja wohl 
nicht auf der Einkaufsliste. „Die EZB 
hat immer gesagt, sie werde kein Land 
bevorzugen. Aber sie hat auch entschie­
den, Anleihen von Griechenland als Be­
sicherungspapiere zu akzeptieren und 
gegenüber diesem Land ihre Qualitäts­
anforderungen auszusetzen“, betont 
Credit Suisse.

Oldtimer als rollende Rendite
Historische Fahrzeuge sind als 
Geldanlage wieder gefragt.
Vor allem deutsche Marken 
steigen beständig im Wert.
Nicht alle Fachleute raten 
jedoch zu einer Investition 
in Autos statt Aktien.

ols. STUTTGART, 6. Mai. Oldtimer in 
der Garage statt Aktien im Depot -  das ist 
ein Trend, der sich seit der Finanzmarkt­
krise verstärkt: „Oldtimer rücken zuneh­
mend als werthaltiges Investment in den 
Fokus von Kapitalanlegern“, berichtete 
Manfred Mühlheim, Leiter Asset Manage­
ment von der Südwestbank AG, in Stutt­
gart. Vor allem die Fahrzeuge, die jetzt 
schon selten und teuer seien, legten weiter 
anWert zu. Die meisten Besitzer von Old­
timern dürften hingegen Probleme haben, 
mit der Wertsteigerung ihrer Fahrzeuge 
die Kosten für Pflege und Unterhalt einzu­
spielen, räumte Mühlheim ein. Die Zahl 
der Oldtimer wachse kontinuierlich, weil 
immer mehr Autos die Altersgrenze von 
30 Jahren erreichten, nach der, allerdings 
unter engen Voraussetzungen, das begehr­
te H-Kennzeichen für historische Fahrzeu­
ge vergeben werden kann.

Das Institut verzeichnete in der Vergan­
genheit eine verstärkte Nachfrage von 
Kunden, die nach Anlagen in Sachwerten 
suchten und auch das Thema alte Autos 
ins Spiel brachten. Die Privatbank hat nun 
zum ersten Mal den Südwestbank Oldti­
merindex (OTX) vorgestellt, der die Preis­
entwicklung von 20 Fahrzeugtypen der 
Hersteller Daimler-Benz, Porsche, BMW, 
Auto Union, Messerschmitt, NSU und 
Opel von 2005 bis Anfang dieses Jahres ab­
bildet. Der Index habe sich jährlich im 
Durchschnitt um 12,2 Prozent gesteigert. 
„Einen ähnlichen Gewinn hatte ein Anle­
ger nur mit dem Kauf der BASF-Aktie er­
wirtschaftet“, sagte Mühlheim. Fahrzeuge 
von Porsche wie der Carrera SC, Baujahr 
1977, oder der Porsche Carrera 911 von 
1973 zeigten die höchsten Wertzuwächse.

Der Verband der Automobilindustrie 
(VDA) sieht ebenfalls grundsätzlich die 
Wertsteigerung von alten Wagen, nimmt 
aber eine kritische Haltung mit Blick auf 
die Fahrzeuge als Wertanlage ein. Der 
VDA entwickelte zusammen mit den Sach­
verständigen von Classic Data den Deut­
schen Oldtimer-Index. Er hat seit 1999 im 
Durchschnitt im Jahr um 5,7 Prozent zuge-

Zeitlos wertvoll: Porsche Carrera 911, Baujahr 1973 Foto Interfoto

Was Oldtimer wert sind
Vergleich des Marktwertes 1999 zum Marktwert 2009

Marke Modell Baujahr W ert 1999 W ert 2009

Youngtim er, Zustandsnote 2
Alfa Romeo Giulia Nuova Super 1300 74-78 5300 11 200
BMW 2002tii 71-74 6500 14 600
Mercedes-Benz 450SE 78-80 5700 11 800
Volkswagen Käfer 1302 S 70-72 2800 6000
Opel Kadett C GT/E 75-77 2900 5700
Porsche 944 Turbo 85-88 7500 11 300
Fiat 124 Sport Spider 72-76 8700 11 600
Ford Capri 2.0S 76-78 2800 5200
Alfa Romeo 2000 Spider Veloce 71-74 8700 14 200
Audi Quattro 85-90 6700 17 900

Oldtim er
Porsche 91 IS 66-68 20 000 40 000
Mercedes-Benz 300SL Flügelturer 54-57 210 000 450 000
Ferrari 250GT SWB (Alu) 60-62 1 000 000 3 700 000
Jaguar E-Type 3.8 Cabrio 61-64 45 000 72 000
Maserati 3500GT 57-64 35 000 77 000

Rennw agen
Bentley 4.5 Litre Supercharged ....29-31.... 450 000 3 300 000
Porsche 904 GTS 64-65 380 000 900 000
Ferrari 2506T Tour de France 56-59 500 000 2 200 000
Maserati A6 GCS 51-53 260 000 850 000
Alfa Romeo 6C 1750GS Kompressor 29-32 350 000 900 000

Quelle: Classic Data

legt. In ihm ist die Wertentwicklung von 
88 Nachkriegsmodellen aus sieben Her­
stellerländern abgebildet. Den höchsten 
Wertzuwachs wiesen Fahrzeuge deutscher 
Marken auf.

VDA-Geschäftsführer Thomas Schlick 
sagte: „Wenn sie eine Aktie im Depot ha­
ben, haben sie keine weiteren Kosten. Bei 
einem Oldtimer fallen weitere Kosten wie 
Wartung, Versicherung und Garage an. 
Diese Kosten entstehen, egal, ob sie das 
Auto bewegen oder nicht.“ Auch von ho­
hen Erlösen bei Auktionen sollte sich der 
Fan alter Autos nicht blenden lassen, be­
tonte Schlick: „Auktionsergebnisse sind 
nicht repräsentativ für die Preisentwick­
lung. Oft werden bei Auktionen 50 Pro­
zent der angebotenen Fahrzeuge nicht ver­
steigert.“

Oldtimer-Fachmann Frank Wilke von 
Classic Data in Castrop-Rauxel berichte­
te, seit drei bis vier Jahren seien Oldtimer 
als Kapitalanlage wieder ein Thema. 
Auch die Fonds-Branche hat das inzwi­
schen entdeckt. Georg Fritz und Jürgen 
Meister haben eigenen Angaben zufolge 
den ersten geschlossenen Oldtimer Fonds 
Deutschlands unter dem Namen „Classic 
Cars“ als Private Placement aufgelegt, der 
in 30 alte Fahrzeuge investieren will. Der 
Anleger müsse mindestens 250 000 Euro 
zeichnen. Insgesamt sollen so über 20 Mil­
lionen Euro eingesammelt werden. Fritz, 
der selbst zehn alte Wagen in der Garage 
stehen hat, und Meister sind nach eigenen 
Angaben seit Jahren im Fondsgeschäft tä­
tig. Solch einem Oldtimer-Fonds steht ein 
Branchenkenner allerdings skeptisch ge­
genüber. Er würde für das Geld eher einen 
Wagen mit Potential kaufen. Laut Wilke 
gab es um die Jahreswende 1989/90 be­
reits einmal eine Oldtimer-Blase: „Zuerst 
sind die Preise explodiert, dann sind sie 
eingebrochen.“ Doch diese Befürchtung 
müsse man heute nicht mehr haben, sagte 
Wilke.

Oldtimer spielen auch als Wirtschafts­
faktor eine wichtige Rolle. Laut einer Stu­
die des Instituts für Demoskopie Allens­
bach aus dem vergangenen Jahr beträgt al­
leine in Deutschland der Aufwand für Re­
paratur und Wartung an Young- und Oldti­
mern 1,3 Milliarden Euro im Jahr; weitere 
263 Millionen Euro geben deren Besitzer 
für Zubehör aus.,Der VDA rät allen mögli­
chen Investoren, vor dem Kauf eines histo­
rischen Fahrzeugs unbedingt einen erfah­
renen Sachverständigen einzuschalten, 
der den technischen Zustand des Wagens 
überprüft. Nur so kann man sich vor un­
liebsamen Überraschungen schützen.

Im Gespräch: Franz Jaeger, Universität St. Gallen

„Griechenland muss aus dem Euro“
Griechenland muss sofort mit 
dem Sparen beginnen, sonst 
bleibt nur der Ausschluss aus 
dem Euro, sagt der Schweizer 
Wirtschaftsprofessor. Das 
Land sei nur die Spitze des 
europäischen Eisbergs.

Wird das Rettungspaket für Griechen­
land die Lage an den turbulenten Finanz­
märkten stabilisieren können?

Ich bin nicht sicher. Ich hatte mich als 
Ökonom schon vor der Einführung des 
Euro kritisch zu seiner Einführung geäu­
ßert und auf Konstruktionsfehler histori­
scher und wirtschaftlicher Natur hinge­
wiesen. Für mich war der Euro von An­
fang an eine „Schönwetterwährung“. Sie 
könne ohne Entstehung makroökonomi­
scher Ungleichgewichte funktionieren, 
werde aber bei Verwerfungen und Krisen 
in Schwierigkeiten geraten -  so meine Er­
wartung.

Damit lagen Sie nicht schlecht.
Ja, in den ersten ruhigen Jahren blie­

ben Verwerfungen aus, und eine von poli­
tischen Einflüssen weitgehend unabhän­
gige und widerstandsfähige Europäische 
Zentralbank konnte eine innere Stabilität 
der Währung generieren. Das hat meine 
Kritik etwas schwächer werden lassen. 
Der Euro konnte über Jahre sogar gegen 
den Schweizer Franken leicht aufwerten, 
was ein gutes Zeichen war.

Nun hat sich das geändert?
Es zeigt sich, dass die Voraussetzungen 

fehlen, die eine Währung auch in Krisen­
zeiten widerstandsfähig machen.

Welche sind das?
Erstens müssten die Volkswirtschaften 

der teilnehmenden Staaten ähnliche Wirt­
schaftsstrukturen, Wohlstandsverhältnis­
se und wirtschaftspolitische Prioritäten 
haben. Diese waren und sind nur teilweise 
gegeben. Ferner müsste es einen europäi­
schen Finanzausgleich geben. Den gibt es 
nicht, weil man erst die Währungsunion 
geschaffen hat und über diese zu einer po­
litischen Union kommen wollte. Deutsch­
land ist zudem nicht zu einem echten Fi­
nanzausgleich bereit, was sich aus dem Wi­
derstand von Kanzlerin Angela Merkel ge­
gen eine rasche Griechenland-Hilfe able­
sen lässt. Die innere Solidarität ist nicht 
gegeben, sondern wird allenfalls vom 
Schicksal erzwungen. Wenn diese Bedin­
gungen schon nicht erfüllt sind, müssten 
wenigsten die Mundellschen Kriterien ge­
geben sein: internationale Freizügigkeit 
von Personen, Wissen und Kapital. Die 
sind zwar weitgehend erfüllt, aber Löhne 
und Preise sind nicht flexibel. Wir haben 
hoch regulierte Arbeitsmärkte in Spa­
nien, Italien und auch in Deutschland.

Was bedeutet das?
Wenn man alles in allem betrachtet, so 

sind in der Euro-Zone die Voraussetzun­
gen für den Erfolg einer gemeinsamen 
Währung einfach noch nicht gegeben. So­
bald es zu Verwerfungen kommt, entwi­
ckeln die internationalen Unterschiede in­
nerhalb der Euro-Zone eine große Eigen­
dynamik. Die unglaubliche Verschuldung 
historischen Ausmaßes, die im Rahmen 
der Wirtschaftskrise durch Stützung von 
Unternehmen und Banken sowie durch 
die Konjunkturprogramme entstanden 
ist, lässt sich nur noch mit Schwierigkei­
ten finanzieren.

Welche Rolle spielt dabei Griechenland?
Nicht nur Griechenland ist stark ver­

schuldet, sondern das Land wirkt im

Franz Jaeger Foto Daniel Ammann

Moment wie ein Pars pro Toto, wie eine 
Spitze des Eisberges. An ihm hat sich die 
Problematik entzündet, obwohl es mit ei­
nem Anteil von unter drei Prozent am 
Bruttoinlandsprodukt der Euro-Zone 
wirtschaftlich kaum relevant ist. Die Fi­
nanzmärkte haben die Bonität des Lan­
des in Frage gestellt, und es kann sich an 
den Märkten kaum noch refinanzieren. 
Das heißt, nun ist man gezwungen, Grie­
chenland mit einem Stand-by-Kredit zu 
helfen. Möglicherweise wenden sich die 
Sanktionsmechanismen der Märkte auch 
noch anderen Südstaaten wie Portugal, 
Spanien oder Italien zu. Deutschland 
und Frankreich können es sich kaum leis­
ten, auch diesen zu helfen, weil sie finan­
ziell selbst mit dem Rücken zur Wand ste­
hen.

Sind 110 Milliarden Euro fü r  Griechen­
land ein realistisches Angebot?

Sie können das ganze Problem nur 
bannen, aber nicht lösen. Die EU-Politik

grenzt an Realitätsverweigerung. Man 
nimmt keinerlei Rücksicht auf die Tat­
sache, dass die Länder, die jetzt am 
meisten gefordert werden, sich selbst in 
prekären Haushaltssituationen befinden.

Was wäre eine effektive Lösung?
Wenn Griechenland und andere südeu­

ropäische Länder ihre Rahmenbedingun­
gen nicht selbst rigoros verbessern kön­
nen -  sprich: Wettbewerbsfähigkeit stei­
gern, Arbeitsmärkte flexibilisieren, die 
Ausgaben und Haushaltsdefizite abbau­
en, Steuern erhöhen, Sozialwerke refor­
mieren - , müssten sie überlegen, den 
Euro-Raum zu verlassen und einen eige­
nen Währungsraum zu gründen, der in 
zehn oder 15 Jahren wieder Anschluss an 
den „Nordeuro“ finden könnte.

Ist das realistisch?
Die Strategie wäre vergleichbar mit ei­

ner Notoperation auf der Autobahn, nach­
dem ein Crash passierte. Danach aber 
könnte sich das System möglicherweise 
stabilisieren.

Welche Rolle spielt die Tatsache, dass 
die Europäische Zentralbank grie­
chische Staatsanleihen unabhängig von 
ihrer Qualität als Sicherheit annehmen 
will?

Sobald Hilfspakete angeboten werden 
ohne Bedingungen, wird die moralische 
Versuchung so stark, dass es langfristig 
keine Möglichkeit mehr gibt, die Staaten 
zu disziplinieren.

Was bleibt als Fazit?
Die Europäische Union muss sich dar­

über klarwerden, dass Griechenland aus 
dem Euro ausgeschlossen werden muss. 
Das ist der erste Schritt in der Hoffnung, 
dass kein zweiter kommt. Käme der, wäre 
eine Kettenreaktion wahrscheinlich und 
damit auch die mögliche Aufteilung in ei­
nen Euro-Raum Süd und einen Euro- 
Raum Nord. Ich hoffe immer noch, dass 
das nicht nötig wird, und auch ich weiß, 
dass das proaktiv politisch kaum durch­
setzbar ist. Als erster Schritt scheint je­
doch der Ausschluss von Griechenland 
kaum vermeidbar zu sein, denn die Märk­
te akzeptieren nicht, was bisher gemacht 
wurde. Griechenland muss jetzt sofort 
mit dem Sparen beginnen, sonst bleibt 
nur der Ausschluss.

Was macht man als Anleger?
Aus staatsmännischer Sicht würde ich 

die Anleger darum bitten, in die Lösung 
der Krise zu investieren und Euro-Papie­
re zu kaufen. Immerhin gibt es in der 
Euro-Zone auch viel Positives. Wenn ich 
ihm dagegen raten müsste, wie er sein 
Geld sinnvoll anlegen und Risiken ver­
meiden könnte, dann würde ich sagen: 
Hände weg.

Das Gespräch führte Christof Leisinger. Es ist in 
voller Länge unter faz.net/jaeger nachzulesen.

ZWISCHEN REDEN UND HANDELN 
LIEGT EINE WELT VOLLER MÖGLICHKEITEN
Seit unserer Gründung haben w ir uns ausschließlich auf die Verwaltung der Anlagen unserer 

Kunden ko n ze n trie rt. Und was w ir versprechen, ha lten w ir auch. Daher ist das Thema 

Kundenorientie rung fest in unserer U nternehm ensku ltur verankert. Unsere mehr als 1.500 

Anlagespezialisten arbeiten eng im Team. Sie tauschen Erkenntnisse und Wissen untereinander 

aus, um  Lösung en  zu fin d e n . D abei w enden  w ir  das g e sa m te  S p e k tru m  an -  von 

Investm entfonds und ETFs bis hin zu ind iv idue llen  Inves tm en tp o rtfo lio s . So erzie len w ir 

e inen  M e h rw e rt fü r  unsere  K unden  d u rch  a u sg e ze ich n e te  R is iko m a n a g e m e n t- und  

Beratungsleistungen. Eine Finanzanlage ist typ ischerweise m it Risiken verbunden. Der W ert 

einer Anlage kann steigen oder fallen und ist n icht garantiert. Es besteht die Möglichkeit, dass 

ein Anleger n icht die gesamte Anlagesumme zurückerhält, bis hin zu einem Verlust in Flöhe 

von 100% des eingesetzten Kapitals. Vertrauen Sie BlackRock. Eine W e it votier Möglichkeiten,.

BlackRock
SPEZIALFONDS PUBLIKUMSFONDS I f  ¡Shares* ETFs I RISIKO-MANAGEMENT

—  ,  A i W /Ë

Diese Werbemitteilung stellt kein Angebot und keine Aufforderung zum Eryverb von Anteilen eines Produktes von BlackRock oder 
¡Shares dar. ¡Shares® ist eine eingetragene Marke der BlackRock Institutional Trust Company, N-A.
Herausgegeben von BlackRock Investment Management (UK) Limited, eine Tochtergesellschaft von BlackRock, Inc., zugelassen 
und beaufsichtigt durch die Financial Services Authority. Eingetragener Geschäftssitz: 33 King William Street, London EC4R 9AS. 
Registernummer in England: 2020394. BlackRock ist ein Handelsname von BlackRock Investment Management (UK) Limited. 
BlackRock Inc. und ihre Tochtergesellschaften sind als BlackRock-Gruppe bekannt.
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Dax 30, M-Dax und Tec-Dax
Börsanwert Xetra Xetra Um s.Ges.

52 Wochen in Mrd. Landeswähr. KGV 5 .5 .10 6 .5 .10 Tages 'Veränd. in %  se it 52 Wochen Di».- T sd .S t .
Tie{ Vergleich Hoch Gesamt Streubes. 2010 2011 Schluss 16.35 h Hoch Tief 5 .5 . 30.12 .09  Hoch Tief Div. Rend. 5 .5 .

m 11,8 9 ,9 DAX30 5 958,45 594 4 ,29 6 00 9 ,48  5919,94 -0 ,2 - 0 ,2 6 341,52 4524,01 186,70 3 .1 4  241887
m 8 ,86 8 ,86 19,2 13,7 Adidas 4 1 ,96 4 2 ,36 4 2 ,82 41,72 +0,9 +12,1 45.77 23,35 0 ,5 0 1x 1,18 2569

m  1 36,24 36,06 7,1 6,1 A llia n z  S E  v ink  NA k 84,31 79,84x0 8 2 ,99 79,66 -5 ,3 - 8 ,4 95,99 61,00 3 ,5 0 1x 4 ,3 8 18197
m 39.34 39.34 10,1 9,3 B A SF  S E  1 42.50 4 2 ,84 43.41 42.01 +0,8 - 1 .4 48.84 27.08 1 .701x 3 97 7735

t 3 8 ,30 38,30 10,6 9 .8 B aye r k 4 6 ,07 4 6 ,32 4 6 ,70 45,49 +0,6 -1 7 ,2 56,71 35,36 1 ,40 lx 3 ,02 7415
m  - * m 10,77 4 ,26 20,2 17,4 B e ie rsd o rf 42,93 4 2 ,73 4 3 ,43 42,65 -0 ,5 - 7 ,0 4 6 ,65 3 1 ,33 0 ,7 0 1x 1,64 1015

22,05 11,77 26,9 12,2 BMW  StA 35.98 3 6 ,63 3 7 .38 35.45 +1,8 +15.2 37.96 2 3 .57 0 .3 0 '· 0 ,82 3436
m 6 ,86 4,31 0,0 4 4 ,7 Com m erzbank 5 ,72 5,81 6 ,04 5,58 +1,6 - 1 ,3 9 ,64 4 ,09 0 ,0 0 îx 0 ,00 17194

i /  - m 3 9 ,30 31,64 14,4 8,7 D a im le r NA k 37,02 3 7 ,04 37,74 36,71 ±0,0 - 0 ,5 3 9 ,90 23,52 0 ,0 0 1x 0 ,00 8670
m . 29.84 29,78 7,5 6,3 D eutsche Bank k 4 9 ,78 4 8 .07 50,12 47.93 -3 ,4 - 2 .7 60.55 3 6 .63 Q,501x 1,04 14320
m 10,82 10,32 13,9 11,7 D eutsche B örse  A 55,98 55,51 5 6 ,18 55,01 -0 .8 - 4 ,3 65,27 4 5 ,45 2 ,1 0 1x 3 ,78 1685

.. tat 14,15 9 ,84 16,5 11.0 D eutsche Post 11,78 1 1 ,70 11,95 11,63 -0 ,6 -1 3 ,2 14,70 8 ,66 0 ,6 0 lx 5 ,13 10927
.................. 38.82 26.51 12,2 12,4 Dt. Te lekom  A 8 .89 8 .9 0 8 .96 8.81 +0,1 -1 3 .5 10.60 7.83 0 ,7 8 lx 8 ,76 36652

m 54,58 51,97 9,6 9,1 E .0 N  A 27,90 2 7 ,28 2 7 ,78 27,24 -2 ,2 - 6 ,7 3 0 ,47 22,42 1 ,5 0 1x 5 ,50 26238
m 11,84 7,55 15,7 14,0 F re s . M ed. Care StA 39,75 4 0 ,10 4 0 ,30 39,55 +0,9 +8,5 4 2 ,38 2 8 ,50 0 ,5 8 1x 1,45 1528

m 4 ,17 4.17 14,7 13.2 F re se n iu s  S E  Vz. 51.77 5 1 .65 52.26 51.16 -0 ,2 +3.3 57,65 35.72 0 .7 1 1x 1,37 633
... ...... 6 ,77 6 ,77 15,4 12,9 Henkel Vz 3 8 ,76 3 8 ,00 3 8 ,95 37,57 -2 ,0 +4,3 41,72 2 1 ,55 0 ,5 3 1x 1,39 2948
m 5,25 5,25 24,2 18,6 Infineon 4 ,8 6 4 ,8 3 4 ,95 4,76 -0 ,6 +24,6 3 ,58 1,64 0 ,0 0 1x 0 ,00 35201

m 7.97 5.96 20,2 13,3 K+S 40.93 4 1 ,66 4 2 ,12 40.61 +1,8 +4.2 53.35 3 2 .57 2 .2 8 1x 5 ,46 2305
tat 14,31 14,31 13,3 11,2 Linde 8 4 ,63 8 4 ,79 8 5 ,40 84,56 +0,2 +0,7 9 2 .20 55,65 1,8 0 1x 2,12 1528

m 5,36 5,36 23,0 12,5 Lufthansa v in k  NA 11,81 11,71 12,04 11,71 -0 ,9 - 0 ,4 13,41 8,45 0 ,0 0 1x 0 ,00 6946
» ·"■ ’ ■* * 9.60 6.73 18,2 13,3 MAN S E  StA 6 7 ,96 6 8 .08 6 9 ,34 66.62 +0,2 +25.1 73,11 40.22 0 .2 5 1x 0 ,37 1655

m 3 ,98 3 ,98 11,6 10 ,4/· M erck 6 1 ,29 6 1 ,54 6 1 ,78 61,11 +0,4 - 5 ,6 75,04 56,85 1 ,0 0 ’x 1 ,62 669
tat 13,84 5,45 14,0 10.4 Metro StA 4 4 ,67 42,71x0 4 3 ,66 42,51 -4 ,4 +0,3 47.72 32,21 1 ,181x 2 ,76 2341

« 20,71 20,46 8 ,6 7,9 M ünchener R . ». NA k  104 .00 104 ,89 106 ,50 103.25 +0,9 -3 .5 123 .55 90.81 5 .7 5 1x 5 ,48 2208
m 31,66 2 5 ,17 8 ,8 8,4 RW E StA  A 6 1 ,29 6 0 ,48 61,34 60,35 -1 ,3 -1 1 ,0 69,29 51,98 . 3 .5 0 1x 5 ,79 5198

" t a t 3 ,45 2,19 18,7 8.0 Sa lzg itte r 57,70 5 7 ,46 5 8 ,76 57,38 -0 ,4 -1 6 ,0 74,32 48,90 1 ,4 0 lx 2 ,44 1359
tat 43.73 31.74 17,1 14,9 S A P  A 35.68 3 5 .68 3 5 .77 35.20 ±0,0 +8.1 37.50 2 7 .26 0 .5 0 lx 1 ,40 7658
m 65,12 61,49 13,1 12,1 S ie m e n s  A 7 0 ,79 7 1 ,23 7 1 ,83 6 9 ,27  ■ +0,6 +10,9 76,39 45,77 1 .601x 2 ,25 6231

m  m 11,94 7,74 26,1 7,9 Th yssen  Krupp 23,28 23,21 2 3 ,75 23,01 -0 ,3 -12 ,1 28,24 15,18 0 ,3 0 lx 1 ,29 4648
m 7 ,34 7.34 29,4 18.2 VW  Vz 6 8 .68 6 9 .77 7 0 .82 68.00 +1,6 +6.8 82.40 40.88 1 .6 6 ,x 2 ,38 2779

m 15,0 12,1 M-Dax 7985,08 7 98 4 ,55 8082,31 7 881,49 ±0,0 +6,4 8 684,17 5 311,07 137,44 1,72 32897
m 0 ,65 0,41 9 ,8 11,5 A area l Bank 15,75 1 5 ,24 16,23 15,22 -3 ,2 +14,9 18,90 6,41 0 ,0 0 1x 0 ,0 0 430
m 1,45 1,09 13,9 8,4 Aurubis 35,67 3 5 ,56 36,25 35,16 -0 ,3 +17,7 41,65 19,02 0 ,6 5 1x 1,83 351

m 0 .52 0 .27 12,2 9.3 Bauer 2 9 .90 3 0 ,22 3 0 .56 29.85 +1,1 +3.3 37.00 22.51 1 .001x 3 31 110
m 0 ,93 0 ,38 16,6 13,8 B ayW a v in k . NA 28,92 2 8 ,30 28,85 28,04 -2 ,1 +12,5 30,90 17,34 0 ,4 0 1x 1,41 48

m 2 ,15 2,06 10,1 10,5 B ilf in g e r Berger 47,63 46,61 4 7 ,89 46,45 -2 ,1 -1 3 ,6 58,80 27,72 2 .0 0 1x 4 ,29 506
1,10 0 ,46 15,2 15,0 B oss Vz 31.07 3 1 .85 3 2 .00 30.95 +2,5 +29,7 33.30 15.94 1 .3 8» 4 ,33 110

« e  ■ » 4 ,10 1,81 1 3 ,0 · 11,5 Ce lesio 24,49 2 4 ,10 24,42 23.85 -1 ,6 +36,2 25.76 14,60 0 ,4 8 1x 1,99 550
» 6 ,95 0 ,77 49 ,5 21,1 Continental 4 1 ,07 4 1 ,12 4 1 ,77 40,32 +0,1 +12,9 46,65 17,61 0 ,0 0 1x 0 ,00 1093

m 0 .50 0 ,50 15,9 10,7 D em aa C ranes 24.10 2 3 .62 24.21 23.55 -2 ,0 +1.3 28.52 14.52 0 .0 0» 0 ,00 266
tat 0 ,85 0 ,69 20 ,0 18,5 D eutsche Euroshop 22,62 2 2 ,35 22,71 22,33 -1 ,2 -5 ,6 25,34 20,10 1 ,0 5 1x 4 ,7 0 141

m 5,21 1,85 17,5 10,3 D eutsche Postbank NA, 24,77 2 3 ,80 24,83 23.68 -3 ,9 +4,0 27.73 15,26 0 ,0 0 1x 0 ,00 1258
a  . m 1.34 0.83 16,8 15,1 D ounlas Hold . 34.06 34.01 3 4 ,24 33.52 -0 ,1 -0 .1 36.46 25.36 1 .1 0 1x 3 ,23 99

m 11,55 5 ,09 15,2 13,4 EADS (N L) 13,80 1 4 ,17 14,31 13,66 +2,7 +3,1 16,50 10,56 0 ,2 0 1x 1,41 661
tat 1,11 0 ,50 19,7 15.8 E lr in g K lin g e r NA 19,76 1 9 ,28 19,63 19,21 -2 ,4 +19,0 21,82 9 ,95 0 ,15 ,x 0 ,78 250

- m  .. 2 .30 0 ,67 19,8 19,0 Fie lm ann 5 5 .00 5 4 .76 5 5 ,69 54.51 -0 ,4 +6.6 62,25 4 2 .60 1 .9 5 1x 3 ,56 65
Mt .3 ,4 4 1,32 20 ,8 23,4 Fraport 37,90 3 7 ,46 37,95 37,15 -1 ,2 +3,3 41,99 27,50 1 ,151x 3 ,07 314

m 0 ,84 0 ,84 11,8 11.4 Fuchs Petro lub  Vz. 72,80 71,40x0 72,81 69,62 -1 ,9 +10,2 78,90 3 3 ,09 1 ,601x 2 ,24 64
m 1.21 0 .48 6,2 7.0 G anfah (L ) 5 .49 5 .3 6 5 .4 7 5.25 -2 ,4 -1 5 .9 8 ,05 4 .48 0 .204x 14,94 1164

2 ,88 2 ,64 13,0 9 ,5 GEA Group 15,70 1 5 ,65 15,83 14,85 -0 ,3 +0,6 18,33 9 ,43 0 ,3 0 1x 1,92 1240
m  m 0 ,78 0 ,78 13,7 11,1 G erre sh e im er 25,08 24,71 2 5 ,07 24,38 -1 ,5 +5,1 27,65 15.15 0 .0 0 lx 0 ,00 97

m 0 ,42 0 .4 0  4 57 ,6 21,3 G ild em e iste r 9 .49 9 .1 5 9 .4 9 8.91 -3 ,5 -1 9 .2 13,43 6 .22 0 .4 0 ,x 4 ,37 606
» 1,92 0 ,58 50,0 30,8 H am burger Hafen 26,64 2 6 ,48 2 6 ,67 26.10 -0 ,6 - 1 ,9 3 2 ,78 24,35 1 ,0 0 1x 3 ,78 223

m 3,91 1,95 6,8 7,0 H ann. Rückv . 3 2 ,50 3 2 ,42 3 3 ,08 32,04 -0 ,3 - 0 ,9 37,86 23,12 2 ,1 0 1x 6 ,48 1542
■m 0 .45 0 ,36 0 ,0 0,0 H e ide lb . Druck 6 .00 5,81 6 ,0 0 5.80 -3 ,1 +5.9 7,64 3 .59 0 .0 0 1x 0 ,00 1091

■ m - 8 ,32 6 ,29 12,1 8,3 H e id e lb .Cem ent StA 4 3 ,86 4 4 ,38 4 6 ,00 43,06 +1,2 -8 ,0 52,20 21,68 0 ,1 1 1x 0 ,25 2626
m 4,01 2,61 17,2 14,1 Hochtief 57,05 5 7 ,33 58,44 54.71 +0,5 +7,1 65,30 3 1 ,36 1 ,4 0 lx 2 ,44 660

Mt 0 .72 0,48 57,3 23,9 IVG Im m ob ilien 5 .82 5 ,7 3 5.85 5.62 -1 ,6 +7,0 8,45 3 .97 0 .0 0 1x 0 00 903
SS 1,27 1,27 31 ,9 13,7 K lö ckner & Co. S E  NA 19,12 1 9 ,12 19,61 18,81 ±0,0 +7,1 23,87 8 ,52 0 ,0 0» 0 ,0 0 1476

m 1,30 0 ,55 26,3 15.4 Krones 4 1 ,50 4 1 ,00 41,51 40,49 -1 ,2 +15,5 4 4 ,14 25,07 0 ,6 0 1x 1 ,46 73
m 2 ,84 2 ,84 12,3 9,2 Lan xess 3 4 .36 34.11 3 5 .09 33.32 -0 ,7 +29.5 3 7 ,60 15,07 0 .5 0» 1 ,47 787

m 0 ,49 0 ,49 23 ,3 13,1 Leon i NA 16,56 16,51 1 6 ,97 16,25 -0 ,3 +1,0 19,03 9 ,67 0 .2 0 1x 1,21 379
M 0 ,78 0 ,30 18,5 15,6 M LP 7 ,25 7 ,2 0 7,31 7,15 -0 ,7 -1 0 ,7 11,06 6 ,40 0 ,2 8 lx 3 ,8 9 116

m 2 .13 2.01 11,9 9,9 MTU Aero E na in es 39.32 4 1 .0 4 4 1 .68 38.16 +4,4 +7.5 45.12 2 2 .17 0 .9 3 1x 2 ,27 334
- »  - 0 ,22 0,14 0,0 0 ,0 P fle id e re r 4 ,37 4 ,1 5 4 ,4 4 4 ,13 -5 ,1 -3 2 ,4 8,60 3 ,90 0 ,0 0 1x 0 ,0 0 463

m 0 ,38 0 ,38 14,7 9,3 Prak tike r 6 ,77 6 ,6 3 6 ,8 7 6 ,60 -2 ,1 -1 4 ,5 10,59 5,25 0 ,1 01x 1,51 1047
m 1,44 1.07 10,1 9,5 P ro S .S a t .1  M edia Vz 13.05 1 3 ,14 13.39 12.54 +0,7 +63.0 14,49 2.83 0 .0 2 'x 0 ,15 15Π1

m ". <■ m  : 3 ,66 1,12 15,3 12,6 Pum a 244 ,40 242 ,6 0 246 ,25 240 ,50 -0 ,7 +4,6 265 .00 141 ,54 1 ,801x 0 ,7 4 82
«K 1,31 0 ,37 19,3 18,3 R ationa l 115 ,50 115 ,00 116 ,50 114,55 -0 ,4 - 3 ,0 136,15 70,01 3 ,5 0 1x 3 ,04 11

2 .03 1,95 13,9 9,6 R h e in m eta ll 50 ,00 5 1 ,15 5 1 .65 4 8 ,74 +2,3 +14,3 55,11 25.55 1 .301x 2 ,5 4 323
tat 2 ,57 2 ,25 17,2 15.2 Rhön K lin iku m  StA 18,79 18,58 18,79 18,51 -1 ,1 +8,5 19,85 13,55 0 ,3 4 1x 1,82 470

m 1,55 1,12 62,2 26,6 S G L Carbon SE 23,23 23,65 2 3 ,78 22.83 +1,8 +14,0 30,79 18,95 0 ,0 0 1x 0 ,0 0 639
tat 0 :78 0 ,47 K.A. K.A. Skv D eutschland 1.61 1 ,6 0 1.64 1.58 -0 ,7 -2 9 .4 4 .48 1.55 0 .0 0 1x 0 ,0 0 2228

s 1,70 1,70 12,1 10,7 S tada v in k . NA 2 8 ,92 2 8 ,98 2 9 ,10 27,60 +0,2 +19,8 32,30 14,76 0 ,5 2 1x 1 ,79 627
m  m  - * 2,81 0 ,96 12,1 10.4 Südzucker 14,98 1 4 ,84 14,96 14,69 -1 ,0 +2,0 17,79 13,30 0 ,4 0 ,x 2 ,70 534

m 2 .12 2 ,00 12,9 11,8 Sym rise 18.15 1 7 .98 18.52 17.94 -0 ,9 +20,0 19.79 8 ,87 0 .5 0 1x 2 ,7 8 1058
m 1,95 1,47 16,4 11,7 Tognum 14,93 1 4 ,88 15,06 14,61 -0 ,3 +28,3 16,27 8 ,56 0 .7 0 1x 4 ,7 0 645

Λ : tat 1,96 1,07 8,6 K.A. TUI 7 ,77 7 ,7 9 7 ,85 7,55 +0,2 +33,3 8,89 3 ,89 0 ,0 0 ,x 0 ,00 2779
» 1.12 0 .66 11,2 10,5 Vossloh 7 6 .57 7 5 .85 7 6 .52 75.50 -0 ,9 +9.1 89.80 6 2 .36 3 .0 0 1x 3 ,96 74

* 5 ,47 1,57 12,6 10,3 W acker Chem ie 101 ,70 104 ,9 0 105 ,90 99,80 +3,1 -1 4 ,1 124,85 71,71 1 ,801x 1,72 537
1,59 1,59 14,2 12,6 W inco r Nixdorf 4 9 ,04 4 8 ,18 4 9 ,00 47,71 -1 ,7 +1,1 55,49 3 4 ,77 1 ,851x 3 ,8 4 249

tat 16,8 14,8 Tec-Dax 773 ,14 776 ,6 5 782 ,07 763 ,46 +0,5 - 5 ,0 870 ,07 576 ,46 8,75 1,13 23217
m 2,42 2,23 16,0 13,1 Aixtron 23,70 2 4 ,00 2 4 ,69 23,09 +1,3 +2,1 29,10 6,38 0(091x 0,38 2943

m 0 ,85 0,83 10,2 K.A. BB B io tech NA (CH) 45,75 4 6 ,4 8 46,60 4 5 ,80 +1,6 - 8 ,4 52,21 4 1 ,00 3 ,7 0 F 1x 5 ,58 16
■ m 0 ,47 0.22 13,7 11,8 Bechtle 22.01 2 2 ,02 22.28 2 1 .56 +0,0 +17.2 25.80 11.30 0 .6 0 1x 2,73 30

m 0 ,94 0,33 17,8 16.5 C arl-Z e iss  M ed. 12,04 1 1 ,55 12,00 11,52 -4 ,0 -7 ,3 13.19 8 ,86 0 ,1 8,x 1 ,56 58
m  m 0,61 0,27 14,9 12,3 Centrotherm  Photovol. 28,34 2 8 ,82 29,34 2 7 ,55 +1,7 -3 1 ,7 48,75 25,13 0 ,0 0 ’x 0 ,00 73

m 0.31 0.15 0 ,0 0 ,0 Conerqy 0.74 0 ,7 7 0,79 0 .73 +3,6 +16,5 1.18 0.51 0 .0 0 1x 0 ,00 3216
0 ,63 0,59 11,6 9 ,0 Dialog S e m ic . (G B ) 10,08 1 0 ,20 10,39 9 ,65 +1,2 +33,9 13,37 1,43 0 ,0 0 1x 0 ,00 3856

tat 0 ,30 0,30 18,1 11,0 D rägerw erk Vz 47,85 4 7 ,5 0 48,73 46,61 -0 ,7 +58,9 55,55 17,04 0 ,3 5 1x 0 ,74 106
- 8* 33» SS 0 ,28 0.23 10,4 10,2 D rillisch 5.14 5 ,2 0 5.26 5 ,1 0 +1,1 +3,0 6.04 1,34 0 .0 0 ,x 0 ,00 421

Mt 0,21 0,18 0 ,0 0 ,0 Evotec 1.96 1 ,9 5 1,98 1 ,93 -0 ,4 -8 ,3 2,45 0.62 0 ,0 0 lx 0 ,00 407
o-s ST54MM tW 1,06 0,78 5,1 4 .8 freenet NA 8,34 8 ,2 9 8,52 8 ,2 8 -0 ,6 -1 1 ,7 11,10 4,92 0 ,0 0 ,x 0.OO 967

m 0,21 0.15 67.8 16,3 Jenontik 4 .10 4 .0 7 4.17 4 .0 0 -0 ,7 +7.4 5.20 2 .76 0 .0 0 1x 0 ,00 627
mm 0 ,39 0,35 15,2 11,2 Kontron 6,87 6 ,9 7 7,00 6 ,72 +1,4 -1 2 ,5 9,33 6 ,72 0 ,2 0 1x 2,87 448
I&S' . Mi"-' - 0 ,22 0,11 13,6 12,8 Manz Autom ation 49,89 50,01 50,95 4 8 ,55 +0,2 -2 4 ,8 71,66 3 2 ,40 0 ,0 0 1x 0,00 32
m 0 ,09 0.08 0 ,0 0 .0 M ediaene NA 2.62 2 .6 0 2.62 2 .56 - 0 6 -2 7 .4 5.50 2.46 0 .0 0 ,x 0 ,00 144

... ......... . 0 ,3 4 0,30 42,3 K.A. M orphosys 15,05 14,81 15,10 14.64 -1 ,6 -1 3 ,1 19,03 12,80 0 ,0 0 1x 0,00 97
Mt 0 ,47 0,25 14,5 9 ,4 Nordex 7,12 6 .9 8 7,22 6 ,9 0 -1 ,9 -3 3 ,4 14,76 6,90 0 .0 0 1x 0,00 1108

* m  ■ 0 ,52 0.50 16,1 14.8 Pfe iffe r Vacuum 57,72 58.21 59,50 57,03 +0,8 -0 .5 60,66 45.58 3 ,3 5 1x 5,76 30
» " 4 0  c ; - '  ' - 0 ,17 0,17 9 ,0 5.5 Phoen ix So la r 26,08 2 6 ,0 4 26,79 2 5 ,16 -0 ,2 -3 8 ,3 45.20 24,84 0 ,3 0 1x 1,15 130

Ml 0 ,57 0,41 0 ,0 30,5 Q -C e ilsS E 6 ,36 6 ,4 0 6,57 6 ,33 +0,6 -4 3 ,9 20,50 6,25 0 ,0 0 1x 0 ,00 1070
m 4.01 4.01 22,5 18,4 Q ianen (NL) 17.22 1 7 .3 4 17.52 17.21 +0,7 +11.0 17.87 11.55 0 .0 0 » ono 1055

m 0 ,20 0,11 13,0 12,0 QSC 1,44 1 ,4 4 1,47 1,41 -0 ,5 -1 5 ,6 2,00 1 ,29 0 ,0 0 1x 0,00 356
m  m 0,31 0,27 22 ,2 15,1 Ruth & Rau 22,12 2 2 ,2 3 22,60 2 1 ,58 +0,5 -2 6 ,4 33.95 17,20 0 ,0 0 1x 0 ,00 166

m 0 .22 0.21 0 ,0 5 83 ,0 S inqulus 5.88 5 .8 3 6.13 5 .67 -0 ,8 +89,9 6.75 1.94 0 ,0 0 1x o.no 1114
m 3 ,27 0,84 18,0 17,1 SM A So la r Techn . 89,50 9 4 ,3 0 94,50 86,75 +5.4 +1,1 106,70 4 6 .90 1 ,0 0 1x 1,06 73

■a .? ■ a t 0 ,22 0,18 18,5 11,9 S m artrac  (NL) 14,25 15,01 15,30 14,38 +5,3 +0,1 18,93 8,87 0 ,0 0 » 0 ,00 77
w 2.42 1,72 12,2 10,8 Software 82.86 8 4 ,15 84,84 82.25 +1,6 +10.1 99.55 4 4 .50 1 .10 1x 1 31 ?6R

ME 1,11 0,83 29,2 27 ,6 So larW orld 10,05 9 ,9 4 10,09 9 ,70 -1 ,1 -3 5 ,2 24,72 9,15 0 ,1 5 * 1,51 1561
m 2 ,72 1,25 14,4 12,4 United Internet 10,99 1 0 ,80 . 11,07 10,63 -1 ,8 +17,1 12,43 6 ,83 0 ,0 0 » 0,00 1163

' t a t 0 .84 0.78 15,0 13,6 W irecard 8.42 8 .2 7 8.39 8,11 -1 ,7 -1 4 .3 10.25 5.07 0 .0 8 1x 0 ,97 1607

Euro Stoxx 50 und Stoxx Europe 50
Börsenwert Frankfurt Frankfurt Um s.Ges.

52 Wochen in Mrd. Landeswähr. KGV 5 .5 .1 0  6 .5 .1 0  Tages Veränd. In %  se it 52 Wochen Div.- T sd .S t .
Tier Vergleich „ ocll Gesam t Streubes. 2010 2011 Schluss 16.35  h Hoch Tief 5 .5 . 30.12 .09  Hoch Tief Div. Rend. 5 .5 .

Mt 9 ,3 7,7 Euro Stoxx 50 2 679,30 2 6 3 6 ,4 9 2 701,06  263 2 ,90 -1 ,6 -1 1 ,1 3 044,37 2 258,60 119,83 4 ,5 5  146518
m 8 ,5 5 7,62 15,0 9,2 Aegon (N L) 5 ,05 4 ,9 6 5,03 4 ,92 -1 ,8 +8,0 6,25 3.68 0 ,3 0 2x 12,51 116

m 2 2 ,25 22,25 15,3 13,7 A ir L iqu ide  (F ) 84,02 83.11G 83,11 83,11 - 1,1 ±0,0 91.00 61,40 2 ,2 5 1x 2,71 12
m 11.92 8,35 10,7 10,6 Alstom  (F) 41.82 4 2 .02 42,15 4 1 .47 +0,5 -1 5 ,2 55.00 38,76 1 .12 1x 2 .67 4

m 5 9 ,28 26,73 15,5 12,8 A nh .-Busch  In BE 36,70 3 7 ,22 37,22 3 6 ,56 +1,4 +1,7 38,82 23,67 0 .3 8 1x 1,02 11
m 4 4 ,33 26,23 9 ,8 5.8 Arce lo rM itta l (L )  ▼ 28,51 2 8 ,37 29,10 2 7 ,65 -0 ,5 -1 1 ,4 35,22 17,83 0 .1 9$ 4x 1,81 88

m 2 2 .53 19.33 10,9 9.5 A ss . G enera li (I)  ▼ 15.24 1 4 .50 15.01 14.50 -4 ,9 -2 3 .6 19.26 13.53 0 .1 5 1x 2.41 2Mt 2 9 ,64 23,69 7,0 6,1 AXA (F ) T 13,53 1 2 ,93 13,33 12,88 -4 ,4 -2 2 ,0 19,25 11,23 0 ,5 5 1x 4 ,25 138Mt 6 6 ,47 66,47 7 ,7 6,0 Banco San tand er (E ) T 8 ,58 8 ,1 4 8,70 8 ,14 -5 ,1 -2 9 ,5 12,11 6,66 0 ,2 2 4x 7 ,77 117«Ml 3 1 ,48 31.48 6,7 5.3 BBVA (E ) f 8.91 8 .6 0 8.97 8 .55 -3 ,5 -3 2 ,6 13.26 8.02 0 .1 54x 4 .88 49
* 5 6 ,03 4 6 ,6 9 · 9 ,5 7,0 BNP P a rib a s (F ) T 48,35 4 8 ,3 3 49,60 4 7 ,40 ±0,0 -1 3 ,4 60,30 40,56 0 ,9 7 1x 2,01 24Mt 25,12 21,71 15,7 12,3 Carrefour (F ) 36,26 3 5 ,55 35,55 3 5 ,55 -2 ,0 +5,5 38,95 28,52 1 ,081x 3 ,04 3

m  m 23,21 10.57 7,8 4 ,9 Crédit A nrico le  (F! 10,16 1 0 .13 10.46 9 ,96 -0 ,3 -1 7 ,9 15.36 8.75 0 .4 5 1x 4 .44 48
m . 13,31 13,31 16,3 12,6 CRH (IR L ) 19,40 18.96G 18,96 18,96 -2 ,3 -4 ,7 21.70 14,74 0 ,4 4 2x 3 ,30 <1Ml 2 7 ,26 25,82 15,7 14,0 Danone (F) 42,10 4 1 ,6 4 41,68 4 1 ,20 - 1,1 -2 ,3 46,71 32,50 1 ,2 0 1x 2 ,88 19.Mt 3 5 .00 23,72 8,7 8,5 Ene l (I) 3,81 3 ,7 2 3 .7 9 . 3 .72 -2 ,3 -8 ,1 4 .38 3.19 0.1 Ο* 6 ,72 169

6 4 ,29 39,11 9 ,8 8,3 Eni ( l ) T 16,49 1 6 ,02 16,38 16,02 -2 ,9 -9 ,9 18,76 15,63 Ο,δΟ2* 6 ,24 102
mm 4 1 ,77 30,10 8 ,9 8.5 France Té lécom  (F ) T 15,97 1 5 ,80 15,94 15,75 - 1,1 -1 0 ,3 18,74 15,48 0 ,6 0 2x 8 ,86 116

m 57.94 34,18 10,9 9,9 GDF Suez (F ) T 26.23 2 5 ,73 25.93 2 5 .72 -1 ,9 -1 4 ,5 31.30 23.52 0 ,6 7 1x 11.15 25
w  - 28,44 21,18 10,0 9,2 Iberdrola (E )  ▼ 5,57 5 ,4 2 5,57 5 ,40 -2 ,7 -1 8 ,9 6,89 5,26 0 .1 4 * 6,03 103

• 2 3 ,55 23,55 5 ,5 4 .3 ING Groep (N L) ▼ 6,46 6 ,1 0 6,48 6 ,10 -5 ,5 -1 2 ,0 9,76 4 ,84 0 ,0 0 * 9 ,29 434
m 2 5 .27 20.53 8 .8 7,3 Intesa Sanpao lo  i l )  T 2 .26 2 .2 0 2.30 2 .20 -2 ,7 -2 9 .7 3.21 2.10 0 .0 0 1x 3 .64 24

' Mt * 4 5 ,07 17,83 19,2 17,6 L'O réal (F) 76,87 7 4 ,95 76,16 74,95 -2 ,5 -3 ,9 83,50 50,89 1 ,5 0 1x 2 ,00 9
m 4 1 ,47 21,81 18,3 15,8 LVMH Moët H ennes. (F ) 83,91 8 4 ,85 84,90 8 3 ,18 +1.1 +8,6 91,80 52,93 0 ,3 5 * 1,94 7’ Ml 3 3 .55 33.55 13,6 12,3 Nokia A Fl T 9 .12 8 .9 6 9.13 8 ,96 -1 ,7 +0,7 11.80 8 .43 0 .4 0 ,x 4 ,46 1067
m 2 3 ,58 23,58 13,9 13,3 P h ilip s  E iec tr . (N L) 24,28 2 4 ,27 24,59 2 3 ,59 ±0,0 +17,6 27,00 12,53 0 ,7 0 1x 2 ,88 23

- me 19,86 12,87 10,2 7 ,6 Repso l Y P F  (E ) 16,30 1 6 ,50 16,52 16,29 +1,2 -1 2 ,0 19,19 14,73 0 ,4 3 * 5 ,15 7
m 17.46 14.26 13,7 10,7 Sa in t-G obain  (F) 34.64 34,51 34.51 3 3 .69 -0 ,4 -1 0 ,7 40,13 21.86 1 .0 0 lx 2 ,90 14

m 6 6 ,49 55,65 7 ,4 7 .2 Sanofi-A ventis (F ) T 51,20 5 0 ,67 50,90 50,11 - 1,0 -8 ,8 58,74 40,41 2 ,0 7 1x 4 ,09 24
*  ® 2 1 ,03 21,03 16,4 12,4 Schne ider E iectr. (F) 79,90 8 2 ,73 82,73 78,29 +3,5 +2,4 89,15 51,18 2 ,0 5 1x 2 ,48 3

2 7 .14 27.14 8 ,9 5 ,7 So cié té  G énéra le  (F ) T 38.53 36.83DB 39.00 3 6 .83 - 4 ,4 -2 4 ,5 54.12 32.41 1 .14 1x 3 ,09 19
m 12,73 9 ,87 8,2 7 ,6 Telecom  Ita lia  (I) 1,01 0 ,9 9 ' 0 ,99 0 ,98 - 2 ,2 -9 ,5 1,26 0 ,92 0 ,0 5 1x 5 ,07 121

m 7 4 ,97 65,38 7 ,5 7,2 Telefón ica  (E ) T 16,19 1 5 ,95 16,27 15,82 - 1 ,5 -1 8 ,7 19.85 14,42 0 ,5 0 * 10,34 246
"a* m 9 1 .22 85,00 9,3 8,1 Total (F ) T 39.63 3 9 .0 2 39.64 38.71 - 1 ,5 -1 3 ,2 46.75 35.80 1 .1 4 * 5 ,84 130
m. - m 11,72 11,72 13,9 13,3 Un iba il-Rodam co  (F ) 127 ,65 1 27 ,3 5 127,35 127 ,35 - 0 ,2 -1 6 ,1 160,25 104 ,37 0 ,9 5 1x 5 ,50 <1
m  m 3 3 ,89 32,19 25 ,3 7,1 U niCred it Group ( I)  T 1 ,84 1 ,7 7 1,86 1 ,77 - 3 ,5 -2 0 ,3 2.68 1,44 0 ,0 0 ix 1 ,69 922

mm 3 8 .93 35.26 15,6 13,9 U n ilever (N L) T 22.68 2 2 .7 9 22.79 22.34 +0,5 +0.4 23.46 16.58 0 .2 0 * 2 .04 25Ml 20,11 20,11 11,9 11,0 VINCI (F) 39,46 39,61 39,61 38,70 +0,4 +0,3 44,88 30,09 0 ,5 2 * 4 ,0 9 11
m 2 1 ,56 21,56 8,1 7 ,9 V ivend i (F) 19,33 17,68xD 18,00 17,68 - 8 ,5 -1 5 ,5 21,50 16,45 1 ,4 0 ,x 7 ,92 79

m 9 ,5 7,9 Stoxx Europe 50 2457 ,57 2 436,71 2 475,20  2 433,49 - 0 ,8 -5 ,5 2 717,52 1993,88 104 ,50 4 ,2 9  144940
m 4 7 ,25 47,25 18,0 14,0 ABB Ltd . (CH ) 14,31 1 4 ,43 14,54 13,95 +0,8 +9,3 16,78 10,25 0 ,0 0 1x 0 ,00 70

m „ , m 34,94 34,94 9 ,6 6,8 Anglo A m erican  (G B) 30,20 3 1 ,02 31,09 29,87 +2,7 +3,9 34,75 15,94 0 ,44$*· 2 ,70 9
mmwmïm m 4 1 ,23 41,23 6 ,7 6,2 AstraZeneca (G B ) 33.61 3 3 ,22 33.37 3 3 .22 - 1 ,2 +2.2 36,50 26.85 1,0 5 £ * 4 60 6• Ml 3 4 ,85 34,85 8 ,9 6,5 B a rc la ys  (G B) 3 ,78 3 ,6 9 3 ,7 8 3 ,63 - 2 ,4 +23,8 4,48 2 ,60 0 .0 2 E * 4 ,24 119

m 3 7 ,78 35,40 14,7 11,3 BG Group (G B) 12,55 1 2 ,50 12,60 12,40 - 0 ,4 -0 ,8 14,14 11,40 0 ,0 7 £ * 1,14 5
m 4 2 .29 42.29 12,0 7 ,9 BHP B illito n  (G B) 22.66 2 2 ,49 22.76 21.91 - 0 ,8 +1,5 26.85 14.79 0 ,4 2 $ * 2 .72 97

* ■ Ml 117,41 106,62 8 ,2 6 ,7 B P (G B) 6 ,69 6 ,71 6,78 6 ,60 +0,3 +0,6 7,57 5,31 0 .1 4 $ « 5 ,83 1525
äi» «1 4 1 ,79 41,79 11,8 10.9 B rit. Am . Tobacco (G B) 24,62 2 4 ,36 24,79 24,21 - 1,0 +6,8 26.40 18,41 0 .7 2 E * 4 ,56 5
>m Mt- 53.64 48.87 7,4 7 ,0 Credit S u isse  NA (CH) 32.62 3 2 .43 32,90 31.91 - 0 ,6 -6 ,0 40.47 27.82 2 ,0 0 F 1x 4,31 19Mt 3 0 ,02 27,21 15,8 14,5 Diageo (G B) 12,71 12.83G 12,83 12,83 +0,9 +6,7 13,34 9,49 0 ,1 5 £ * 3 .18 <1

m 236 ,23 236 ,23 17,5 15,9 E ricsson  B  fr  SE 8 ,37 8 ,1 9 8 ,39 8 ,19 - 2 ,2 +26,8 9,22 5,97 2 ,0 0 K 'X 2,51 55
« 6 7 .86 62.18 9 ,6 9 ,6 G laxoSm ithK line  (G B) 14.12 1 4 .25 14.25 13.95 +0,9 -2 .7 15.07 11.30 0 ,1 5£4x 4 86 16Mt 110 ,35 110 ,35 15,0 10,5 HSBC Hold . (G B ) 7 ,64 7 ,5 3 7,69 7 ,5 3 -1 ,4 -3 ,5 8,59 5,65 0 ,10$4x 3 ,20 98

m " / m m 189 ,07 179 ,60 17,3 14,9 N estlé NA (CH) 36,33 3 6 ,8 6 36,89 3 6 ,08 +1,5 +9,2 38,21 25,28 1 ,60F1x 3 ,03 93
+7 Ml ’ 143 .15 132.53 9,5 8.9 Novartis NA (CH) 38.07 3 8 .56 38.57 37.93 +1,3 +1,5 41.26 27.56 2 .1 0 F1x 3 7 ? 69SB 4 8 ,10 44,33 8,2 6,4 Rio  Tinto (G B) 37,63 37,21 38,38 36,94 - 1,1 ±0,0 46,65 21,34 0 ,2 9 £ * 2 ,09 83

116 ,63 116 ,63 12,4 11,2 Roche H o ld . (CH ) 115,95 1 18 ,3 0 118,35 115 ,15 +2,0 -0 ,6 127,90 92,09 6 ,0 0 F1x 3 ,47 11
6 6 ,72 66,72 9,8 7,0 Royal Dutch S h . A (G B) 22,38 2 2 ,25 22,38 22.07 - 0 ,6 +5,6 23.84 16.59 0 ,3 2 4x 6 4 ? 166
3 3 ,46 33,46 14,6 13,6 Tesco  (G B) 5 ,14 4 ,9 8 5 ,10 4 ,98 -3 ,1 +3,2 5,28 3 ,80 0 .0 9 E * 2 ,95 <1Mt 6 0 ,68 56,77 9 ,2 7,3 UBS NA (CH) 11,30 1 1 ,2 4 11,45 11,17 - 0 ,5 +4,4 13,03 8 ,15 0 ,0 0 1x 0 ,00 279

m 81.48 73.90 8,8 8,3 Vodafone (G B) 1 .65 1 .6 7 1.67 1.64 +1,0 +5.5 1.77 1.26 0 .0 3 E * 5,46 255

Deutsche Bank
Börsenkennzahlen von Deutsche Bank Equity Research. Alle Angaben ohne Gewähr. k.A.=keine Angaben; i  = auch imS Börsenkenr 
Euro Stoxx 50 enthalten;? = auch im Stoxx Europe 50 enthalten; Die Dividenden sind die letztgezahlten Ausschüttun­
gen in Landeswährung. Hochzahl hinter Dividende: Zahl der Ausschüttungen je Jahr; Dividendenrendite: Brutto- 
hlten Jahresdividende; Das r ............................................................................ .... ' “  ......................... ....  ' ‘ '

franffurter Allgemeine
Dividendenrendite aut Basis der letztgezahlten Jahresdividende; Das 52-Wochen-Hoch/Tief wird berechnet auf Basis von Tageshoch· und -tlefkursen bereinigt um Kapitalmaßnahmen; Börsenkapitalisierung: Berech­
nung ausschließlich mit der relevanten Gattung (x Streubesitzfaktor); KGV: Kurs/Gewlnnverhältnis auf Basis der Ergebnisse je Aktie vor Goodwillabschreibung, im Einzelfall werden Gewinnschätzungen der Deutschen 
Bank durch Angaben von IBES ergänzt;. Dividendenrendite und KGV berechnet von vwd auf Basis von Verlaufs- bzw. Schlusskursen am Börsenplatz Xetra, bzw. Frankfurt..

Europäische und amerikanische Börsen

Die Kursverluste an den Aktienmärkten setzen sich fort
Die europäischen Aktienmärkte haben am Don­
nerstag überwiegend weitere Kursverluste ver­
zeichnet. Allerdings setzte sich die Frankfurter Bör­
se zunächst von der europäischen Tagestendenz ab 
und fiel erst am späten Nachmittag ebenfalls in die 
Verlustzone. Zu dem Abgabedruck trugen Aussa­
gen des EZB-Präsidenten Jean-Claude Trichet auf 
einer Pressekonferenz der Europäischen Zentral­
bank bei. Trichet sagte zwar, die Wirtschaftskraft 
des Euro-Raums werde in „moderatem“ Tempo 
wachsen. Das Konjunkturumfeld sei allerdings von 
Unsicherheit geprägt. Es sei nicht darüber beraten 
worden, in Reaktion auf die Finanzkrise Staatsan­
leihen aufzukaufen, sagte Trichet. Damit schwand 
an den Börsen der Auftrieb, den vorher verschiede­
ne erfreuliche Unternehmensberichte gebracht hat­
ten. Dies belastete besonders europäische Finanzti­
tel. Auf den Leitindex für Standardwerte aus dem 
Euro-Raum, den Euro Stoxx 50, drückte zudem der 
hohe Kursverlust von knapp 10 Prozent des franzö­
sischen Unterhaltungskonzerns Vivendi. Der Euro 
Stoxx 50 lag am späten Nachmittag 1,2 Prozent 
schwächer bei 2648 Punkten.

In Frankfurt verlor der Dax 0,1 Prozent auf 5955 
Punkte. Besonders die Commerzbank-Aktie -  nach 
guten Quartalszahlen -  sowie die Autotitel BMW 
und Volkswagen stützten den Index mit Kursgewin-

nen von zum Teil mehr als 2 Prozent. Allerdings 
zeigte sich die Aktie des Versicherungskonzerns Al­
lianz mehr als 5 Prozent schwächer.

In London gab der FTSE-100-Index 0,6 Prozent 
auf 5311 Punkte ab. Kursverluste der Großbank 
Barclays von mehr als 5 Prozent drückten den In­
dex. Die Aktie der Royal Bank of Scotland verbillig­
te sich um mehr als 4 Prozent. In Paris verlor der

Dax im Tagesverlauf (Xetra)
6025
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Eröffnung: 5919.94 Verlauf: 5944,29 (-------Vortag 5958,45)

Veränderung in Prozent am 6. Mai 2010 (16.35 Uhr) 
Gewinner Verlierer

SMA Solar Techn. +5,36 Vivendi (F) -9,28
Smartrac (NL) +5,33 Intesa Sanpaolo (!) -6,74
MTU Aero Engines +4,37 Telecom Italia (I) -6,25
Conergy +3,64 ING Groep (NL) -5,43
Wacker Chemie +3,16 Allianz SE vink NA -5,30
EADS(NL) +2,68 Pfleiderer -5,12
Errechnet auf Basis des H-Dax und des Eurostoxx 50

CAC-40-Index 1,2 Prozent auf 3592 Punkte. Neben 
Vivendi gaben die Anleger Bankentitel wie Société 
Générale in den Markt. In Zürich fiel der SMI um 
0,6 Prozent auf 6410 Punkte.

Der Aktienmarkt in New York präsentierte sich 
am Donnerstag leichter. Auf den Indizes lasteten 
schwache Zahlen aus dem Einzelhandel. Elf von 
17 Einzelhändlern blieben mit ihrem Umsatz hin­
ter den Erwartungen zurück, wie der Discounter 
Costco Wholesale und die Modekette Gap. Damit 
dämpften sie die Hoffnung auf eine schnelle Erho­
lung der Wirtschaft. Die Zahlen seien enttäu­
schend, hieß es im Aktienhandel. Der Dow-Jones- 
Index der Standardwerte fiel im Handelsverlauf 
um 0,4 Prozent auf 10 828 Punkte. Der breiter ge­
fasste S&P-500-Index verlor 0,4 Prozent auf 1161 
Punkte. Der Composite-Index der Technologiebör­
se Nasdaq fiel um 0,6 Prozent auf 2388 Punkte.

Am Mittwoch schloss der Dow-Jones-Index 0,6 
Prozent niedriger bei 10 867 Punkten, der 
S&P-500-Index fiel um 0,7 Prozent auf 1166 Punk­
te und der Nasdaq Composite um 0,9 Prozent auf 
2402 Punkte. An der New York Stock Exchange 
wechselten am Mittwoch 1,5 Milliarden Aktien 
den Besitzer. 625 Werte legten zu, 2462 gaben 
nach und 78 blieben unverändert. 49 Titel hatten ei­
nen Höchststand, 42 ein neues Tief. hlrVReuters

Europäische Börsen Börsen Asien, Australien, Afrika
Euronotierungen

Amsterdam
5.5. 6.5. 6.5. 

Auslandsbörse Inland €

Aegon 5,02 4,93 4,958
Ahold Kon. 10,01 9,95 9,993
Akzo Nobel 42,35 42,86 42,785
ArcelorMittal 28.17 28,43 28,37
ASML Hold. 24,58 24,59 23,955
Boskalis Cert. 31,96 32,50 32,54
Crown van Gelder /,öü 7,41
Crucell 15.43 15,66 15,47
CSM 23,37 23,95 23,63
DSM 32,72 32,30 32,38
Grontmij 17,15 17,32 16./2
Heineken N.V. 34.55 34,62 34,28
Imtech 22,56 22,46 22,335
ING Groep 6,40 6,11 6,10
Océ N.V. 8,28 8,24 8,71
Philips Eiectr. 24,20 24,28 24,27
Randstad Hold. 36,03 37,08 3/^ 6
Reed Elsev. N.V. 8,88 9,01 8,805
Robeco 21,52 21,47 21,55
Rolinco 18.93 18,81 18,70
Rorento 46,79 46.85 46,67
Royal BAM Group 5,30 5,36 5,198
Royal Dutch Sh. A 22,42 22,20 22,25
Royal KPN 10,80 10,84 10,85
Royal Wessanen 3,06 3,04 3,(1?
SBM Offshore 14,11 14,00 14,15
TNT N.V. 21,45 21,34 21,39
TomTom 5,62 5,46 5,52
Unilever 22.60 22,71 22,79
Van der Moolen 0,020 0,020 0,02
Wolters Kluwer 15,26 15,45 15,33

M a d rid 5.5. 6.5. 6.5.
Abertis Infraestr. 12,32 12,40 11,885
Acciona 68,05 67,74 70,68
Acerinox 13,93 13,93 13,92
ACS 31.79 31,36 32,25
Antena 3 TV 6,40 6,17 6,1/
Banco Santander 8,40 8,15 8,138
Banesto 6,96 6,75 6,864
Bankinter 5,06 4,88 5,006
BBVA 8,76 B 39 8,599
Criteria CaixaCorp 3,57 3,48 3,53/
Enagás 14,20 14,00 14,1 /b
Endesa 20,50 20,17 PIIAbh
Ferrovial 6,09 5.88 6,185
Fom-Constr. FCC 22,92 22,50 22,91
Gas Natural 11,93 12,13 12,28
Grupo Banco Popular 4.71 4,50 4,626
Iberdrola 5,48 5,42 5,4?
Iberia 2,35 2,32 2,264
Inditex 43,81 44,03 43,225
Indra 14,30 14,34 14,325
Mapfre 2,29 2,25 2,185
Metrovacesa 10,28 9,70 9,548
Red Eléctrica 34,68 33,80 34,29
Repsol YPF 16,53 16,25 16,50
Sacyr Valleherm. 5,04 4.77 5,018
Telecinco 10,03 9,96 10,45
Telefónica 16,13 15,94 15,95

M a ila n d 5.5. 6.5. 6.5.
Ass. Generali 15,00 14,48 14,50
Atlantia 15,52 15,17 15,165
Autogrill 8.68 8,73 8,40
Bulgari 6.11 6,22 b.UU
Buzzi Unicem 6,43 6,33 t>,??
Davide Campari 7,69 7,69 7,56
Edison 0,99 0,99 0,99
Enel 3.78 3,72 3,723
Eni 16,46 16,05 1B0?
Exor 13,10 12,87 12,47
Fiat StA 9,06 9,04 9,05
Finmeccanica 8.98 9,03 9,15
Geox 4,66 4,68 4,65
Impreglio 2,21 2,18 2,124
Indesit 9,62 U,5? ? , :«
Intesa Sanpaolo 
Italcementi

2.27
7,85

2,14
7.84

2,20
8,03

Luxottica 19,87 19,97 19,97
Mediaset 5,56 5,54 5,545
Mediobanca 6,56 fi?n 6,334
Mediolanum 3,62 3,56 3,543
Mondadori Editore 2,66 2,62 2,549
Parmalat 1,94 1,94 1,91
Pirelli & C. 0,43 0,44 0,436
RCS MediaGroup 1,30 1,30 1,263

Saipem 27,18 26,93 27,00
Telecom Italia 1,00 0,95 0,986
UniCredit Group 1,82 1,76 1,774

P a r is 5.5. 6.5. 6.5.
Accor 40,29 40,49 40,255
Air France-KLM 10,73 10,73 10.75
Air Liquide 84,13 84,45 83,11
Alcatel-Lucent 2,26 2,15 2.16
Alstom 42,04 41,31 42,015
Atos Origin 36,34 36,46 35,385
AXA 13,47 12.95 12,93
BIC 56,73 57,00 56,50
BNP Paribas 47,78 47,40 48.33
Bouygues 34,18 33,98 34,20
Bull 3,34 3,38 3.31
Cap Gemini 36,65 38,11 36,90
Carrefour 36,29 35,65 35.55
Casino Guich. 62,67 61.98 63,03
Club Méditerranée 12,28 12,26 12.12
Crédit Agricole 10,15 10,02 10,125
Danone 41,86 42,17 41,64
EADS 13,81 14,17 14,22
Ed F 40,37 39,82 39,87
Euro Disney 4,39 4,20 4.22
Faurecia 13,50 13,67 13,81
France Télécom 15,86 15,78 15.80
GDF Suez 26,18 25,66 25,73
Groupe Eurotunnel 6,60 6,53 6.532
Groupe SEB 55,43 55,19 55,14
Imerys 44,58 44,20 43.045
Lafarge 50,32 49,53 50,55
Lagardère 27,55 27,59 27,23
L’Oréal 76,77 74,80 74.95
LVMH Moët Hennes. 84,01 84,68 84,85
Michelin 52,10 52,93 51,72
Pernod Ricard 62,42 62,78 61,49
Peugeot 20,45 20,50 20.60
Pinault-PR 99.32 99,71 98,91
Renault 32,95 32,82 33,32
Rhodia 16,01 15,57 15,80
Saint-Gobain 34,00 34,08 34,51
Sanofi-Aventis 50,95 50,61 50,67
Schneider Eiectr. 79,61 ' 80,25 82,73
Société Générale 38,30 36,76 36.83
Sodexo 45,59 45,77 45,83
STMicroelectroniGS 6,64 6,67 6,566
Technicolor S.A 0,72 0,72 0,706
Technip Sa 57,68 55,99 57,03
TF1 12.97 12,93 12,82
Thales 27,35 27,57 27.025
Total 39,47 38,88 39,015
Unibail-Rodamco 127,85 128,55 127,35
Valeo 23,26 23,20 23,015
Vallourec 141,00 140,30 141,25
Veolia Environnem. 23,23 23,12 23,195
VINCI 39,43 38,50 39,605
Vivendi 19,28 17,62 17,68

W ie n 5.5. 6.5. 6.5.
Agrana Beteil. 73,64 73,05 73.49
Andritz 43,80 42,96 43,00
AT&S Austria 9,61 9,21 9.23
bwin Interactive 38,40 37.03 36,95
BWT 21,58 21,55 21,51
Erste Group Bank 30,18 29,19 29,50
EVN 12,25 12,00 11,95
Flughafen Wien 39,75 39,30 39,25
Immofinanz 2,85 2,72 2,70
Intercell 18,55 18,39 18,38
Mayr-Melnhof 70,50 69,02 68,60
OMV 26,04 26,22 26,20
Österreich. Post 20,70 19,10 19,29
Palfinger 19,20 19,31 19,26
Raiffeisen Int.Bk. 34,23 32,79 32,95
RHI 22,50 23,30 22,39
Schoelier-Bleckmann 38,70 38,01 38,10
Semperit 30,48 30,82 30,08
Strabag SE 18,80 18,77 18.60
Telekom Austria 9,65 9,52 9,605
Verbundgesell.Ö.E. 27,90 27,61 27,64
Vienna Insurance 35,66 34,65 35,05
Voest-Alpine 25,85 25,40 25,24
Wienerberger 13,06 13,12 13,24
Zumtobei 14,69 14,47 14,51

Fremdwährungen 
London i g b p )____________________________

5,5. 6.5. 6.5.
Auslandsbörse Inland €

3i Group 266,80 264,20 3,045
A. B. Foods 985.00 984,00 11,525
Admiral Group · 1282,00 1281,00 14,97
All. Irish Bks (IRL)I 1,31 1,27 1,257
Alliance Trust 328,00 327,80
AMEC 810,00 810,00 9,66
Anglo American 2576,50 2604,00 31,015
Antofagasta 885,50 893,50 10,29
ARM Holdings 246,20 246,80 2,892
AstraZeneca 2852,00 2835,50 33,215
Autonomy Corp. 1726,00 1723,00 20,02
Aviva 328,00 325,00 3,799
BAE Systems 342,90 344,60 3.917
Bank of Ireland 1,50 1,47 1,48
Barclays 322,75 306,45 3,688
BHP Billiton 1886,00 1896,00 22,49
BP 565,00 568,80 6,707
Brit. Airways 
Brit. Am. Tobacco

209,28 207,80 2.377
2054,50 2064,00 24,36

Brit. Land 452.70 453,20 5,405
Brit. Sky Broadc. 601,50 606,00 7,039
BT Group 120,80 117,80 1,39
Bunzl 734,50 741,00 8,564
Burberry Group 664,50 687,50 7,683
Cable & Wireless 59,25 59,55 0,726
Cairn Energy 385,44 392,40 4.524
Capita PLC 809,50 821,50 9,453
Carnival Corp. 2700,00 2676,00 32.08
Centrica 292,70 294,10 3,424
Cobham 258,90 246,50 3,008
Compass Group , 514,50 516,50 5.709
Diageo 1081,00 1089,00 12,83
Drax Group 
Eurasian Natural

348.40 347,90 3,99
1077,00 1049,00 12,83

Experian Group 600,50 606,50 6,979
FirstGroup 370,80 371,80 4,296
Foreign Col.lnv. 279,30 277,20
GKN 130,20 130,00 1,499
GlaxoSmithKline 1192,50 1187,50 14,251I

266,00 264,30 3,085
Hammerson 363,80 363,70 4,182
HSBC Hold. 652,60 634,00 7,53
ICAP 359,70 362,70 4,129
Imperial Tobacco 1848,00 1830,00 21,70
InterCont. Hotels 1093,00 1091,00 13,07
Intern. Power 317,90 317,40 3)58§
Invensys 319,10 316,70 3,705
ITV 63,20 62,80 0,717
Johnson Matthey 1687,00 1685,00 19,95
Kingfisher 232,90 234,50 2,70
Land Securities 627,00 631,50 7,20
Legal & General 81,10 81,25 0,923
Liberty Int. 467,50 469,10 5,488
Lloyds Bank.Group 60,10 58,71 0.701
Logica 134,30 137,70 1,555
London Stock Ex. 655.50 649,50 7,547
Lonmin 1737,00 1752,00 20,34
Man Group 227,00 225,80 2,759
Marks & Spencer 351,20 350,90 4,066
Misys 224,50 227,20 2,52
Morrison Superm. 
National Grid

278,80 272,00 3,171
626,00 617,88 7,326

Next 2181,00 2231,00 25,54
Old Mutual 111,80 113,20 1.286
Pearson 987,50 990,00 11,45
Petrofac 1074,00 1086,00 12,57
Provident Fin. 852,00 859,50 10.005
Prudential Corp. 549,00 556,00 6,688
Randgold Res. 
Reckitt Benckiser

5445,00 5610,00 62,00
3386,00 3376,00 39,805

Reed Elsevier 498,60 507,00 5,90
Rexam 312,70 322,10 3,644
Rio Tinto 3189,50 3140,50 37,21
Rolls-Royce Group 569,00 564,50 6,646
Royal Bk of Scotl. 50,40 48,52 0,567
Royal Dutch Sh. A 1907,50 1881,50 22,25
Royal Dutch Sh. B 
RSA Insurance

1840,00 1814,50 21.67
118,10 119,80 1.379

SAB Miller 1948,00 1962,00 23,39
Sage Group 
Sainsbury PLC

241,50 242,00 2.738
332,60 328,10 3,829

Schroders 1309,00 1419,00 15,28
Schroders(Non V.) 1061,00 1132,00 12,35
Scot.&South. En. 1079,00 1090,00 12,80
Severn Trent 1148,00 1138,00 13,42
Shire PLC 1433,00 1434,00 16,70
Smith & Nephew 
Smiths Group

660,00 670,00 7,771
1088,00 1090,00 12,89

Spirent Comm. PLC115,50 112,80 1,268
Standard Ch. PLC 1690,50 1634,50 20,02

Standard Life 192,80 194,30 2,18
Tesco 428.25 421,30 4,975
Thomas Cook 237,00 236,40 2,735
Tomkins 228,50 237,30 2,66
TUI Travel 260.20 260,40 2,988
Tullow Oil PLC 1071,00 1095,00 12,695
Unilever 1907,00 1917,00 22,90
United Utilities 535.50 531,00 6,244
Utd. Business M. 532,50 529,00 6,431
Vedanta Res. 2394.00 2389,00 27,685
Vodafone 140,15 140,00 1,667
Whitbread 1460.00 1445,00 17,045
Wolseley 1541.00 1561,00 17,98
Xstrata 992,00 1008,00 12,00

M o sk a u  (u s d ) 5.5. 6.5. 6.5.
Gazprom 5,59 5,42
Gazprom Neft 5,50 5,50
Lukoil 55,90 54,89
MMC Norilsk Nickel166,50 163,50
Rosneft 7,60 7,50
Rostelecom 4,65 3,95
Sberbank 2,50 2,44
Surgutneftegas 1,00 0,96
Tatneft , 4,79 4,68

S to c k h o lm  m  s .s. 6.5. 6.5.
ABB Ltd. 137,40 139,70 14,43
AstraZeneca 323,40 323,70 33,215
Electrolux B fr 181,00 178,40 18,185
Ericsson B fr 80,80 79,15 8,19
Handelsbank. B fr 195,40 192,00 19,785
Hennes & Mauritz 459,50 453,20 47,165
Holmen B 174,50 182,00 17,695
Investor B fr 129,50 129,90 13,02
Nordea Bank AB 64,85 63,50 6,511
Sandvik 96,30 95,45 9,82
SAS 1,11 1,06 0,12
SCA B fr 90,45 90,40 9,357
Scania B fr 119,70 118,20 12,00
SE Banken A fr 45,88 44,03 4,489
Secufitas B fr 72,75 72,60 7,471
Skanska B fr 116,20 116,10 11,695
S K F B fr 139,00 139,10 13,905
Statoil ASA 138,00 137,00 17,665
Trelleborg B fr 49,70 48,40 4,98
Volvo B 85,25 84,50 8,765

Z ü ric h  (c h f ) 5.5. 6.5. 6.5.
ABB Ltd. 20.41 20,37 14,43
Actelion NA 43,11 42,67 30,04
Adecco NA 61,30 60,05 42,165
Baloise NA 81,00 80,15 56,70
BB Biotech NA 65,60 65,70 46,60
Clariant NA 13,88 14,16 10,05
Credit Suisse NA 46,44 45,34 32,425
Fischer Ge. NA 361,00 350,00 252,35
Forbo Hold. NA 449,00 442,75
Geberit 177,30 177,10 126,35
Givaudan NA 915,50 915,00 635,80
Holcim Ltd. 77,25 77,75 55,54
Ju lius Bär NA 34,85 33,74 23,97
Kudelski Inh. 29,15 29,60 20,77
Kuoni NA 369,50 369,75
Lindt&Spr. PS 2290,00 2301,00 1621,20
Logitech NA 16,99 17,06 12,03
Lonza Group 81,10 80,85 56,18
Nestlé NA 52,10 51,80 36,86
Nobel Biocare NA 22,41 22,90 15,90
Novartis NA 54,55 54,15 38,56
OC Oerlikon NA 48,40 48,05 34,13
Richemont 38,31 38,61 27,525
Roche Hold. 165,70 166,10 118,30
Roche Inh. 172,00 172,00 120,75
Schindler PS 91,80 90,55 64,30
Schweiter Inh. 572,00 555,00 396,15
SGS S.A. NA 1393,00 1418,00 970,15
Sika Inh. 1880,00 1874,00 1321,00
Sonova Hold. NA 133,40 134,70 94,98
Sulzer NA 100,50 99,30 69,21
Swatch Group Inh.. 307,10 308,30 219,40
Sw iss Life Hold. 125,20 125,40 88,86
Sw iss Re NA 44,61 45,55 32,33
Swisscom NA 364,50 372,80 265,30
Syngenta 266,60 268,60 191,45
Synthes Hold. 123,30 125,30 88,46
UBS NA 16,16 15,84 11,24
Valora Hold. NA 260,25 262,25
Vontobel Hold. 28,60 28.60 19,78
VP Bank 115,30 113,60 79,51
Zurich Fin.Serv. NA 234,30 236,20 167,80

Bangkok (THB)
4.5. 6.5. 6.5.

Auslandsbörse Inland €

Bangkok Bank 123,50 120,00 2,85
Delta Electronics 21,80 21,90
Kasikornbank PLC 97,25 93,50 2,138
Thai Airways 26,00 26,50

H onqkonq  ih ko iI 5.5. 6.5. 6.5.
Bank of China 3,93 3,95 0,39
Bank of Comm. 8,49 8,35 0,835
Bank of East Asia 27,35 27,25 2,673
B0C (HK) 18,32 17,80 1,77
Cathay Pacific 16,00 15,68 1,541
CCB 6,20 6,23 0,611
Cheung Kong 94,00 92,05 9,358
China Life Insurancei 34,10 34,10 3,40
China Light & Power 54,40 54,35 5,378
China Mobile 75,60 75,20 7,553
China Nat. Offs. Oil 13,26 12,96 1,31
China Petroleum 5,96 5,91 0.59
Esprit 51,70 52,10 5,24
Hang Lung Group 3 /,8b 37,60 3,636
Hang Seng Bank 106,90 106,20 10,535
HK Exchange 125,80 124,60 12,585
Hongk.& China Gas 18,70 18,70 1,843
Hongkong Eiectr. 45,90 45,60 4 626
HSBC Hold. 77,55 76,90 7,53
Hutchison Whamp. 52,65 52,60 5,21
Li Fung 39,05 37,20 3,78
MTR 26,75 26,15 2,617
New World Develop. 13,20 12.88 1,263
PCCW 2,31 2,27 0,226
Petrochina 8,73 8,69 0,874
Ping An Insur. 63,10 62.30 6,249
Shanghai Industries 32,35 31,80 3,22
Sino Land 13,46 13,58 1,323
Sun Hung K.P. 104,70 102,90 10,145
Swire Pacific A 85,50 81,05 a
Wharf Holdings 40,90 41,15 4,018
Wheelock 23,65 22,50 • 2,20

Ja k a rta  (io r i 5.5. 6.5. 6.5.
Astra International 43450 41900 3,453
Indocement 15250 15050 1,234
Indosat 5650,00 5650,00 0,455

Johannesb.(ZAR) 5.5. 6.5. 6.5.
AECI Ltd. 67,00 68,25 6,831
Anglo American ?S8,3B auo.bb 3101S
Anglo Gold 312,92 312,46 31.75
Anglo Platinum 756,43 736,99 76,50
Arc.Mittal. S . Africa 80,83 80,50 8,091
Barlow World 48,93 47,00 4 82 /
Gold Fields Ltd. 99,29 100,98 10,25
Harmony 71,66 72,94 7,50
Highveld Steel&Van. 80,50 78,20 8,092
Impala Platinum 195,64 195,44 19,80
Nedcor(Nedbank) 129,84 133,00 13.11
SAB Miller 226,75 225,12 23,39
Sasol 293,45 289,51 29,40

S ch a n gh a i (CNY) 5.5. 6.5/ 6.5.
Aluminium Corp. 11,11 10,52
Bank of China 4,13 4,05
Baosteel Group 6,72 6,44
China Citic Bank 5,89 5,50
China Life 26,02 24,91
China Merchants Bk . 13,95 13,31
China Petroleum 9,88 9,33
Ind. a. Comm. Bank 4,50 4,40
Industrial Bank 29,42 27,56
Ping An Insurance 48,77 46,24

S eou l m i 4.5. 6.5. 6.5.
Hyundai Motor 138000 136500
Poseo 48/500 485500
Samsung Elec. 834000 814000
Samsung Heavy 24900 23600
SK Telecom 172500 171000

SinqapurtsGD) 5.5. 6.5. 6.5.
City Develop. 10,32 10,36 5,603
Dairy Farm $ 7,00 6,88 5,26
DBS Grp. Hold. 14,64 14,66 8,09
Hongkong Land $ 5,01 5,02 3,775
Jardine Matheson $ 37,12 34,70 27.49
Keppel Corp.Ltd. 9,19 9,14 5,256
Mandarin Orient 1,65 1,59
Nept. Orient. Lines 2,03 2,03 1,088
Singapore Airlines 14,72 14,60 8,00
Singapore Land 6,76 6,76 3,709

Amerikanische Börsen
Dow Jones Industrial Average

Börsen-
chen wert 

Tief in Mid. $
6.5.10 
16.35 h

Veränd. in % seit 6.5.10 
5.5.10 31.12.09 Inland €

90 ,25 55,23 61,49 3NI Co.
17 ,60 8,33 13,59 Alcoa
49 ,19 22,00 53,18 American Express
28 ,73 23,19 150,50 AT & T  Inc.
19 ,86 10,57 148,29 Bank of America
76 ,00 38,92 49,78 Boeing Co.
72 ,83 30,01 39,25 Caterpillar Inc.
83 ,41 60,88 161,75 Chevron Corp.
27 .74 17,61 155,99 Cisco Sys.
59 .45 42,51 124,93 Coca Cola Co.
37 ,98 22,05 64,99 Disney Co.
41 ,45 23,91 34,24 DuPont Co.
76 ,54 63,56 315,93 Exxon Mobil Corp.
19 ,70 10,50 182,46 General Electric
54 ,75 33,40 120,86 Hewlett-Packard
37 ,03 22,27 59,33 Home Depot
134,25 99,50 170,73 IBM
24 ,37 15,00 123,59 Intel Corp.
66 ,20 53,54 179,38 Johnson & Johnson
31 .09 24,40 43,66 Kraft Foods
71 ,84 52,94 79,43 Me Donald's
41 ,56 24,28 107,61 Merck&Co.New
31 ,58 19,011 276,14 Microsoft
48 ,20 21,86 157,32 Morgan (J .P .)
20 ,36 13,85 115,37 Pfizer
64 ,58 47,00 185,29 Procter & Gamble
54 ,83 37,22 29,81 Travelers Comp.
77 ,09 49,00 52,25 United Technologies
34 ,13 28,31 81,24 Verizon
56 ,27 47,35 213,19 Wal-Mart Stores

New York ( u s d >

5.5. 6.5. 6.5. 
Auslandsbörse Inland €

Abbott Labor 50,15 49,98 39,50
Accenture Ltd. 42,17 41,98 32,83
Aetna Inc. 29,22 29,68 22,785
Aflac Inc. 48,14 48,25 37,40
Agilent Techno. 
Air Prod. & C.

34,76 34,42 27.10
74,14 73,91 57,80

AK Steel 15,87 16,01 12.48
Allegheny Energy 20,75 20,53 16.14
Allegheny Tech. 50,55 52,54 39.43
Allergan Inc. 62,82 62,91 48,915
Alliant Energy 33,50 32,92 25,9/5
Allstate 32,69 32,99 25,26
Altria Group Inc. 21,22 21,08 16,53
Am. Electric Power 33,37 32,64 25,955
Am. Inti. Group 37,70 38,02 29,9/
Am. Tower Corp. 40,88 40,90 31,58
AMD Inc. 8,58 8,52 6,72
Ameren 25,49 25,24 19,84
AMR 7,12 6,9/ 5,52
Anadarko Petr. 61,83 62,18 49,38
Aon Corp. 42,01 41.92 32,6/
Apache Corp. 99,30 98,21 78,00
Archer-Daniels 26,45 26,30 20,85
ASA Ltd. 27,19 27,33 21.08
Ashland Inc. 57,84 57,85 44,965
Avery Dennison 38,26 38,09 29,795
Avis Budget 13,35 13,53 10.38
Avon Products 30,21 29,73 23,505
Baker Hughes Inc. 47,32 46,97 36,58
Ball Corp. 52,19 51,87 39,94
Bank of N.Y. Mellon 31,18 31,05 24,23
Barnes & Noble 21,02 20,53 16,35
Baxter Int. Inc. 45,65 45,84 35,70
Becton D.& C. 75,61 75,61 58,95
Bemis 29,39 29,22 22,725
Berkshire Hath. A 114950 114770 89283
Berkshire Hath. B 76,70 76,53 60,50
Best Buy 42,90 42,60 32,985
Blackstone L.P. 13,30 12,94 10,245
BMC Software 38,08 37,21 28.50
Boston Scientific 6,76 6,80 5,176

86,59 86,53 -0,1 +4,7 68,10
12,46 12,38 -0,6 -23,2 9,80
44,43 44,61 +0.4 +10,1 34,55
25,77 25,50 -1.0 -9.0 20,22
17,53 17 ,14 -2,2 +13,8 13,50
71,00 70 ,62 -0,5 +30,5 56,10
65,96 65,06 -1,4 +14,2 51,30
80.19 79,61 -0,7 +3,4 62,60
26.55 26,47 -0,3 +10,6 20,80
53,66 54,00 +0,6 -5,3 42 ,13
35,34 3 5 ,11. -0,7 +8,9 27,74
37,87 37 ,95 +0,2 +12,7 29,69
66,17 65 ,74 -0,6 -3,6 51,77
18,10 17 ,8 4 -1.4 +17,9 14,01
50,93 50,02 -1.8 -2.9 39,30
35,24 35 ,05 -0,5 +21,2 27,35

127,35 127,08 -0,2 -2,9 '100,00
22,18 22,22 +0,2 +8,9 17,49

i 65,14 64 ,65 -0,8 +0,4 51,08
29,75 29 ,72 -0,1 +9,3 23 ,37
70,66 71 ,27 +0,9 +14,1 56,00
35,59 35 ,23 -1,0 -3,6 26,80
29,86 29 ,67 -0,6 -2,7 23,29
42,68 42 ,15 -1,2 +1,2 33 ,60
17,18 17,11 -0,4 -5.9 13,43
62,16 62 ,06 -0.2 +2,4 48,80
50,62 50 ,92 +0,6 +2,1 39 ,54

S 73,59 73 ,52 -0,1 +5.9 57,77
28,68 28 ,60 -0,3 -13,7 22 ,50
54,77 54 ,35 -0,8 +1,7 42 ,94

BP PLC 50,99 51,24 39,79
Bristol-Myers Sq. 25,06 24,85 19,87
Burger King Corp. 20,65 20,59 16.10
Campbell Soup 35,72 35,28 27,62
Capital One 44,24 44,63 34,39
Carnival Corp. 39,60 39,01 30,795
Cdn Pacific Railw. 55,83 55,79 42,96
Centerpoint En. 14,38 14,24 11.005
Charles Schwab 18,81 18,75 14,62
Chiquita Brands 15,09 14,99 11,625
Chubb 51,98 52,20 40,425
CIGNA Corp. 32,00 33,90 24,885
Citigroup Inc. 4,18 4,19 3,30
Clorox 63,11 62,78 49,155
CNA Financial 27,15 27,57 21,055
Coca-Cola Ent. 26,96 26,99 20,77
Colgate-Palmolive 82,72 82,93 65,00
Computer Sciences 50,96 50,90 39,81
ConAgra Foods 24.50 24,28 18,86
ConocoPhillips 56.76 56,57 44,325
Consolidated Edison 45,05 44,71 34,85
Conti. Airlines 20,14 19,92 15,67
Con-Way Inc. 37,67 37,58 29,36
Cooper Industries 47,62 47,38 36,61
Corning Inc. 18,67 17,98 14,61
Crane 35,81 35,88 27,765
Crown Castle Inti. 37,26 37,70 28,72
Crown Holdings Inc. 25,19 25,20 19,60
CSX Corp. 53,82 53,88 41,89
CVS Corp. 36,06 35,67 28,06
Dana Hold. 12,62 12,71 9.655
Danaher Corp. 82,45 82,75 65,00
Deere & Co. 57.51 57,55 44,83
DeLuxe Corp. 21,07 21,17 16,375
Dominion Res. 41,78 41,24 32,52
Donnelley 21,37 21,16 16,37
Dover Corp. 51,60 50,88 40.145
Dow Chem. 28,41 28,01 22,00
Dt. Telekom 11,29 11,29 8,879
Duke Energy 16,76 16,71 13,035
Dun & Bradstreet 77.29 77,47 60,25
Eastman Kodak 6,19 5,99 4,742
Eaton Corp. 75,02 73,98 57,69
Edison Internat. 33,67 33,37 25,98
El Paso Energy 11,78 12,00 9.023
EMC Corp. 19,07 19,10 15,02
Emerson Electric 49,02 49,41 38,64

Entergy Corp. 
Enzo Biochem

79,19
5,72

77,96
5,57

61,45
4,343

Excelon Corp. 43,69 42,54 34,00
Fannie Mae 1.11 1,06 0,846
FedEx Corp. 88,56 88,68 69,74
FirstEnergy 35,72 35,39 27,65
Fluor Corp. 50,81 50.84 39,55
FMC Corp.
Foot Locker Inc.

64,00 64,00 50,28
14,87 14.60 11,555

Ford Motor 12,34 12,35 9,60
Forest Labs 27,05 26,91 21,055
Fortune Brands 50,62 50,33 39,405
FPL Group 50,94 51,36 39,70
Franklin Resources 112,43 112,14 87,65
Freddie Mac 1,43 1,35 1,08
Freeport-McMoRan 70,44 71.83 56,00
Gannett Inc. 16,29 16,04 13,06
Gap Inc. 
GATX Corp. 
GenCorp Inc.

24,68 23,70 18,885
31,47 31,54 24,40

6,21 6,13 4,802
General Dynamics 
General Mills

74,96 74,73 58,67
72,55 72,50 57,16

GlaxoSmithKline 36,19 35,76 27,77
Goldman Sachs 148,19 147,52 116,20
Goodrich Corp. 73,66 74,05 57,33
Goodyear 13,21 13,42 10,67
Grace 27,63 27,39 21,415
Grainger Inc. 108,60 108,16 84,61
Great A. & P. 7,99 6,80 6,127
H&R Block 18,32 18,10 14,125
Halliburton 29,98 29,75 23,45
Harley-Davidson 31,52 31,70 25,18
Harris Corp. 49,96 49.45 38,68
Harsco Corp. 28,60 28,70 22,045
Hartford Fin. Serv. 27,27 27,73 21,80
Hasbro Inc. 39,50 39,62 30,75
Heinz (H .J.) 46,80 46,42 36,50
Hess Corp. 61,41 60,07 47,85
Honeywell Inti. 45,88 45,82 35,775
Hospira 55,04 54,90 42,915
Host Hotels & Res. 15,92 15.80 12,10
Illinois Tool Works 49,79 49,90 39,38
Ingersoll Rand 37,36 37.20 28,86
Ingram Micro 18,06 18,06 13,81
Int. Paper 24,75 24,78 19,115
Inti. Flavors & Frag. 48,46 47,65 36,72
ITT Corp. 53,34 53,37 41,385
Johnson Controls 31,22 31,76 24,835
Kansas C.South. 39,24 39,38 <30,43
Kellogg 54,74 54,62 43,00
Keycorp 8,54 8.35 6,608
Kimberly-Clark 
Kroger Co.

61,52 61,49 47,89
22,55 22,35 17,555

Leggett & Platt 
Lilly (Eli)

23,84 23,85 18,485
35.08 35,00 27,525

Limited Inc. 26,50 25,31 20,14
Lockheed Mar. 84,84 85,20 66,22
Loews 35,83 35,86 27,805
Louis. Pacific 11,47 11.18 8,874
Lowe's 26,65 26,56 20,725
Nlacys 23,22 23,06 18,00
Manpower 52,80 53,34 41,14
Marriott Inti. 35,26 35,03 27,85
Marsh & McL. 23.49 23,46 18,09
Masco Corp. 15,47 15,31 11,80
Massey Energy 34,97 34,58 27,665
McAfee 33,99 33.63 26,445
McCormick 39,44 39,43 30,705
McDermott 25,66 25,68 19,75
McGraw Hill 31,91 31,57 24,565
MeadWestvaco 25,94 25,82 20,115
Medtronic Inc. 43,00 42,97 33,49
Meredith Corp. 35.12 34,98 26,41
MetLife 43,89 43,35 33,92
Molson Inc. A 43,41 42.96 33,375
Morgan Stanley 29,29 28.73 22,28
Motorola 6,87 6.93 5,40
Murphy Oil 56,38 56,17 43,92
Nat. Semic. 14,31 14,32 11,135
NCR 13,01 13,11 10,08
New York Tim. 9,66 9,60 7,513
Newell Rubb. 16,60 16,44 12,92
Newmont Min. 53,52 54,72 42,95
Nike 75,21 75,58 59,79
NiSource 16,20 16,04 12,47
Nordstrom Inc. 41,52 42,23 32,29

Norfolk South. 58,34 58,20 45,41
Northrop Corp. 66,88 66,33 52,40
Nucor Corp. 45,77 45,97 35.60
Nyse Euronext 30,93 30,76 24,65
Occidental P. 82,88 82,78 65,43
OfficeMax 18,15 17,80 14,045
Olin Corp. 20,30 19,93 15,79
Omnicom 41,39 41,52 31,895
Overseas Ship 45,75 45,19 35,35
Parker Hannif. 67,24 66,50 52,32
Penney (J.C .) 28,66 29,09 22,05
PepsiCo 65,20 65,47 51,30
PerkinElmer 24,00 24,00 18,50
PG & E Corp. 44,48 43,82 34,60
Philip Morris 48,71 48,38 37.81
Pitney Bowes 24,67 24,48 19,20
Potlatch Corp. 37,08 36,85 28,755
PP&L Res. 24,69 24,84 19,52
PPG Ind. 67,47 66,86 52,26
ProLogis SBI 12,61 12,45 9,669
Quantum DSS 2,85 2,85 2,156
Qwest 5.42 5,33 4,118
Radioshack 20,67 20,47 15,94
Raytheon Co.New 58,22 57,97 44,97
Regions Fin. 8,67 8,48 6.50
Reynolds America 53,55 53,16 42,165
Rockwell Automat. 59,55 59,56 46,035
Ryder System 46,28 46,62 35,785
Sara Lee 14,00 13,62 10,895
Schlumberger 67,30 66,76 52,99
Sherwin Will. 77,05 77,32 59,89
Snap-On Tools 46,31 46,35 35,905
Sothebys Hlds. 34,97 34,69 27,465
Southern Co. 34,02 33,86 26,485
SPX Corp. 67,12 67,36 52,24
Stanley Black & D. 60,01 60,19 46,72
Starwood H&R 50,92 50,60 40,06
State Street 43,41 44,17 33,76
Stryker 57,22 57,11 44,85
Sun Co. 31,68 30,89 24,39
Sun Trust B. 29,40 29,05 22,865
Supervalu 15,00 14,67 11,665
SW  Airlines 13,03 12,95 10,135
Sybase 42,49 42,24 32,945
Sysco 31,04 30,70 24,065
Target Corp. 56,06 55,62 43,375
Temple Ini. 21,78 21,71 16,96
Teradyne 11,88 11,65 9,119
Texas Instr. 25,87 25,83 20,40
Textron 23,27 23,21 18,215
The AES Corp. 11,09 10,97 8,625
The Hershey Comp. 46,98 47,08 36.57
Thomas & B. 40,68 40,97 31,54
Tiffany & Co. 47,39 46,87 36,89
Time Warner New 31,88 31,37 24,925
Timken 32,57 32,65 25,255
Tricon Gi. Rest. 41,36 41,27 32,095
Tupperware 47,58 47,61 37,00
Tyco Inti. 38.48 38,75 29,905
Union Pac. 74,29 74,00 58,55
Unisys Corp. 26,05 25,60 20,375
UnitedHealth 30,00 30,15 23,33
UPS 67,18 67,20 52,85
USG 21,91 21,66 17,03
USX-US Steel 53,83 54,92 43,905
Valero Energy 20,36 19,80 15,795
Viacom 37,67 37,60 29.18
VISA 86,43 85,94 67,50
Walgreen 35,73 35,45 27,70
Wash. Post 500,80 496,30 390,00
Washington M. 0,14 0,14 0,108
Waste Managern. 34,04 33,95 26,51
Wells Fargo 32,66 32,24 25,775
Western Digital 40,66 39,78 31,90
Western Refin. 5,14 5,12 3,841
Weyerhaeuser 47,84 47,80 37,305
Whirlpool 104,21 103,60 81,15
Williams Cos. ' 22,22 22,08 17,155
Worthington 15,59 15,93 12,085
Xerox 10,42 10,34 8,11

N a s d a q  ( u s d ) 5 .5 . 6 .5 . 6 .5 .
Adobe Sys. 32,96 33,34 26,20
Akamai Techn. 38,10 37,58 29,67
Altera Corp. 24,70 24,58 19,405
Amazon.com 130,93 129,65 102,10
Ameritrade 19,68 19,51 15,31
Amgen 56,60 56,18 44,21
Amylin Pharmac. 19,69 18,89 14,815
Apollo Group 56,99 56,48 44,97
Apple Inc. 255,97 256,62 201,70
Applied Mater. 13,22 13,23 10.315
Ariba 13,66 13,64 10,65
ASM Lithogr. 31,24 31,33 24,155
Atmel Corp. 5.77 5,71 4,50
Autodesk Inc. 31,74 31,78 25,19
Autom. Data 42,66 42,57 33,20
Baidu Inc. 689,54 685,78 541,80
Bed Bath & B. 45,21 44,58 35,15
Biogen Idee 52,70 52,39 41,355
Broadcom A 33,84 33,35 26,28
C.H.Robinson 60,71 60,94 47,395
CA Inc. 21,98 21,76 17,15
Celera 7,20 7,13 5,509
Celgene 60,24 59,76 47,00
Cephalon 63,04 62,73 49,065
Cerner Corp. 84,23 85,94 66,37
Charm. Shop. 5,99 5,83 4,547
Check point Softw. 33,62 33,07 25,79
Ciena Corp. 17,92 17,68 14,105
Cincinnati Fin. 27,90 27,94 21,75
Cintas Corp. 26,70 26,60 20.735
Citrix Sys. 45,99 45,52 35,835
Cognizant 50,99 50,93 39,81
Comast Corp. 18,73 18,1B 14,465
Comcast A 19,74 19,18 15,34
Costco 60,36 58,49 47,12
Cracker Barrel 49,39 49,61 38,48
Dell Inc. 15,77 15,59 12,50
Dentsply Int. 35,67 35,73 27,75
Directv A 35,24 3 6 J7 27,39
Discovery Comm. A 37.59 37/72 28,905
Dish Network Corp. 21,82 22,12 17,05
EarthLink 8,75 8.76 6,709
eBay 22,66 22,83 17,865
Eiec. for Imag. 13,01 12,81 9,953
Electronic Arts 19.30 18,74 14,78
Expedia Inc. 23.53 23,60 18,44
Expeditors Int. 40,64 40,70 31,70
Express Scripts 102,49 103,59 80,50
Fastenal C. 53,31 52,96 41,49
Fiserv, Inc. 50,95 50,62 39,665
Flir Systems 29.76 29,79 23,18
Foster Wheeler 26,94 26,91 21,015
Garmin Ltd. 34,19 34,82 26,395
Genzyme 53,03 52.28 41,43
Gilead Science 40,21 40.08 31,53
Google 509,76 513.88 403,00
Hansen Natural 43,15 43,45 33,595
Henry Schein 60,37 60,49 47,415
Herman Miller 20,58 20,52 15,995
Hologic 16,25 16,36 12,65
Infosys Techn. 58,93 58,60 46.115
Integrated Dev. 6,00 6.02 4.587
Intuit Inc. 36,64 36,36 28,61
Intuitive-Surgical 346,94 347,28 273,40
J .B . Hunt Tran. 36,15 36,16 28,105
Jetblue Airways 5,59 5,54 4,244
Joy Global Inc. 54,00 53,23 41,60
KLA Tencor 33,04 32,69 25.675
Lam Research 38,93 38,77 30,425
Lamar Advert. 35.13 33,87 27,79
Landstar Sys. 43.87 43,78 34,135
Liberty Global 26,47 26,15 20,38
Lineare Hold. 46,40 46,69 36,09
Mattel Inc. 22,86 22.67 17,78
Microchip T. 28,99 28,84 23,21
Millicom 84,57 84,00 66,18
Moduslink Global 8.41 8,40 6,506
Motors Liquid. 0.61 0,60 0,48
NetApp Inc. 34,07 33,85 26,87
News Corp 16,99 16,80 13.215
Nil Hold. 39,66 39,21 30,75

Singapore Press Hid. 3,84 3,86 2.024
Unit. Overs. Bk. 19,54 19,32 10,54

S y d n e y  (aud) 5.5. 6.5. 6.5.
Alumina 1,57 1,59 1,08
Amcor 6.70 6,55 4,597
Ansell 13,02 13,34 8,951
ANZ 24,11 22,45 15,62
BHP Billiton 38,74 37,60 27,00
Bougainville Coppei■ 0,65 0,61 0,415
Brambles Ltd. 7,25 7,13 4,84
Carbon Energy 0,42 0,42 0,30
CSR 1,72 1,71 1,155
Energy Resources 13,77 14,12 10,00
Foster's Group 5,42 5,42 3,771
Intrepid Mines 0,39 0,40 0,24
J .  Hardie 7,63 7,58 5,25
Leighton 35,10 34,05 23,71
Lend Lease Group 8,23 8,08 5,58
Nat. Australia Bank 26,78 25,86 18,44
Newcrest Mining 30,38 31,02 22,00
Origin Energy 15,64 15,23 10,92
Rio Tinto Ltd. 68,28 65,69 46,90
Santos 12,91 13,01 9,10
Telstra Corp. 3,13 3,08 2,21
Westpac 26,19 25,10 18,095
Woodside 44,70 44,03 31,10

Tokio  (j p y ) 30.4. 6.5. 6.5.
Aeon 1081 1042 8,638
Asahi G lass 1122 1071 8,90
Asahi Kasei Corp. 531 521 4,296
Astellas Pharma 3305 3205 26,40
Bridgestone 1574 1553 12,74
Canon Inc. 4355 4220 34,90
Cosmo Oil 254 247 2,024
Daiichi Sankyo 1638 1590 13,17
Daikin Ind. 3580 3435 28,71
Daiwa Sec. 490 461 3,90
Eisai 3225 3135 25.785
Fuji Heavy Industries 530 518 4,28
Fujifilm Hold. 3240 3110 25,62
Fujitsu Ltd. 665 659 5,47
Hikari Tsushin 1892 1861 15,44
Hitachi 418 404 3,43
Honda Motor 3215 3110 25,975
Japan Tobacco 327000 :323500 2698,70
JFÈ  Hold. Inc. 3385 3185 26,385
Kajima Corp. 239 229 1,867
Kansai El.Power 2091 2084 17,275
Kao 2300 2225 18,30
Kirin Holding 1349 1331 11,065
Komatsu 1906 1808 14,77
Konica 1189 1183 9,805
Kubota 830 796 6,612
Kyocera 9490 9100 75,22
Mitsub. UFJ Fin. 494 472 3,86
Mitsubishi Eiectr. 843 805 6,621
Mitsubishi Est. 1704 1631 13,40
Mitsubishi Heavy 380 364 2,94
Mitsui & Co. 1428 1346 11,425
Mitsumi Elec. 2067 1962 16,34
Mizuho Financ. 182 174 1,40
MS&AD Ins. 2709 2585 21,60
NEC Corp. 312 300 2,55
Nintendo 31450 30650 250,30
Nippon Steel Corp. 336 324 2,651
Nissan Motor 823 781 6,669
Nomura Holdings 655 624 5,14
NTT Data 34150Ö :335500 2798,75
NTT Docomo 146400 144600 1200,00
OKI Elec. Industry 98 94 0,77
Olympus Corp. 2866 2804 23,395
Panasonic Corp. 1382 1343 11,045
Pioneer Elec. 358 333 2,77
Ricoh 1606 1550 12,885
Sanyo Electric. 151 150 1,27
Sekisui House 899 859 7,064
Seven + 1 Hold. 2407 2361 19,50
Sharp Corp. 1226 1173 9,95
Shiseido 1971 1909 15,98
Softbank 2110 2074 17,28
Sony Corp. 3270 3160 26,335
Sumitomo M.&M. 1400 1326 11,04
Sumitomo Mit.Fin. 3120 2985 25.405
Taisei Corp. 215 204 1,611
Takeda Ch. Ind. 4050 4000 33,00
TDK 6070 6090 50,65
Tokyo El. Power 2357 2326 19,09
Tokyo Electron 6210 5970 49,95
Toshiba Corp. 548 527 4,40
Toyota Motor 3665 3550 29,53

Northern Trust 53,93 53,71 41,70
Novell Inc. 5,60 5,62 4,411
NVIDIA Corp. 14,51 14,50 11,375
Oracle Corp. 24,94 24,76 19,49
Paccar Inc. 45,15 44,62 35,51
Palm Inc. 5,77 5.80 4,51
Parametric Techn. 18,01 17.95 14,07
Patterson Comp. 31,16 31,12 24,26
Paychex 30,16 30,13 23,60
Pets Mart 32,81 32,34 25,66
Priceline.com 246,98 244,35 191,95
Protein Design 5,92 5,93 4,641
Qualcomm Inc. 37,64 37.36 29,48
Rambus 23,86 23,85 18,75
Research Motion 68,62 68,53 53,98
Ryanair Hold. 25,64 25,42 19,77
Sandisk 41.82 41,79 33,44
Sears Hold. 115,25 113,04 91,00
Sigma-Aldr. 57,76 57.40 44,985
Staples Inc. 23,19 22,87 18,035
Starbucks 26,22 26,03 20,35
Steel Dynamics 15,47 15,56 11,805
Stericycle 57,44 57,16 45,16
Symantec 16,23 17,04 13,425
Synopsys 22,09 22,03 17,06
T. Rowe Price 56,58 56.28 43,97
Tech Data 41,94 41,47 32.61
Teva Pharmac. 60,56 60,02 47,335
VeriSign 26,76 26,67 20,85
Vertex Pharm. 37,55 37.30 29,34
Virgin Media Inc. 17,16 17.15 13,375
Vivus 12,01 11.96 9,321
WebMD Health 45.15 45,37 35,575
WholeFoodsMark. 40,47 39,96 31,14
Wynn Resorts 85.57 84,24 66,60
Xilinx 25,33 25,22 19,775
Yahoo 16,49 16,32 12,85

T o ro n to  (cad) 5.5 . 6 .5 . 6 .5 .
ACE Aviation 9,02 8.94 6,729
Ballard Power Sysf. 2,31 2.34 1,731
Barrick Gold 44,13 45,06 34,20
BCE Inc. New 30,33 30,54 22.49
Bk. of Montreal 60,93 59,93 46,08
Bk. of N. Scotia 51,60 50.73 39,24
Bombardier B 5,07 5,08 3,862
Breakwater Res. 0,36 0.35 0,271
CAE inc. 9,26 9,40 6,934
Can. Imp. Bank 72,83 71,73 54,97
Can. Nat. Railway 59,07 59,08 44,19
Domtar Corp.new 71,30 71,27 53,66
EnCana Corp. 32,40 32.06 24,31
Goldcorp 43,83 44,87 34,28
Husky Energy 27,42 27,06 20,59
lamgold 18,17 18,44 13.80
Imperial Metals 19,25 18,99 14,46
Imperial Oil 40,66 40.11 30,52
Inmet Mining 49,40 48.99 37,295
Kinross Gold 18,21 18.30 13,915
Magna Int. A 64,27 76,14 51,65
Methanex 22,41 22,52 16,845
Nat. Bk. Canada 60,64 60,08 45,635
Nexen Inc. 23,65 23,28 17,68
Northgate Expl. 3,25 3,30 2,528
Open Text Corp. 43,32 43.25 32,58
Research Motion 70,62 70,89 53,98
Royal Bank Cda 61,21 60,17 46,715
Suncor Energy 32,51 32,52 24,89
Talisman Energy 16,85 16,83 12,545
Teck Cominco B 37,44 37,51 28,63
Telus Corp. 37,05 37.21 27,72
Thomson Reut. Corp. 38,02 39,29 28.80
Toronto-Domin. Bk. 73,60 72,84 56,00
TransCda Corp. 36,03 35,92 27,17

Letzte Kursfeststellung um 16.35 Uhr.


